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 1 Einleitung
Der Einsatz autonomer Fahrzeuge im Öffentlichen Verkehr (ÖV) erfordert ihre organisatorische und technisch 
standardisierte Integration in die betrieblichen Prozesse des Verkehrswesens um einen diskriminierungsfreien 
Marktzugang für alle Anbieter, sowohl in ländlichen Regionen als auch in Ballungsräumen, flexibel für die 
Fahrgäste zu gestalten. Die Realisierung durch die verschiedenen ÖPNV-Unternehmen wird durch die im TSK 
beschriebenen Prozesse der Systemelemente, deren Grenzen und dem Zusammenspiel beziehungsweise 
Wechselwirkungen resultierend aus den grundlegenden Anwendungsmöglichkeiten, unterstützt.

 1.1 Gültigkeitsbereich

Dieses technische Sicherheitskonzept (TSK) betrachtet die Operationen (UseCases) und das Zusammenspiel der 
Leitstellen (AD und ÖV), sowie den Betriebshöfen und deren Stationen, z.B. Werkstätten in Interoperabilität mit den 
Fahrzeugen auf der Systemebene, sowie die Berücksichtigung der für die Genehmigung erforderlichen 
festgelegten Betriebsbereiche, wozu das festgelegte Streckennetz mit Darstellung eines kartographisch 
umgrenzten Bereichs mit Angabe des Betriebszwecks unter Berücksichtigung der damit verbundenen 
Betriebsbedingungen (Straßeninfrastruktur) betrachtet wird. 
Hinweis: 
Das Projekt ÖV-LeitmotiF-KI hat dazu ein Referenzmodell erstellt, welches abgebildet ist im Funktionalem Sicherheitskonzept (FSK) Kapitel 3.1 
Analyseobjekt (Referenzmodell).

Das Konsortium besteht aus Partnern der Forschung, Industrie und Verkehrsunternehmen stellt sich vor unter 
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/AVF-projekte/oev-leitmotif-ki.html oder 
https://www.vdv.de/leitmotif-ki.aspx.
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Abbildung 1: Das ÖV-LeitmotiF-KI Konsortium mit der Verteilung der Arbeitspakete gemäß GVB

Bild: ÖV-LeitmotiF-KI – Gesamtvorhabenbeschreibung (GVB)
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 1.2 Zielsetzung

Das Technische Sicherheitskonzept (TSK) betrachtet das Zusammenspiel der Objekte auf der Systemebene mit 
den daraus resultierenden Gefahren aus der (bewußten) Nutzung von Objekten sowie von vorhandenen 
Elementen der Umgebung. Die Gefährdung resultiert aus den Energien (Wkinetisch, WPotential, …) der Objekte.

Gefährdungen sind durch geeignete (Gegen-)Maßnahmen zu vermeiden, oder sofern dieses nicht realistisch 
möglich sein sollte, angemessen abzumildern.

Ein Technisches Sicherheitskonzept (TSK) holt die Anforderungen ab aus der/dem
2 ISO-26262-4:2018 Clause 6.5.2 → 6.4.3 to 6.4.6

 Item Definition
2 ISO-26262-3:2018 Clause 5.5.1
(Existiert nicht im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI → Kapitel 3 Das System mit seinen Objekten (Items) und Elementen)

 Funktionalen Sicherheitskonzept (FSK)
2 ISO-26262-3:2018 Clause 7.5.1
ÖV-LeitmotiF-KI-AP6-FunktionaleSicherheitskonzept(FSK)-v1.0.docx / pdf.

 System Architectural Design
(Existiert nicht im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI um einen diskriminierungsfreien Zugang von allen Marktanbietern zu wahren)

▶ beinhaltet die Fähigkeit die Systemarchitektur zu verifizieren

▶ beinhaltet die Aspekte der Hardware und Software der Elemente mit den spezifizierten Betriebszuständen.

und verfeinert diese auf der Systemebene.
2 ISO-26262-4:2018 Clause 6.4.3.1

Hinweis:
Das Funktionale Sicherheitskonzept (FSK) benennt (referenziert) Methoden, welche zur Erstellung von Sicherheitsnachweisen angewendet 
werden können plus kristallisiert über die Strategie heraus, welche Methodik zu welchem Freigabelevel, als geeignet angesehen werden kann.

 1.2.1 Ziele resultierend aus der Projektabgrenzung durch den Projektsteckbrief

Randbedingung: 
(Projektziel gemäß 14-Projektsteckbrief-ÖV-LeitmotiF-KI_DG24_Überarbeitung 7-2-2022.pdf).

Randbedingung Zielsetzung gemäß Zuwendungsbescheid:

1. Die Standardisierung der organisatorischen und technischen Integration von KI-Methoden in die 
betriebliche Organisation von ÖPNV-Anbietern soll Herstellern und Nutzern einen diskriminierungsfreien 
Marktzugang gewähren. → Anwendung und Weiterentwicklung der VDV-Schrift-435-InternetOfMobility.
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2. Ein sicherheitsgerechtes standardisiertes Referenzmodell soll entstehen, das den Einsatz automatisierter 
Fahrzeuge der Autonomiestufe 4 und höher erlaubt und die Haftungsrisiken der Betreiber minimiert. 
→ FSK Kapitel 3.1 Analyseobjekt (Referenzmodell).

3. Die ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH erstellt eine Analyse der projektrelevanten 
manuellen Prozesse von 400 ÖV-Unternehmen sowie von zumeist automatisiert gesteuerten Prozessen 
aus 40 Testfeldern. → Die Prozesse von 400 ÖV-Unternehmen (wesentlich ermittelt durch den VDV) und 
auch die Interessen aus Sicht der Fahrgäste (wesentlich ermittelt durch die TUIL) sind mittels 
Strukturanalyse in das Dokument „20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf“ 
vom für AP2 verantwortlichen Projektpartner eingeflossen. Mittels Aufgabenanalyse wurde eine 
Klassifikation der Anwendungsfälle durchgeführt und im Dokument 
„20230330_Deliverable_MS1_UseCases_Deliverable.docx / pdf“ unter der Leitung vom für AP2 
verantwortlichen Projektpartner spezifiziert, wobei die Abläufe als Modellierung gemäß GVB mittels UML-
Notation abzubilden sind. Diese als projektrelevante UseCases eingestuften Anwendungsfälle, sind von 
der ESE auf Ihre Gefährdung zu analysieren, welches im Funktionalen Sicherheitskonzept (FSK) 
beschrieben ist. 

4. Die ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH spezifiziert als Grundlage für den Einsatz von KI-
Methoden Datenschnittstellen, die die Möglichkeiten einer Industrie 4.0 nutzen und den Standard gemäß 
„Internet of Mobility“ abbilden. → in 1. Weiterentwicklung der VDV-Schrift-435-InternetOfMobility enthalten.

5. Die ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH verantwortet die Spezifikation des funktionalen und 
technischen Sicherheitskonzeptes sowie die Definition einer Zulassungs-Strategie zur Absicherung des 
Referenzmodells. → Dieses Ziel definiert das Liefergebinde der ESE. Die Ziele 1 bis 4 sind anteilig in das 
FSK eingeflossen, welches dieses TSK abholt. Die Zulassungsstrategie ist ein separates Dokument, 
welches jedoch die Erkenntnisse des TSK anwendet. 

 1.2.2 Ziele resultierend aus der Gesamtvorhabenbeschreibung (GVB):

Die Einsatzmöglichkeiten, die das Liniennetz des Öffentlichen Verkehrs (ÖV) sowohl in ländlichen Regionen als 
auch in Ballungsräumen flexibler für die Fahrgäste gestalten, sollen, um die Potentiale flächendeckend 
auszuschöpfen zu können, mittels systematischer Ansätze, welche die automatisierten Fahrzeuge im ÖV auf allen 
Ebenen organisatorisch und technisch standardisiert, in die betrieblichen Prozesse und die bestehenden IT-
Systemlandschaften integriert werden.

Diese Prozesse betreffen im Wesentlichen die Interaktion zwischen den vollautomatisierten Fahrzeugen und dem 
Leitsystem des ÖV. Des Weiteren betrifft dies auch die nutzerzentrierte Interaktion der Fahrgäste mit den 
automatisierten Fahrzeugen unter besonderer Berücksichtigung der kundenspezifischen Anforderungen entlang 
der Reisekette.

Die operativen Daten des ÖPNV (wie z. B. Auslastungsdaten, Taktungen, Netzkapazitäten) können mit Ereignissen 
(wie z.B. Wetter-, Veranstaltungs- und Verkehrsdaten) kombiniert, sowie ggf. mittels KI, auch 
unternehmensspezifisch optimiert werden, um vorausschauend dynamische Anpassungen zu erkennen, wie z.B. 
Einsatz von Fahrzeugen mit unterschiedlichem Fahrgastfassungsvermögen und deren Zusammenschluß zu einem 
Verbund (Platooning). 

Es werden die Anwendungsfälle extrahiert, bei denen der Einsatz von KI-Methoden einen besonderen Mehrwert 
bietet, da für den Betrieb von autonomen Fahrzeugen „Autonomous Drivable Object (ADO)“ 

 bisherige regelbasierte Verfahren an systemische Grenzen stoßen.

 die bisherigen Aufgaben, welche im konventionellen Betrieb durch den Fahrzeugführer ausgeübt wurden,
jetzt vom AD-Bordsystem umzusetzen sind.

Die projektspezifischen Systemgrenzen zum Umfeld werden beschrieben in Kapitel 3 Das System mit seinen 
Objekten (Items) und Elementen.
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 1.3 Mitgeltende Dokumente

 1.3.1 Recht & Gesetz 

 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
https://www.gesetze-im-internet.de/arbschg/ArbSchG.pdf.

 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
https://www.gesetze-im-internet.de/bdsg_2018

 Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)
Technische Richtlinie TR-02102-2 Kryptographische Verfahren: Empfehlungen und Schlüssellängen 
Teil 2 – Verwendung von Transport Layer Security (TLS), Version 2023-01.
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Publikationen/TechnischeRichtlinien/TR02102/BSI-
TR-02102-2.pdf?__blob=publicationFile&v=6 

 Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV)
Bericht der Ethik-Kommission – Automatisiertes und Vernetztes Fahren
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/publikationen/bericht-der-ethik-kommission-729110

 Minimum Risk Manoeuvre (MRM)
https://wiki.unece.org/download/attachments/27459841/ACSF-04-07  (D) - ACSF-MRM.pdf?api=v2 

 Personenbeförderungsgesetz (PbefG)
https://www.gesetze-im-internet.de/pbefg/BJNR002410961.html 

 Straßenverkehrsgesetz (StVG)
https://www.gesetze-im-internet.de/stvg/StVG.pdf 

 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)
https://www.gesetze-im-internet.de/stvo_2013/StVO.pdf 

 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) 
https://www.gesetze-im-internet.de/stvzo_2012/BJNR067910012.html 

 United Nations Regulation R155e
(Cyber Security And Cyber Security Management System)
https://unece.org/sites/default/files/2021-03/R155e.pdf 

 Verordnung (EU) 2016/679 – Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R0679 

 Verordnung zur Genehmigung und zum Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgeleg-
ten Betriebsbereichen (Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebs-Verordnung – AFGBV)
https://www.gesetze-im-internet.de/afgbv/AFGBV.pdf 

 Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr (BOKraft)
https://www.gesetze-im-internet.de/bokraft_1975/BOKraft.pdf 

 Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)
https://www.gesetze-im-internet.de/betrsichv_2015.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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 1.3.2 Normen & Standards

 Automotive SPICE®
https://www.automotivespice.com 

 DIN EN ISO-7010:2011 
Graphical Symbols – Safety Colours and Safety Signs – Registered Safety Signs (Rettungszeichen)
https://www.iso.org/standard/54432.html 
https://commons.wikimedia.org/wiki/Category:ISO_7010_safe_condition_signs?uselang=de 

 DIN EN IEC 62443-3-3 (VDE 0802-3-3) System Security Requirements and Security Levels
https://www.vde-verlag.de/normen/0800628/din-en-iec-62443-3-3-vde-0802-3-3-2020-01.html 

 DIN 72552 Klemmenbezeichnungen
https://de.wikipedia.org/wiki/Klemmenbezeichnung 

 DGUV – 209-093 Qualifizierung für Arbeiten an Fahrzeugen mit Hochvoltsystemen
https://publikationen.dguv.de/regelwerk/dguv-informationen/3982/qualifizierung-fuer-arbeiten-an-fahrzeugen-
mit-hochvoltsystemen.

 ISO/SAE 21434:2021 Road Vehicles – Cybersecurity Engineering
https://www.iso.org/standard/70918.html 

 ISO-21448:2022 Road vehicles – Safety of the intended functionality (SOTIF)
https://www.iso.org/standard/77490.html 

 ISO-26262-04:2018 Road Vehicles – Functional Safety
https://www.iso.org/standard/43464.html 

 PrOACT-URL
https://imi-protect-eu.cc.ic.ac.uk/PrOACT-URL.html 

 United Nations Regulation R155e
(Cyber Security And Cyber Security Management System)
https://unece.org/sites/default/files/2021-03/R155e.pdf 

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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 2 Methodik

 2.1 Anforderungsmanagement

 2.1.1 Methoden gemäß Gesamtvorhabenbeschreibung (GVB)

■ Methoden (GVB 1.3.1a) der nutzerzentrierten Aufgabenanalyse / Workflowanalyse / Systemanalyse
Beschreibung mit einer UML-Notation, wie z. B. Sequenzdiagramme.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage): 
Welche Prozesse finden im Betrieb statt?
Umsetzung:
Mittels Aufgabenanalyse wurde eine Klassifikation der projektrelevanten Anwendungsfälle durchgeführt 
und im Dokument „20230330_Deliverable_MS1_UseCases_Deliverable.docx / pdf“ vom für AP2 
verantwortlichen Projektpartner spezifiziert, wobei die Abläufe gemäß der UML-Notation als Modellierung 
abzubilden sind / abgebildet wurden.
Hinweis:
Die Überarbeitungsbedarfe der Swimlane-Diagramme wird mit der konsolidierten Einarbeitung in das Use-Case-Dokument erfolgen, 
in Q3/2024 (nach dem Ausscheiden der ESE). Ausgenommen die UseCases, welche vom für AP2 verantwortlichen Projektpartner 
der ESE zugewiesen wurden (12 Systemüberwachung und ggf. Störmeldung, 31 Entscheidungshilfe (darf ich weiterfahren?), 40 
Nothalt, 41 Fahrzeug dauerhaft unerreichbar und 45 MissionCtrl), welche bis Ende Q2/2024 eingearbeitet sein müssen, gemäß 
Protokoll  9. Gesamtprojekttreffen.
Hinweis:
Die Swimlane-Diagramme der oben genannten 5 Use Cases, wurden Ende Februar / Anfang März 2024 in UML Notation 2.5 
geliefert.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Welche generischen Schnittstellen existieren zwischen den AVs und dem Leitsystem und wie können diese 
in einer Referenzarchitektur allgemeinverständlich beschrieben werden?
Umsetzung:
Die Prozesse von 400 ÖV-Unternehmen (ermittelt durch den VDV) und auch die Interessen aus Sicht der 
Fahrgäste (ermittelt durch die TUIL) sind mittels Strukturanalyse in das Dokument 
„20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf“ vom für AP2 verantwortlichen 
Projektpartner eingeflossen.

öffentlich © ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH 2024 Seite 9/84
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■ Methoden (GVB 1.3.1b) der Vergleichenden Evaluation des Aufgabenerfüllungsprozesses mit und ohne 
KI-gestützte Funktionalität, sowie der Definition von relevanten Anwendungsfällen.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
An welchen Stellen der Prozesskette kann KI einen Mehrwert bringen?
Umsetzung:
Die Umsetzung erfolgt teilweise im

▶ „20230330_Deliverable_MS1_UseCases_Deliverable.docx / pdf“ erstellt unter der Leitung vom für AP2 
verantwortlichen Projektpartner. 

▶ „Deliverable_MS3-5_KI.docx“ spezifiziert vom für AP5 verantwortlichen Projektpartner.

▶ Funktionales / Technisches Sicherheitskonzept (FSK / TSK) von der ESE.

■ Methoden (GVB 1.3.1c) der Datenanalyse, sowie der Evaluation des Verhältnisses von Aufwand und Nutzen 
für die Datenerhebung.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Welche Datenbestände und -quellen sind vorhanden und welche müssen neu erhoben werden?
Umsetzung:

▶ Erweiterung / Aktualisierung der VDV-Schrift-435-InternetOfMobility
Hinweis:
Die operativen Daten des ÖPNV, (wie z. B. Auslastungsdaten, Taktungen, Netzkapazitäten), können mit 
Ereignissen (wie z.B. Wetter-, Veranstaltungs- und Verkehrsdaten) kombiniert, sowie ggf. mittels KI auch 
unternehmensspezifisch optimiert werden um vorausschauend dynamische Anpassungen zu erkennen, wie z.B. 
Einsatz von Fahrzeugen mit unterschiedlichem Fahrgastfassungsvermögen und deren Zusammenschluß zu einem 
Verbund (Platooning). Neu hierbei ist die Möglichkeit das Wetter fahrzeug- und zeitspezifisch zu erfassen durch die 
Sensorik, welche autonom fahrende Fahrzeuge benötigen, im Gegensatz zu konventionellen Fahrzeugen.

▶ Im autonomen Betrieb gibt es keinen Fahrzeugführer mehr, weshalb „dieser“ auch keinerlei Aussagen 
mehr zum Hergang eines Ereignisses treffen kann, folglich werden Aufzeichnungen zum Geschehen 
benötigt. Diese müssen den Anforderungen aus  AFGBV Anlage 1 Teil 3 Digitaler Datenspeicher 
(Abschnitt 13) und AFGBV Anlage 1 Teil 3 Abschnitt 13.1 Zu speichernde Ereignisse, sowie dem 
Datenschutz entsprechen, jedoch müssen die Informationen, welche zur Rekonstruktion des 
Ereignishergangs benötigt werden auch fälschungssicherer hinterlegt sein.
Hinweis:
Die Aussagefähigkeit ist von wesentlicher Relevanz für jedes ÖPNV-Unternehmen, sowie für die juristische 
Rechtsprechung. Insbesondere bei Ereignissen welche Schadensansprüche mit sich bringen, ist der 
Ereignisablauf von besonderer Bedeutung um die Wahrhaftigkeit zu Gewährleisten, wodurch eine Vermeidung von 
krimineller Nutzung mittels Vortäuschung von Ereignisses zum Zwecke der persönlicher Wertschöpfung / 
Bereicherung (Versicherungsbetrug) aufzudecken sind.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Welcher Nutzen kann daraus entstehen?
Umsetzung: 

▶ Steigerung der Effizienz und der Mobilität durch Optimierung.
Hinweis:
Der Nutzen wird aus der Sicht der Konsortialpartner eigenständig in deren Liefererzeugnissen beschrieben 
werden, wobei der Nutzen für die ÖPNV-Unternehmen insbesondere durch den für AP4 verantwortlichen 
Projektpartner, sowie IVU und VDV, die Sicht der Fahrgäste durch die TUIL und die Umsetzung im autonomen 
Fahrzeug durch den für AP5 verantwortlichen Projektpartner erfolgen wird. Der Fokus Sicherheit wird im FSK und 
TSK durch die ESE umgesetzt.

▶ Vermeidung von Kriminalität durch Aufdeckung / Erkennung von Versicherungsbetrugsversuchen, 
welche mittels Öffentlichkeitsarbeit publiziert werden, wodurch die Häufigkeit der kriminellen Versuche 
gesenkt werden kann. 

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Welche Gründe sprachen bisher gegen die Nutzung dieser Datenbestände?
Umsetzung:

▶ Die Datenbestände wurden mangels dafür notwendiger Sensorik im konventionellen Betrieb nicht 
erfaßt, weil der Aufwand (Kosten) nicht im Verhältnis zum Nutzen stand.
Hinweis:
Die Daten entstehen im autonomen Fahrbetrieb als Beifang.
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▶ Die Möglichkeit des Mißbrauches wurde durch die Zeugenaussage des Fahrzeugführers eliminiert.

■ Methoden (GVB 1.3.1d) für das Auswählen von Anwendungsfällen nach definierten Kriterien.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Welche Anwendungsfälle haben einen besonderen Mehrwert durch den Einsatz von KI-Methoden?
Umsetzung:

▶ KI-Methoden liefern Wahrscheinlichkeitsvorhersagen zu potentiellen Ereignissen, welche von 
regelungstechnischen Mechanismen genutzt werden können.

■ Methoden (GVB 1.3.1e) der Adaption des Bewertungsinstrumentariums für KI-Methoden.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Welche KI-Methode kann man zum Clustering / Handling der Datenströme einsetzen?
Umsetzung:
Die Auswahl von geeigneten Methoden hängt vom Inhalt des verfügbaren Datensatzes, der gewünschten 
zu berechnenden Information / Vorhersage mit der Gewichtung (Interessenschwerpunkt) des jeweiligen 
ÖPNV-Unternehmens ab, weshalb hier nur auf die mathematischen, statistischen Methoden im 
allgemeinen verwiesen werden kann. 

■ Methoden (GVB 1.3.2a) für einen kontinuierlichen gesellschaftlichen Dialog, Durchführung eines Diskurses 
mit den Zielgruppen, sowie Integration der Diskursergebnisse in das Projekt und die kontinuierliche Evaluation 
der Ergebnisse durch die Zielgruppen.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Wie kann Vertrauen und Akzeptanz durch gesellschaftlichen Dialog nach „Innen“ (Betreiber) und nach 
„Außen“ (Fahrgäste/Öffentlichkeit) geschaffen werden?
Umsetzung:
Öffentlichkeitsarbeit / Public Relation (PR)

■ Methoden (GVB 1.3.2b) zur Entwicklung von alternativen Prototypen; Durchführung von Usability-Tests mit 
Fahrgästen und Leitstellenpersonal unter besonderer Berücksichtigung der Kriterien Nachvollziehbarkeit, 
Erklärbarkeit und Vertrauenswürdigkeit.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Wie kann die KI-gestützte Mensch-Maschinen-Interaktion transparent und nachvollziehbar, sowie erklärbar 
und vertrauenswürdig für den Nutzer gestaltet werden?
Umsetzung:
Beschreibung der allgemeingültigen mathematischen Regelalgorithmen beziehungsweise der Abläufe 
(UseCases) mit Sequenz-Ablaufdiagrammen und allgemeinverständlicher Beschreibung für nicht 
fachkundige Anwender. 
Hinweis:
Die Durchführung mit Leitstellenpersonal ist nicht diskriminierungsfrei realisierbar, weil die Leitstellen der ÖPNV-
Unternehmen an das Streckennetz des jeweiligen ÖPNV-Unternehmens unter Beachtung des ggf. tages- / 
saisonabhängigen Angebotes gebunden sind, wodurch spezifische Anforderungen an die Geschäftsprozesse und an 
die spezifische (ggf. einem Betriebsgeheimnis unterliegenden) Software eines einzigen ÖPNV-Unternehmens 
gebunden wären. Die Umsetzung für nur ein ÖPNV-Unternehmen würde dieses bevorzugen und damit eine 
Diskriminierung aller anderen ÖPNV-Unternehmen bewirken. Außerdem wird eine behördliche Genehmigung, 
insbesondere für den Fahrgastbetrieb, benötigt, welche dann nur für diesen einen kartographisch umgrenzten Bereich 
Gültigkeit hätte. Das ÖPNV-Unternehmen, welches diesen Bereich betreut, würde dadurch bevorzugt behandelt 
werden, was selbstverständlich nicht im Rahmen eines öffentlich geförderten Projektes zulässig ist. 
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■ Methoden (GVB 1.3.3a) der Risikoanalyse mittels Systems-Theoretic Accident Model and Processes 
(STAMP) und Systems Theoretic Process and Analysis (STPA)

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Wie kann man KI in die sicherheitsgerechte und nutzerorientierte Steuerung eines automatisierten 
Verkehrssystems integrieren, ohne dabei die Sicherheit des Verkehrssystems zu beeinträchtigen?
Umsetzung:
Anwendung der etablierten Prozesse und Verfahren der Funktionalen Sicherheit (ISO-26262:2018), der 
Cybersecurity (ISO-21434) und der Gebrauchssicherheit (ISO-21448) bei der Entwicklung von 
automatisierten / autonomen Items und Elementen der Systeme im Fahrzeug (OEM), sowie auch für die 
Leitstellen (ÖV plus AD) und den Betriebshof (Service, Wartung und Instandhaltung, sowie der täglichen 
Abfahrkontrolle vor der Betriebsaufnahme der Personenbeförderung) mittels Implementierung in die 
Betriebsprozesse des jeweiligen ÖPNV-Unternehmens gemäß der bereits etablierten 
Geschäftstätigkeitsprozesse unter Beachtung der spezifischen strategischen Ziele des ÖPNV-
Unternehmens, wobei ggf. der Versorgungsauftrag / die Daseinsvorsorge zu berücksichtigen sind. 
Hinweis:
Die System Theoretic Accident Modell and Process (STAMP) basiert auf dem systemtheoretischen Ansatz 
der Regelungstechnik und nutzt dabei keinerlei Wahrscheinlichkeitsannahmen, wobei das gesamte 
System und nicht einzelne Systemkomponenten betrachtet werden. 

Das Versagen der Regelung (Unfälle) aufgrund von Defekten oder dem Ausfall einzelner 
Systemkomponenten wird in dem systemtheoretischen Ansatz der Regelungstechnik als Kontrollproblem 
betrachtet. Im Wesentlichen wird das Versagen der Regelung mittels Fehler (Fehler in der Software, 
Systemdesignfehler oder menschliche Fehler) unabhängig von der Ursache betrachtet, stattdessen wird 
die Auswirkung auf das Gesamtsystem analysiert / bewertet.

Die Systems Theoretic Process Analysis  (STPA) Methode ist eine systembetrachtende Risikobewertung, 
welche pro-aktiv potentielle Fehler identifiziert und diese gesteuert rückkoppelt / rückmeldet. Sie folgt dem 
explorativen Forschungsansatz, welcher ein Phänomen auf Basis des Ablaufes untersucht um zu erklären, 
wie und warum es eintritt. Der Schwerpunkt basiert auf dem Erkennen von unsicheren Prozessen / 
Szenarien. Das Erkennen von Defekten und Fehlern ist nicht im Fokus der STPA. 
Dieses erfolgt über die etablierten Verfahren der Fehler-Möglichkeits- und Einflußanalyse (FMEA) und 
ihren Variationen, beziehungsweise der Gefährdungsanalyse „HAZard and Operability (HAZOP)“ als 
Bestandteil der PAAG-Methode (Prognose, Auffinden der Ursache, Abschätzen der Auswirkung und 
Gegenmaßnahme implementieren).
Hinweis:
Das autonome Fahrzeuges unter der Aufsicht der Technischen Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle ist nur ein 
Teilnehmer (Systemkomponente) im öffentlichen Straßenverkehr (System) innerhalb des Regelprozesses.
Als Voraussetzung zur Umsetzung einer STAMP / STPA müßten alle Systemkomponenten des Systems 
(Verkehrsteilnehmer inklusive Tiere) regelungstechnisch mittels Prozessen berücksichtigt werden, jedoch  
können Mensch und Tier durch den freien Willen (spontan und losgelöst von regelungstechnischen 
Prozessen, gleich lebendig) nicht kontrolliert werden, da vorsätzliche Handlungen möglich sind. 
Natürliche Ereignisse inklusive Naturkatastrophen werden in der STPA nicht als auslösendes Ereignis 
erachtet, obwohl diese in der Realität als Ursache für Unfälle / Unglücke maßgeblich beteiligt sein können. 
Hinweis:
Der Regelkreis eines autonomen Fahrzeuges (ADO) ist im FSK abgebildet.

■ Methoden (GVB 1.3.3b) der Anwendung der Zulassungsstrategie gemäß PrOACT-URL hinsichtlich der 
Nachweisführung der Erreichung einer hinreichenden Sicherheit für den Regelbetrieb.

▶ Zielsetzung (Beantwortung der Forschungsfrage):
Wie kann ein nationaler Regelungsrahmen für autonome (SAE ≥4) Fahrzeuge geschaffen werden?
Umsetzung:
Berücksichtigung der PrOACT-URL hinsichtlich der Nachweisführung der Gestaltung einer hinreichenden 
Sicherheit für den Regelbetrieb in der Zulassungsstrategie.
Hinweis:
Die Methode wird beschrieben im Kapitel 2.2.1.2.1 Problemlösungsmanagement mit der PrOACT-URL Methode.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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 2.1.2 Methoden aus Normen & Standards 

 2.1.2.1 Sicherheitsanforderungen gemäß ISO-26262:2018

2 ISO-26262-04:2018 Clause 6.5.2 Technical Safety Concept → 6.4.3 to 6.4.6:

 Technische Sicherheitsanforderungen müssen die Fähigkeit aufweisen die Systemarchitektur zu verifizieren, 
d.h. Verifikationskriterien sind anzugeben.

 Technische Sicherheitsanforderungen müssen die Fähigkeit aufweisen, die funktionalen 
Sicherheitsanforderungen an die Hardware- und Software vollständig abzubilden, wobei die Umsetzung auf 
der Elemente-Ebene, die Erfüllung der funktionalen Sicherheitsanforderungen, durch den 
Systemintegrationstest reproduzierbar nachzuweisen ist. 

 Die internen (White-Box) und externen (Black-Box) Schnittstellen der sicherheitsrelevanten Elemente sind so 
zu spezifizieren, daß andere Elemente keinen Einfluß ausüben können, d.h. Schnittstellen sollen eigenständig 
und unabhängig sein.
Hinweis:
SWE.2 spezifiziert die Black-Box- (EVA-Prinzip) Tests
SWE.3 verfeinert (spezifiziert) die Black-Box zu White-Box- (Fault Injection) Tests
SWE.5 realisiert die Umsetzung / Durchführung der White-Box-Tests.
SWE.6 realisiert die Umsetzung / Durchführung der Black-Box-Tests
Um die korrekte Verarbeitung eines System zu verifizieren, müssen innere (White-Box) plus äußere (Black-Box) Fehler 
erkannt und per (Gegen-)Maßnahmen vermieden bzw. abgemildert werden. 
→ Anzahl White-Box-Tests » Black-Box-Tests
Hinweis:
WP 08-52 Test Plan legt das Zusammenspiel der Testmethoden (Black-Box, White-Box, Boundary Scan, etc) fest und 
sichert darüber die Nachweiserbringung.

 Sofern eine ASIL Dekomposition bei den Sicherheitsanforderungen in der Systemarchitektur angewendet 
wurde, so muß dieses gemäß ISO-26262-09:2018 Clause 5 „Requirements decomposition with respect to 
ASIL tailoring“ erfolgen. 

 Sicherheitsanalysen der Architektur müssen gemäß ISO-26262-09:2018 Clause 8 „Safety Analyses“ erfolgen.

 Gefahren, welche nicht bereits durch Sicherheitsziele abgedeckt wurden, müssen in der Gefahren- und 
Risikoanalyse (G&R) beschrieben sein. → Die Sicherheitsziele sind im FSK als Kapitel beschrieben.

 Maßnahmen zur Erkennung von zufällig auftretenden Fehlern und deren Behandlung sind in der 
Systemarchitektur zu spezifizieren.

 Technische Sicherheitsanforderungen müssen den Elementen der Systemarchitektur zugeordnet werden und 
sowohl vom System als auch der Hard- und/oder Software implementiert werden, wobei die höchste 
zugeordnete Sicherheitsrelevanz (ASIL-Wert) Anwendung findet.

Die Sicherheitsanforderungen der ISO-26262 gelten für die Bauteile selbst, sowie für die daraus resultierenden 
Systemkomponenten, als auch letztendlich für das komplette Fahrzeug (OEM) mit den installierten AD-/ÖV-Tuning-
Kits im Verbund mit den Umweltbedingungen unter Berücksichtigung von der Ausstattung (Environment) der 
Infrastruktur. 

 2.1.2.1.1 Sicherheitselemente außerhalb des Kontextes (SEooC)

2 ISO-26262-02:2018 Kapitel 3.138 Definition
 ISO-26262-02:2018 Kapitel 6.4.5.7 Tailoring ≙ Zerlegung in einzelne Funktionselemente 
 ISO-26262-10:2018 Kapitel 9 Safety Element out of Context (SEooC)
 ISO-26262-10:2018 Abbildung 21 Relationship between Assumptions and SEooC Development
≙ Zusammenhang zwischen Annahmen und deren Einbindung in die Anforderungen der Entwicklung.
Hinweis:
Die getroffenen Annahmen werden über die Anwendung verifiziert und validiert, sowie im Bedarfsfall aktualisiert.
 ISO-26262-10:2018 Abbildung 22 SEooC System Development 
≙ Einbindung eines Elementes, welches Sicherheitsfunktionen beinhaltet, in die Systementwicklung des Items.
Ein Safety Element out of Context (SEooC) ist Sicherheitselement außerhalb des Sinnzusammenhanges 
(Konstellation von Eigenschaften), dieses kann ein Subsystem oder eine HW/SW-Komponente sein, z.B. ein 
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Mikrocontroller mit Sicherheitsmechanismen, wobei Funktionen der Memory Protection Unit (MPU) von dem 
Mikrocontroller verwendet werden, z.B. bei der Datenaufzeichnung nach AFGBV §15 Datenspeicherung Absatz 1ff. 

 2.1.2.2 Schutzanforderungen an Sicherheitsanforderungen gemäß ISO-21448

 ISO-21448:2022 Road Vehicles – Safety of the intended Functionality (SOTIF)

Die Safety of the intended Functionality (SOTIF) ≙ Sicherheit der Sollfunktion, hat zum Ziel die Sollfunktion so zu 
spezifizieren, daß diese als (hinreichend) sicher nachgewiesen werden kann. Somit sind unsichere (und 
insbesondere unbekannte) Ereignisse oder Werte auszuschließen. 

Neben der Funktionalität sind die Randbedingungen zu beschreiben. Diese beinhalten Prozeßanforderungen und 
nicht funktionale Größen z.B. Budgetierung (Speicherplatz), Temperatur, Luftfeuchtigkeit und Einschränkungen 
durch Schnittstellen oder durch die Herstellung (Fertigungsparameter, Kalibrierungsdaten).

Unsichere und unbekannte Ereignisse können durch geeignete Gegenmaßnahmen vermieden werden. Dazu zählt 
insbesondere der Qualitätsaspekt „Robustheit“, welcher vorgibt, daß Werte sich in einem Wertebereich (ggf. mit 
Toleranzbereich) befinden müssen. Sollte der Wertebereich und/oder das erwartete Zeitverhalten der 
Aktualisierung nicht eingehalten werden, dann sind sichere Ersatzwerte (Amplitudenersatzwert oder Zeitersatzwert) 
zur Stabilisierung und Aufrechterhaltung der funktionalen und technischen Sicherheit anzuwenden. Zum 
Bauteilschutz und um abrupte Bewegungen zu vermeiden sind Dämpfungsmaßnahmen bei 
Wertebereichsüberschreitung und Unterstützungsleistung bei Wertebereichsunterschreitung zu implementieren. 

Zur Erbringung des Nachweises der Tauglichkeit können KI-gestützte statistische Auswertungen der 
Betriebsbewährtheit Anwendung finden. 
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 2.1.2.3 Anforderungen aus dem Arbeitsschutz

Anforderungen aus dem Arbeitsschutz werden durch Sicherheitsunterweisungen und deren Nachweis der 
regelmäßigen Durchführung realisiert.

 2.1.2.3.1 Qualifizierung für Arbeiten an Fahrzeugen mit Hochvoltsystemen

 DGUV – 209-093 Qualifizierung für Arbeiten an Fahrzeugen mit Hochvoltsystemen
https://publikationen.dguv.de/regelwerk/dguv-informationen/3982/qualifizierung-fuer-arbeiten-an-fahrzeugen-mit-hochvoltsystemen.

Qualifizierungsstufen

E Sensibilisierte Person

■ Bedienung von Fahrzeugen im Arbeitsbereich

E1 Fachkundig unterwiesene Person (FuP)

■ Allgemeine Arbeiten welche keine HV-Komponenten beinhalten / berühren

E2 Fachkundige Person (FHV) für Arbeiten an HV-Systemen im spannungsfreien Zustand

■ Bauteile auswechseln / warten

E3 Fachkundige Person für Arbeiten an unter Spannung stehenden HV-Komponenten

■ Bauteile unter Spannung austauschen

■ Fehlersuche

Tabelle 1: Qualifizierungsstufen (E-Schein)
Eigene Darstellung, ist jedoch ähnlich zu finden in obiger DGUV-209-093 Abbildung 8.

Gefahren durch Einwirkung von elektrischem Strom auf den Menschen:

■ Atemstörung durch Verkrampfung der Atemmuskulatur

■ Erschrecken durch kribbeln, leichter Spannungsschlag
Bereich: I < 5mA.

■ Herzschädigung durch Herzstillstand (reversible) beziehungsweise Herzkammerflimmern
Bereich: ab 25mA bis < 50mA Herzstillstand mit Wiedereinsetzen der Herztätigkeit
Bereich: ab 80mA bis 3A Herzkammerflimmern bis Herzstillstand (nicht reversible, akute Lebensgefahr).

■ Muskelverkrampfung
Bereich: 5mA bis 15mA (loslassen noch möglich) 
Bereich: ab 15mA bis 25mA (loslassen nicht mehr möglich) 

■ Nervenschäden durch Bewußtlosigkeit
Bereich: ab 50mA bis 80mA

■ Nierenschäden als Spätfolge

■ Schock

■ Verbrennung, entsteht bei höheren Stromstärken
Bereich: >3A 
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Gefahrenminderung durch betriebliche Maßnahmen mittels Verfahrensanweisungen (VAs) und Arbeitsvorschriften 
(AVs), welche auch die Nutzung von geeigneter Schutzkleidung regeln.

Hinweis:
IEC-61482-1-1:2019 Live working - Protective clothing against the thermal hazards of an electric arc
≙ Schutzkleidung gegen Gefährdung durch Wärme durch einen elektrischen Lichtbogen.

 2.1.2.4 Rettungszeichen gemäß DIN EN ISO-7010:2011 

Graphical symbols – Safety Colours and Safety Signs – Registered Safety Signs:

Nothalt

Notruf
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 2.1.3 Methoden für den Produktentstehungsprozeß (PEP) der Produktentwicklung

 2.1.3.1 Lebenszykluskurve einer KI-Funktion

Abbildung 4: Lebenszykluskurve einer KI-Funktion

Quelle:
Schnieder, Lars: Entwicklung vertrauenswürdiger Algorithmen auf Basis Künstlicher Intelligenz 
veröffentlicht in: Signal + Draht (115) 3 / 2023), S. 30 – 39.
Belegexemplar S&D 03_2023_Entwicklung vertrauenswürdiger Algorithmen auf Basis künstlicher Intelligenz.pdf.

Die Entwicklung vertrauenswürdiger Systeme mit Künstlicher Intelligenz (KI) als Grundlage für zukunftsorientierte, 
wettbewerbsfähige Produkte erfordert die Sicherheit und Zuverlässigkeit der Regelalgorithmen im Hinblick auf 
Wahrscheinlichkeiten / Vorhersagen und Empfehlungen oder autonomen Entscheidungen, welche innerhalb von 
definierten Grenzen durch den verantwortungsbewußten Menschen vorgegeben werden, wobei dynamische 
Randbedingungen aus dem Betriebsumfeld berücksichtigt werden. 
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 2.2 Betriebsprozesse von ÖPNV-Unternehmen

Verkehrsunternehmen haben Gebiete in welchen Sie ihre Dienstleistung, den Fahrgasttransport, anbieten, wobei 
mehrere Verkehrsunternehmen als Verkehrsverbund für eine Zone, einen Raum, ein Bediengebiet kooperieren 
können.

Diese Gebiete können mehrere Landkreise, Städte und Gemeinden umfassen, welche die dort ansässige 
Bevölkerung versorgen. Die Bedürfnisse der einzelnen Kundenzielgruppen werden behandelt in 
Marktbedarfsanalyse (MBA) – Fahrgastbedürfnisse. 

Zu den Kennzahlen von ÖPNV-Unternehmen gehören

■ die Betriebszeiten der Versorgung an Werk- und Feiertagen, 
sowie die Erreichbarkeit bei Störungen oder allgemeinen Servicefragen.

■ die Größe des Versorgungsgebietes in km².

■ die Angaben zur Versorgung mittels Einwohneranzahl für das Versorgungsgebiet.

■ die Angaben zur Anzahl der beförderten Fahrgäste innerhalb eines Jahres, 
woraus die Akzeptanz als Key-Performance-Indikator (KPI) ermittelt werden kann.

■ die Angaben zur zurückgelegten Strecke in Personen-km. 

Sowie im Bereich der Wirtschaftlichkeit

■ die Umsatzerlöse.

■ die Aufwände für die Aufrechterhaltung des Betriebes (Kosten).

■ der Gewinn.

Sowie ggf. allgemeine Angaben

■ die Anzahl der beschäftigten Mitarbeiter.

■ die Größe der vorgehaltenen Fahrzeugflotte.

■ das Versorgungsnetz mit den Linien und deren Haltestellen.

■ die Angaben zum Ausbau bzw. zur zukünftigen Versorgungslage.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 2.2.1.1 Juristische Verpflichtungen für den Betreiber (Fahrzeughalter)

Juristische Verpflichtungen sind mittels Unternehmensvorgaben (Richtlinien, Verfahrensanweisungen und 
Arbeitsvorschriften) im Unternehmen zu etablieren, ebenso ist deren Einhaltung zu überwachen.

■ AFGBV §7 Absatz 1
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion dürfen im öffentlichen Straßenraum nur in einem nach Absatz 2 
festgelegten und genehmigten Betriebsbereich im Sinne des §1d Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes 
betrieben werden.

■ AFGBV §7 Absatz 2
Die Festlegung eines Betriebsbereichs für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion erfolgt durch den 
Halter des Kraftfahrzeugs. Der nach Satz 1 festgelegte Betriebsbereich bedarf der Genehmigung durch die 
zuständige Behörde.

■ AFGBV §7 Absatz 3
Die Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs kann gemeinsam für mehrere baugleiche Fahrzeuge 
erteilt werden, sofern jeweils eine entsprechende Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion nach den vorstehenden Vorschriften vorliegt.

■ AFGBV §8 Absatz 1 Punkt 1
Der Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs muß enthalten eine Darstellung des als 
Betriebsbereich festgelegten Streckennetzes für den Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
mit Darstellung eines kartographisch umgrenzten Bereichs in geeigneter digitaler Form nach Vorgabe der 
zuständigen Behörde sowie eine konkrete Beschreibung des Betriebszwecks und der damit verbundenen 
Betriebsbedingungen.
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■ AFGBV §8 Absatz 1 Punkt 2
Der Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs muß enthalten den Nachweis des Halters, 
daß die Deaktivierbarkeit der autonomen Fahrfunktion des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion im 
Sinne des § 1e Absatz 2 Nummer 4 bis 9 des Straßenverkehrsgesetzes und die Möglichkeit der Freigabe von 
Fahrmanövern im Sinne des § 1e Absatz 3 des Straßenverkehrsgesetzes in diesem Betriebsbereich zu jeder 
Zeit gewährleistet sind.

■ AFGBV §8 Absatz 1 Punkt 3
Der Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs muß enthalten die Erklärung des Halters, 
daß die personellen und sachlichen Voraussetzungen nach den §§ 13 und 14 vorliegen.

■ AFGBV §8 Absatz 2 Punkt 1
Der Halter hat mit dem Antrag außerdem vorzulegen die Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit 
autonomer Fahrfunktion nach § 4 Absatz 1 sowie in den Fällen des § 4 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 
ergänzend einen Nachweis über die Feststellung der Gleichwertigkeit der ausländischen Betriebserlaubnis 
durch das Kraftfahrt-Bundesamt, wobei auch in diesen Fällen § 23 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
unberührt bleibt.

■ AFGBV §8 Absatz 2 Punkt 2
Der Halter hat mit dem Antrag außerdem vorzulegen jeweils vom Halter oder von den vom Halter nach § 13 
Absatz 2 Satz 2 eingesetzten Personen und der Technischen Aufsicht
a) ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde und
b) eine Auskunft aus dem Fahrerlaubnisregister, und

■ AFGBV §8 Absatz 2 Punkt 3
Der Halter hat mit dem Antrag außerdem vorzulegen von der Technischen Aufsicht zusätzlich eine Auskunft 
über Eintragungen aus dem Fahreignungsregister.

■ AFGBV §8 Absatz 3
Die zuständige Behörde kann darüber hinaus weitere Angaben vom Halter verlangen, sofern dies für das 
Verfahren zur Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs erforderlich ist.

■ AFGBV §9 Absatz 2 Punkt 3
Ein Betriebsbereich ist geeignet, wenn die zuständige Behörde feststellt, daß durch den Betrieb des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion in diesem Betriebsbereich weder die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Straßenverkehrs beeinträchtigt noch Leib und Leben von Personen über das allgemeine Risiko einer 
Beeinträchtigung durch den für den beantragten Betriebsbereich ortsüblichen Straßenverkehr hinaus 
erheblich gefährdet werden.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 1
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß unter Zugrundelegung der 
vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen die Fahrzeugsysteme für die 
aktive und passive Sicherheit des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion regelmäßig überprüft werden.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 2
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß täglich vor Betriebsbeginn 
eine erweiterte Abfahrkontrolle nach Absatz 7 durchgeführt wird.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 3
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß unter Zugrundelegung der 
vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen ab dem Tag der Zulassung 
zum Straßenverkehr alle 90 Tage eine Gesamtprüfung nach den Vorgaben des Betriebshandbuchs für das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion durchgeführt wird.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 4
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß die Ergebnisse der 
Gesamtprüfungen nach Nummer 3 einschließlich einer Beschreibung aller festgestellten Mängel und 
durchgeführter Instandsetzungen in einem Bericht dokumentiert und dem Kraftfahrt-Bundesamt sowie der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich übermittelt werden, sofern dies erforderlich ist.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 1
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
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geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie eine Meisterprüfung im 
Kraftfahrzeugmechaniker-Handwerk erfolgreich bestanden haben; diesem Abschluß steht der Abschluß als 
Diplom-Ingenieur, Diplom-Ingenieur (FH), Ingenieur (graduiert), Bachelor, Master oder der staatlich geprüfte 
Techniker der Fachrichtung Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik oder Luft- und 
Raumfahrttechnik/Luftfahrzeugtechnik gleich, sofern die betreffende Person nachweislich im 
Kraftfahrzeugbereich tätig ist und eine mindestens dreijährige Tätigkeit nachweisen kann. 

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 2
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie eine Schulung in Bezug auf das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beim Hersteller dieses Kraftfahrzeugs erfolgreich abgeschlossen 
haben.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 3
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie im Hinblick auf die Wahrnehmung der ihnen 
anvertrauten Aufgaben zuverlässig sind; zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit sind im Rahmen des Verfahrens 
nach den §§ 7 und 8 Absatz 2 jeweils ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde sowie, bei Einsatz 
für die Durchführung von Fahrten im manuellen Betrieb, eine Auskunft aus dem Fahrerlaubnisregister 
vorzulegen; § 8 Absatz 3 gilt entsprechend.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 3
Der Halter muß sicherstellen, daß Anweisungen zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wartungsarbeiten, 
der Gesamtprüfungen, weiterer Untersuchungen und Fahrten im manuellen Fahrbetrieb vorliegen und daß 
diese Anweisungen befolgt werden. Die Anweisungen sind zu dokumentieren.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 4
Berichte über die Durchführung von Wartungsarbeiten, von Gesamtprüfungen und von weiteren 
Untersuchungen müssen durch den Halter oder die verantwortliche Person unverzüglich schriftlich oder 
elektronisch erstellt werden. Die Berichte sind zu unterzeichnen. Die Berichte sind zu dokumentieren und vom 
Halter oder von der für die Technische Aufsicht verantwortlichen Person sechs Monate lang aufzubewahren 
und nach Ablauf dieser Frist unverzüglich, bei elektronischer Speicherung automatisiert, zu löschen.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 5
Die Anforderungen zur Dokumentenverwaltung für die Anweisungen nach Absatz 3 und der Berichte nach 
Absatz 4 müssen dem Stand der Technik entsprechen. Das Erfordernis des Stands der Technik wird vermutet, 
wenn die Vorgaben der ISO 9001:2015 Qualitätsmanagementsysteme – Grundlagen und Begriffe erfüllt 
werden. Darüber hinaus muß die Dokumentenverwaltung den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 genügen.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 6
Soweit der Halter die Aufgaben der Technischen Aufsicht selbst wahrnimmt, muß er gemäß den 
Voraussetzungen nach § 14 dafür geeignet sein. Sofern er die Aufgaben der Technischen Aufsicht nicht selbst 
wahrnimmt, muß er eine nach § 14 geeignete natürliche Person hierfür bestellen. Der Halter hat die zur 
Wahrnehmung der Pflichten der Technischen Aufsicht notwendigen sachlichen Voraussetzungen zur 
Verfügung zu stellen; dies erfordert insbesondere die Bereitstellung und Einrichtung von Räumlichkeiten 
sowie informationstechnischen Systemen, die für die Wahrnehmung der Pflichten der Technischen Aufsicht 
nach § 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sind.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 7
Die erweiterte Abfahrkontrolle im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 beginnt mit einer Probefahrt, um die 
Systeme zu aktivieren. Im Anschluß an die Probefahrt werden folgende Bereiche überprüft:
▶ Bremsanlage, 
▶ Lenkanlage, 
▶ Lichtanlage, 
▶ Reifen/Räder, 
▶ Fahrwerk, 
▶ sicherheitsrelevante elektronisch geregelte Fahrzeugsysteme sowie die Sensorik zur Erfassung externer und interner Parameter und
▶ mechanische Fahrzeugsysteme für die aktive und passive Sicherheit.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 8
Der Halter hat für das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion eine Hauptuntersuchung nach Maßgabe der 
Anlage VIII in Verbindung mit Anlage VIIIa der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu veranlassen. Die 
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Frist für die Hauptuntersuchung nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung beträgt sechs Monate 
ab dem Zeitpunkt der Zulassung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 9
Der Halter darf ohne eine Genehmigung nach § 4 Absatz 6 die nachträgliche Aktivierung von automatisierten 
oder autonomen Fahrfunktionen nicht vornehmen.

■ AFGBV §15 Datenspeicherung Absatz 1
Für den Betrieb eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion regelt Anlage 2 zu dieser Verordnung 
Näheres zu den genauen Zeitpunkten der Datenspeicherung, zu den Parametern der Datenkategorien und zu 
den Datenformaten.

■ AFGBV §15 Datenspeicherung Absatz 2
Die gespeicherten Daten dürfen nur durch das Kraftfahrt-Bundesamt und die zuständige Behörde und nur 
zum Zweck der Nachprüfung der Erfüllung der Voraussetzungen der Genehmigung und der mit der 
Genehmigung verbundenen Überwachungspflichten erhoben, gespeichert und verwendet werden.

■ AFGBV §16 Erprobungsgenehmigung → ÖV-LeitmotiF-KI-AP6-Zulassungskonzept-v1,0.odt/pdf.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Funktionale Anforderungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion müssen die im Folgenden dargestellten funktionalen 
Anforderungen erfüllen. Die geforderten Funktionen können vom Hersteller oder vom Halter oder von beiden 
in einer möglichen, so genannten Testphase des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ohne Fahrgäste 
im festgelegten Betriebsbereich nachgewiesen werden.
Hinweis:
Der Fahrzeughersteller (OEM) sichert sein original Fahrzeug entsprechend ab, aber das AD-Tuning-Kit verändert diese 
Absicherung, so daß nicht länger eine Baugleichheit vorliegt, weshalb eine erneute Zulassung notwendig ist. Außerdem 
gilt eine Betriebserlaubnis durch das Kraftfahrt-Bundesamt nur für baugleiche Fahrzeuge in einem festgelegten 
Betriebsbereich, welche für einen kartographisch umgrenzten Bereich in einem festgelegten Streckennetz gilt, weshalb 
das ÖPNV-Unternehmen (Halter) für seinen Regelbetrieb stets eine eigene Betriebserlaubnis benötigen wird.
Hinweis:
Das AD-Tuning-Kit kann als Interface / Schnittstelle / Adaptions-Layer zwischen dem Fahrzeughersteller (OEM) und der 
kundenspezifischen Software des ÖPNV-Unternehmens verwendet werden. Außerdem beinhaltet es die zwingend 
notwendige hochauflösende Karte für den kartographisch umgrenzten Bereich in dem für den Fahrbetrieb vorgesehenen 
festgelegten Streckennetz.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1 Dynamische Fahraufgabe
Das Kraftfahrzeug muß in der Lage sein, durch geeignete Wahl von Fahrpfad und Geschwindigkeit 
selbstständig und stetig anpassend die Fahraufgabe in dem genehmigten festgelegten Betriebsbereich in 
allen Situationen sicher zu erfüllen. Dies beinhaltet die Ausrichtung des Fahrverlaufs am veränderlichen 
Umfeld des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion und die Sicherstellung der Übereinstimmung mit 
gesetzlichen Vorgaben. Der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden, aller unbeteiligten Dritten und aller 
Fahrzeuginsassen muß die höchste Priorität bei der Erfüllung der Fahraufgabe eingeräumt werden. Auf 
unerwartete Ereignisse, auch wenn diese plötzlich auftreten, muß das Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion angemessen reagieren. 
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, die zur Beförderung von stehenden oder nicht angegurteten 
Fahrzeuginsassen eingesetzt werden, dürfen im Regelbetrieb eine Beschleunigung von 2,4 Meter pro 
Sekunde-Quadrat in der Ebene nicht überschreiten. In Abhängigkeit von überprüfbaren Einflußfaktoren auf die 
Gefährdung von Fahrzeuginsassen und anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligter Dritte kann es 
erforderlich sein, diese Grenze zu überschreiten. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn sich nur 
angeschnallte, nicht aber stehende Fahrzeuginsassen im Inneren des Fahrzeugs aufhalten. 
Das Kraftfahrzeug mit eingeschalteter autonomer Fahrfunktion muß zur Erfüllung der Fahraufgabe 
mindestens die Anforderungen erfüllen, die in den folgenden Nummern 1.1 bis 1.4 genannt sind.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.1 Generelle Kollisionsvermeidung
Kollisionen mit anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligten Dritten müssen vermieden werden, sofern 
dies durch 
1. Notbremseingriffe oder 
2. andere Teilnehmende des umgebenden Verkehrs, andere unbeteiligte Dritte oder die Insassen des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nicht gefährdende Ausweichmanöver möglich ist. Kann eine 
Kollision zur Abwendung einer Gefährdung des Lebens der Insassen des Kraftfahrzeugs mit autonomer 
Fahrfunktion nur durch eine Gefährdung des Lebens anderer Teilnehmender des umgebenden Verkehrs oder 
unbeteiligter Dritter vermieden werden (unvermeidbare alternative Gefährdung von Menschenleben), darf der 
Schutz der anderen Teilnehmenden des umgebenden Verkehrs und der unbeteiligten Dritten nicht nachrangig 
gegenüber dem Schutz der Insassen des autonom fahrenden Kraftfahrzeugs erfolgen.
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■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.2 Interaktion mit anderen Verkehrsteilnehmenden
a) Vorausfahrende Verkehrsteilnehmende auf der Fahrbahn werden erkannt. Es wird jederzeit in jedem 
Geschwindigkeitsbereich und in jeder möglichen Fahrsituation ein angemessener Sicherheitsabstand 
eingehalten. Der einzuhaltende Sicherheitsabstand bestimmt sich nach § 4 der Straßenverkehrs-Ordnung. 
b) Der Fahrstreifenwechsel vorausfahrender oder nachfolgender Fahrzeuge, der von einem benachbarten 
Fahrstreifen in den eigenen Fahrstreifen oder aus dem eigenen Fahrstreifen heraus in einen benachbarten 
Fahrstreifen erfolgt, wird erkannt und bei der Fahraufgabe entsprechend berücksichtigt. 
c) Situationen, welche einen Fahrstreifenwechsel bedingen (beispielsweise anhaltende oder langsame 
Fahrzeuge auf der Fahrbahn, Ende eines Fahrstreifens), werden erkannt und geeignete Manöver zum 
Fahrstreifenwechsel werden sicher durchgeführt. 
d) Einsatzfahrzeuge werden erkannt und geeignete Fahrmanöver sicher durchgeführt.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.3 Planung der Fahrpfade und Geschwindigkeiten
Bei Geschwindigkeitsanpassungen kommt es zu keiner vermeidbaren Beeinträchtigung von Insassen, 
anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligten Dritten. Es gelten folgende Anforderungen: 
a) Geschwindigkeitsbeschränkungen und Änderungen der Geschwindigkeitsbeschränkung werden erkannt 
und die Geschwindigkeit wird entsprechend angepaßt.
b) Besondere Anforderungen an die Geschwindigkeit werden erkannt und im Geschwindigkeits- und 
Fahrtverlauf befolgt (beispielsweise in Bereichen vor Schulen und an Arbeitsstellen an Straßen, an 
Bushaltestellen, Bahnübergängen, in engen Kurvenradien oder bei Gefällen, in Engstellen, in denen der 
eigene Fahrstreifen vom Gegenverkehr mitbenutzt werden muß).
c) Zeichen und Weisungen der Polizeibeamten gemäß § 36 der Straßenverkehrs-Ordnung, 
Wechsellichtzeichen gemäß § 37 der Straßenverkehrs-Ordnung, sonstige Zeichen gemäß der §§ 39 bis 42 
der Straßenverkehrs-Ordnung sowie Verkehrseinrichtungen gemäß § 43 der Straßenverkehrs-Ordnung 
werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt.
d) Situationen, in denen die Vorfahrt anderen gewährt werden muß (beispielsweise vor Fußgängerüberwegen, 
in Kreuzungsbereichen oder Einmündungen), werden erkannt und ohne Gefährdung oder Behinderung der 
Vorfahrtberechtigten bewältigt. Es ist eine berechnete Zeit bis zum Aufprall von mehr als drei Sekunden 
bezüglich des Vorfahrtberechtigen einzuhalten. Wird von diesen Werten abgewichen, muß dies ausreichend 
begründet und auf Basis von systematischen Sicherheitsbewertungen nach dem Stand der Technik 
dokumentiert werden. Das Erfordernis des Stands der Technik gilt als erfüllt, wenn die Vorgaben der 
ISO-26262:2018-12 Straßenfahrzeuge – Funktionale Sicherheit erfüllt werden.
e) Bauliche Straßengestaltungen mit Auswirkung auf das Verhaltensrecht (beispielsweise bis zu 5 Meter vom 
Fahrbahnrand einer vorfahrtberechtigten Straße abgesetzte Radwege nach § 9 Absatz 3 der 
Straßenverkehrs-Ordnung oder abgesenkte Bordsteine nach § 10 der Straßenverkehrs-Ordnung) werden 
erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt.
f) Arbeitsstellen an Straßen, temporär veränderte Fahrbahnverläufe oder Fahrbahnmarkierungen werden 
erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt.
g) Defizite am Zubehör, insbesondere der Verkehrseinrichtungen (zum Beispiel verschlissene, beschädigte, 
fehlende oder defekte temporäre oder dauerhafte Fahrbahnmarkierungen und Verkehrszeichen, 
Phantommarkierungen) und der Straßenausstattung, insbesondere solcher nach vorstehenden Buchstaben a 
bis f werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt. Dies gilt insbesondere nach 
Sturm- und sonstigen Witterungsereignissen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.4 Reaktion auf Umweltbedingungen
Wetter-, Umwelt- und Straßeninfrastrukturbedingungen (beispielsweise Regen, Sichtbehinderung durch 
Rauch, Schlaglöcher) werden im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt. Fahrpfad und 
Geschwindigkeit sind – bis hin zum Stillstand des Fahrzeugs – so zu wählen, daß die in den Nummern 1.1 bis 
1.3 gestellten Anforderungen auch bei geänderten Umweltbedingungen erfüllt werden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 2 Risikominimaler Zustand
Für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion und ohne konventionelle Vorrichtungen zur Ausübung der 
Fahraufgabe gilt: Das Kraftfahrzeug kann nur auf Veranlassung der Technischen Aufsicht den risikominimalen 
Zustand verlassen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 3 Notfahrfunktion
Das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muß mit einer Notfahrfunktion ausgestattet sein. Muß sich das 
Kraftfahrzeug im Falle eines Defekts am Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand versetzen, muß dies 
mit der Notfahrfunktion erfolgen. Fahrten mit der Notfahrfunktion dürfen nur bei Schrittgeschwindigkeit und 
aktivierter Warnblinkanlage erfolgen. Der Übergang der autonomen Fahrfunktion aus der normalen Fahrt in 
die Fahrt mit der Notfahrfunktion ist von dieser Geschwindigkeitsbegrenzung ausgenommen, sofern ein 
Abbremsen erforderlich ist.
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■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 4 Manueller Fahrbetrieb
Im manuellen Fahrbetrieb erfüllt eine fahrzeugführende Person die Fahraufgabe. Das Kraftfahrzeug mit 
autonomer Fahrfunktion muß mit Vorrichtungen ausgestattet sein, die es einer fahrzeugführenden Person 
ermöglichen, die Fahraufgabe wahrzunehmen. Ist die Steuerung im manuellen Fahrbetrieb auf 
Geschwindigkeiten nicht höher als Schrittgeschwindigkeit begrenzt, ist es nicht erforderlich, daß die 
fahrzeugführende Person sich innerhalb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion aufhält. Die 
Steuerung kann in diesem Fall über eine im Nahfeld des Kraftfahrzeugs befindliche Fernsteuerung ausgeführt 
werden. Die maximale Distanz, über die eine Fernsteuerung möglich ist, beträgt 6 Meter, gemessen in 
gerader Verbindung. Die Einhaltung der maximalen Distanz ist vom Hersteller durch geeignete technische 
Mittel sicher zu stellen. Soll das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion im manuellen Fahrbetrieb mit 
Geschwindigkeiten höher als Schrittgeschwindigkeit gesteuert werden, muß es mit einem Sitzplatz für die 
fahrzeugführende Person ausgestattet sein. Der Sitzplatz ist entsprechend der geltenden Vorschriften zu 
gestalten.

     Der Gesetzestext ist durch die Legislative anzupassen.
(Die Begrenzung sollte gestrichen werden, damit die Technische Aufsicht (TA) in der AD-Leitstelle diese 
übernehmen darf).

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5 Dauerhafte Selbstüberwachung
Die zur Wahrnehmung der Fahraufgabe nötige technische Ausrüstung muß vom Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion selbstständig dauerhaft auf ihre Funktionalität hin überwacht werden. Die Überwachung ist so 
auszuführen, daß eine Beeinträchtigung der technischen Ausrüstung, die zur sicheren Teilnahme des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion am Straßenverkehr nötig ist, in den risikominimalen Zustand führt.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5.1 Dauerhafte Selbstüberwachung – Für Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion und ohne konventionelle Vorrichtungen zur dynamischen Ausübung der Fahraufgabe gilt:
a) Zur dauerhaften Überwachung der technischen Ausrüstung werden nicht personenbezogene technische 
Daten im Kraftfahrzeug erhoben und gespeichert.
b) Eine Beeinträchtigung der technischen Ausrüstung ist der Technischen Aufsicht unverzüglich anzuzeigen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5.2 Dauerhafte Selbstüberwachung – Für Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion und mit konventionellen Vorrichtungen zur Ausübung der Fahraufgabe gilt:
Die autonome Fahrfunktion darf nicht erneut aktivierbar sein, solange eine Beeinträchtigung der technischen 
Ausrüstung besteht.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 6 Übertragung von Daten an das Kraftfahrzeug
Die zur selbstständigen Bewältigung der Fahraufgabe im autonomen Betrieb notwendigen Daten und 
Informationen von externen technischen Einheiten (beispielsweise Backends oder Server eines Anbieters, 
externe Sensoren, Smartphone) müssen vom Kraftfahrzeug sicher empfangen und verwendet werden 
können. Daten externer Einheiten können im Kraftfahrzeug zur Ausführung der autonomen Fahrfunktionen 
verwendet werden. Daten und Informationen können beispielsweise bei bestimmten Anwendungsfällen über 
eine Weitverkehrsnetz-Anbindung (WAN-Verbindung) von einer externen technischen Einheit an das 
Kraftfahrzeug und vom Kraftfahrzeug an eine technische Einheit übertragen werden. Die Übertragung solcher 
Daten muß insbesondere den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen 
und nach dem aktuellen Stand der Technik abgesichert sein. Das Absicherungskonzept muß die in einer 
Bedrohungsanalyse identifizierten Risiken mit wirksamen Maßnahmen adressieren und eine 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 beinhalten. Zur 
Datenübertragung sollte eine zentrale sichere elektronische Steuereinheit (SECU) genutzt werden. Die SECU 
dient als Informationsgateway im Kraftfahrzeug. Die SECU kommuniziert intern an die Kommunikationsbusse 
des Kraftfahrzeugs und an den physischen On-Board-Diagnose II-Anschluß (OBD II) oder an eine proprietäre 
Schnittstelle eines Herstellers. Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnik der 
Datenübertragung sind Teil 5 zu entnehmen. Die Integrität, Authentizität und Verfügbarkeit der 
Datenübertragung sind sicherzustellen. Die Kommunikation des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
mit anderen Fahrzeugen oder mit Infrastrukturkomponenten ist zulässig. Sie muß auf der Basis einer 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 insbesondere den 
Anforderungen an die Informationstechnik nach Teil 5 und damit den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen. Während des Betriebs in einer optionalen Testphase ist die 
Kommunikation des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion mit anderen Fahrzeugen und 
Infrastrukturkomponenten zu testen und gegebenenfalls anzupassen.
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■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 7.1 Betriebshandbuch
Zweck des Betriebshandbuchs ist es, mittels detaillierter Vorgaben den sicheren Betrieb des Kraftfahrzeugs 
zu gewährleisten und der Technischen Aufsicht die richtige Reaktion auf Fehlerfälle zu ermöglichen.
Hinweis:
AFGBV Anlage 3 Dokumentationspflichten des Herstellers Kapitel 2 spezifiziert die Anforderungen.
Hinweis: 
Es sollte stets von Ereignissen / Störmeldungen statt Fehlerfällen gesprochen werden, 
um die Interpretation / Unterstellung von vorsätzlich implementierten Fehlern zu vermeiden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 7.2 Sicherheitskonzept
In dem Sicherheitskonzept ist die Sicherheit der Fahrfunktion zu bewerten. Mit einem systematischen 
Vorgehen müssen die für die Operational Design Domain (ODD) relevanten gefährlichen Szenarien und 
Ereignisse identifiziert und in einer Risikoanalyse bewertet werden. Um Gefährdungen zu verhindern oder 
deren Risiko auf ein akzeptables Maß zu mindern, muß ausgehend von erkannten Risiken für die 
entsprechenden Szenarien und Ereignisse ein Systemverhalten definiert oder müssen 
Systemverbesserungen umgesetzt werden. Die Systematik muß dem Stand der Technik entsprechen. Das 
Erfordernis des Stands der Technik gilt als erfüllt, wenn die Vorgaben der ISO/PAS 21448:2019-01 
Straßenfahrzeuge – Sicherheit der beabsichtigten Funktion erfüllt werden. Die ausreichende Vollständigkeit 
der Szenarien wird auf Basis von Validierungsfahrten oder anderen Datenaufzeichnungen im Fahrbetrieb 
durch statistische Analysen belegt.
Hinweis:
ISO-21448:2022 Road vehicles – Safety of the intended functionality (SOTIF)
Hinweis:
AFGBV Anlage 3 Dokumentationspflichten des Herstellers Kapitel 3 spezifiziert die Anforderungen.
Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI wird von einem sicheren und den gesetzlichen Vorgaben 
erfüllenden Fahrzeug (OEM) ausgegangen, jedoch erfordert die Betriebsgenehmigung die Angabe eines 
festgelegten Streckennetzes für den Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion mit Darstellung 
eines kartographisch umgrenzten Bereichs, welches nur durch den Betreiber selbst definiert werden kann.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 8 Sensorik
Zur technischen Umsetzung der autonomen Fahrfunktion muß eine Sensorik verwendet werden, die alle für 
die sichere Erfüllung der Fahraufgabe erforderlichen Gegenstände, Daten oder Personen im Umfeld des 
Kraftfahrzeugs erfaßt und hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten die Vorgaben der 
Verordnung (EU) 2016/679, des Bundesdatenschutzgesetzes und spezialgesetzlicher datenschutzrechtlicher 
Vorschriften beachtet. Zur Erfüllung des in Satz 1 genannten Zwecks und unter Einhaltung der genannten 
Vorgaben kann die Sensorik durch externe Systeme unterstützt werden. Beeinflussen Wetter-, Umwelt- und 
Infrastrukturbedingungen die Leistungsfähigkeit der Sensorik, werden von der technischen Ausrüstung des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion Maßnahmen eingeleitet, um die aus der verminderten 
Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken auszugleichen. Die Sensorik ist in das 
Sicherheitskonzept des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nach Nummer 7.2 und in die permanente 
Systemüberwachung nach Nummer 5 einzubinden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 9 Alterung und Abnutzung des Systems
Das Kraftfahrzeug muß die funktionalen Anforderungen auch bei Alterung und Abnutzung der relevanten 
Systemkomponenten erfüllen. Beeinflussen Alterungserscheinungen die Leistungsfähigkeit, beispielsweise 
der Sensorik, gleicht die technische Ausrüstung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion die aus der 
verminderten Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken durch geeignete Maßnahmen aus.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 10 Prüfung und Testfälle
Im Rahmen der Prüfungen zur Erlangung der Betriebserlaubnis sowie im Rahmen der Überprüfung der 
Einhaltung der mit dieser Betriebserlaubnis verbundenen Anforderungen können Tests nach Notwendigkeit 
durchgeführt werden. Die Testfälle müssen eine ausreichende Testabdeckung für alle Szenarien, 
Testparameter und Umwelteinflüsse bieten. Die Abdeckung ist gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt oder 
gegenüber den vom Kraftfahrt-Bundesamt nach § 3 Absatz 7 beauftragten Stellen zu begründen. Diese 
Begründung muß eine Validierung oder einen geeigneten Nachweis auf Basis empirischer Datenerhebungen 
nicht personenbezogener Daten enthalten. Die Testfälle müssen geeignet sein nachzuweisen, daß das Maß 
an Sicherheit des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion höher ist als das Maß an Sicherheit bei 
Fahrzeugen, die von Personen geführt werden. Die Testfälle müssen geeignet sein, eine hinreichende 
Robustheit der technischen Ausrüstung zur Umgebungswahrnehmung gegen die Störung von 
Eingabe-/Sensordaten und ungünstige Umweltbedingungen nachzuweisen.
Hinweis:
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Unsichere Ereignisse können durch geeignete Gegenmaßnahmen vermieden werden. Dazu zählt insbesondere der 
Qualitätsaspekt „Robustheit“, welcher vorgibt, daß Werte sich in einem Wertebereich (ggf. mit Toleranzbereich) befinden 
müssen. Sollte der Wertebereich und / oder das erwartete Zeitverhalten der Aktualisierung nicht eingehalten werden, dann 
sind sichere Ersatzwerte (Amplitudenersatzwert oder Zeitersatzwert) zur Stabilisierung und Aufrechterhaltung der 
funktionalen und technischen Sicherheit anzuwenden. Zum Bauteilschutz und um abrupte Bewegungen zu vermeiden 
sind Dämpfungsmaßnahmen bei Wertebereichsüberschreitung und Unterstützungsleistung bei 
Wertebereichsunterschreitung zu implementieren.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 10.1 Künstliche Fehler und Grenzen des Betriebsbereichs
Zum Test der Anforderungen
a) dürfen künstlich Fehler in der technischen Ausrüstung verursacht werden,
b) darf das Kraftfahrzeug in Umgebungen gebracht werden, welche nicht dem
vorgesehenen Betriebsbereich entsprechen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 10.2 Testszenarien, Abweichungen und Bestehenskriterien
Entsprechend des vorgesehenen Betriebsbereichs wählt das Kraftfahrt-Bundesamt Testszenarien im Rahmen 
der Prüfung aus. Die Auswahl erfolgt auf der Basis des Katalogs von Testszenarien des Herstellers 
entsprechend § 3 Absatz 2. Um die Erfüllung der Anforderungen an das Kraftfahrzeug zu prüfen, müssen im 
Rahmen der Erteilung der Betriebserlaubnis Fahrtests im realen Straßenverkehr durchgeführt werden. Die 
Prüfung wird durch Simulationen und Durchführungen von Fahrmanövern auf einem Testgelände ergänzt. 
Abhängig von den im Rahmen der Erteilung der Betriebserlaubnis durch die zuständige Behörde festgelegten 
Testszenarien, definieren sich die Bestehenskriterien über die nachfolgenden Werte. Weicht der Hersteller 
von diesen Werten ab, muß er dies ausreichend begründen und dokumentieren. Begründung und 
Dokumentation sind nach dem Stand der Technik auszuführen. Das Erfordernis des Stands der Technik gilt 
als erfüllt, wenn die Vorgaben der ISO 26262:2018-12 Straßenfahrzeuge – Funktionale Sicherheit erfüllt 
werden.
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.1 Bestehenskriterien aus UN-Regelung Nr. 152
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.2 Verlassen des Fahrstreifens
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.3 Sicherheitsabstand
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.4 Fahrstreifenwechsel anderer Fahrzeuge
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.5 Kollisionsvermeidung mit in gleicher Richtung fahrenden Fahrzeugen
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.6 Spurwechselmanöver
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.7 Einbiegen und Kreuzen

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 11 Durchführung von Tests
Für die Durchführung der Tests dürfen neben realen Fahrzeugen auch dem Stand der Technik entsprechende 
Testwerkzeuge eingesetzt werden, die reale Fahrzeuge und andere am Verkehr Teilnehmende ersetzen 
(beispielsweise Soft-Targets, zu Fuß Gehende-Attrappen, mobile Plattformen). Die Testwerkzeuge müssen 
hinsichtlich der für eine Leistungsbewertung der Sensorik relevanten Eigenschaften, realen Fahrzeugen und 
anderen am Verkehr Teilnehmenden entsprechen. Tests dürfen nur so ausgeführt werden, daß die am 
Versuch beteiligten Personen nicht gefährdet werden. Die jeweiligen Vorgaben des Arbeitsschutzes sind zu 
berücksichtigen. Die Erfüllung von Anforderungen kann auch durch geeignete Simulation geprüft werden. 
Dabei sind die Simulationswerkzeuge zu validieren. Die Validierung der Simulationswerkzeuge muß mittels 
Abgleichs zu einer repräsentativen Auswahl von realen Versuchen erfolgen; es darf kein signifikanter 
Unterschied zwischen Kennwerten aus Simulation und Fahrversuch bestehen. Das Leistungsvermögen der 
Sensorik in Bezug auf Erkennung und Klassifizierung von Objekten in Abhängigkeit von unterschiedlichen 
Entfernungen und Umweltbedingungen ist für die Simulation in realen Tests zu ermitteln. Jede 
Simulationsreihe ist, falls dies vom technischen Dienst als notwendig erachtet wird, durch reale Tests zu 
ergänzen. Jede in dieser Verordnung beschriebene Anforderung, die im vorgesehenen Betriebsbereich für 
den autonomen Fahrbetrieb entsprechend der beantragten Betriebserlaubnis relevant ist und jedes nach 
Nummer 7.2 identifizierte gefährliche Szenario sind zumindest durch Simulation zu prüfen. Dazu ist das zu 
testende Kraftfahrzeug im autonomen Fahrbetrieb durch geeignete Wahl der Verkehrsumgebung in die 
entsprechende Situation zu bringen. Es ist mindestens zu prüfen, wie sich das Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion in den in Nummer 7.2 als gefährlich identifizierten Szenarien verhält. Für diese Prüfung sind 
mindestens drei Parameterkonstellationen zu wählen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 12 Anforderungen an das Testgelände und die Umwelt.
Für Prüfungen im Rahmen der Genehmigungserteilung nach §3 kann der für die Genehmigung vorgesehene 
festgelegte Betriebsbereich selbst genutzt werden, sofern dort Tests gefahrlos für andere am Verkehr 
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Teilnehmende und unbeteiligte Dritte erfolgen können. Tests sind unter verschiedenen Umweltbedingungen 
durchzuführen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 3 Digitaler Datenspeicher Abschnitt 13 Allgemeine Anforderungen an den Datenspeicher
Im Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muß ein den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung 
(EU) 2016/679 entsprechender Datenspeicher integriert sein, der ereignisbasiert und während des Betriebs 
nach § 9 Absatz 5 und § 15 Daten des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ausschließlich zu dem 
Zweck der Verbesserung der Verkehrssicherheit erfaßt, speichert und verwendet. Die zu erfassenden Daten 
sind in § 1g Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes in Verbindung mit Anlage 2 zu dieser Verordnung 
abschließend geregelt. Der Datenspeicher ist entsprechend den in § 1g des Straßenverkehrsgesetzes und 
den in dieser Verordnung enthaltenen Datenschutz- und den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 entsprechender Datensicherheitsvorschriften gemäß dem Stand der Technik 
auszugestalten. Ein System zur Zugangskontrolle sowie kryptographische Schutzverfahren sind entsprechend 
der einschlägigen Technischen Richtlinien des Bundesamtes für die Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) vorzusehen. Das Bundesamt für die Sicherheit in der Informationstechnik ist in die konkrete 
Ausgestaltung der Vorgaben einzubeziehen. Wesentliche Anforderungen an den Datenspeicher sind 
nachfolgend dargestellt.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 3 Abschnitt 13.1 Zu speichernde Ereignisse

▶ 1) Keine Datenspeicherung bei autonomer Fahrt im festgelegten Betriebsbereich

▶ 2) Datenspeicherung bei autonomer Fahrt im festgelegten Betriebsbereich mit Ereignis (bspw. Unfall)

▶ 3) Datenspeicherung bei autonomer Fahrt im festgelegten Betriebsbereich mit Ereignis und 
anschließender Überführung des Kraftfahrzeuges in den risikominimalen Zustand

▶ Legende:

tS Zeitpunkt – Beginn der Fahrt (Starten des Kraftfahrzeuges)
tR Zeitpunkt – Auslösung des risikominimalen Zustands 
t0 Zeitpunkt – Unfallereignis
t0P Zeitpunkt – Anforderung oder Eingabe der Technischen Aufsicht
tE Zeitpunkt – Ende der Fahrt

■ AFGBV Anlage 1 Teil 3 Abschnitt 13.2 
Technische Vorgaben für das Speichern, Auslesen und Übertragen von Daten 
Das System der Datenspeicherung darf nicht flüchtig sein. Die gespeicherten Daten müssen im stromlosen 
Zustand erhalten bleiben.
Ergänzende technische Anforderungen für den Datenspeicher

▶ a) Der Zugang zu den im Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion gespeicherten Daten erfolgt über die 
normierte 16-polige On-Board-Diagnose-Schnittstelle (16-polige OBD-Schnittstelle) über ein 
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Kommunikationsmodul nach ISO 22900-1:2008-03 Straßenfahrzeuge – Modulare 
Kommunikationsschnittstelle im Fahrzeug (MVCI) – Teil 1: Hardwaredesign Anforderungen unter 
Verwendung der proprietären Software des Herstellers oder über die proprietäre Schnittstelle. Ergänzend 
dazu müssen in bestimmten Situationen oder nach bestimmten Ereignissen die Daten direkt über eine 
Weitverkehrsnetz-Anbindung (WAN-Verbindung) an die zuständige staatliche Stelle gesendet werden.

▶ b) Der Zugang und das Herunterladen der gespeicherten Daten über die normierte 16-polige OBD-
Schnittstelle oder über die proprietäre Schnittstelle darf nur durch das Kraftfahrt-Bundesamt und die 
zuständige Behörde erfolgen, sofern dies für deren jeweilige Aufgabenerfüllung nach dieser Verordnung 
erforderlich ist.

▶ c) Im Reparaturfall erfolgt der Zugang zum Datenspeicher im Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion 
über die normierte 16-polige OBD-Schnittstelle über ein Kommunikationsmodul nach ISO 22900 nur unter 
Verwendung der proprietären Software des Herstellers oder über die proprietäre Schnittstelle.

▶ d) Die Datenspeicherung und die Datenübermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt und die zuständige 
Behörde haben den Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie (Teil 5) zu 
genügen. Insbesondere müssen die Daten dem Stand der Technik gemäß unter Beachtung der Vorgaben 
der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 vor Manipulation und mißbräuchlicher 
Verwendung geschützt werden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Anforderungen an Mensch-Maschine-Schnittstellen Abschnitt 14 Interaktion
Ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion, das autonom innerhalb eines festgelegten Betriebsbereichs 
betrieben wird, erfordert nur in Ausnahmesituationen eine Interaktion mit der Technischen Aufsicht (TA). 
Insbesondere ist die Mensch-Maschine-Schnittstelle unter Berücksichtigung der folgenden zwei 
Ausnahmesituationen zu gestalten. 

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.1
Die Technische Aufsicht erteilt eine Fahrmanöverfreigabe an das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion. 
Die technische Ausrüstung versetzt das Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand, da die Fortsetzung der 
Fahrt aufgrund einer Verkehrssituation nicht fortgesetzt werden kann. Das Verlassen des risikominimalen 
Zustands erfolgt mit Unterstützung der Technischen Aufsicht. Folgendes ist hierbei zu beachten:

▶ a) Die autonome Fahrfunktion kann initial der Technischen Aufsicht mögliche Fahrmanöver zur Fortsetzung 
der Fahrt vorschlagen und ausreichend Daten zur Beurteilung der Situation liefern.

▶ b) Wird durch die Technische Aufsicht ein Fahrmanöver vorgegeben, so muß dieses durch die autonome 
Fahrfunktion validiert werden. Unabhängig von den Buchstaben a und b darf das Fahrmanöver nicht 
ausgeführt werden, wenn daraus eine Gefährdung der am Verkehr Teilnehmenden und unbeteiligter Dritter 
resultieren würde. Die sichere Ausführung oder Nichtausführung solcher Fahrmanöver obliegt weiterhin 
der autonomen Fahrfunktion mit systemseitiger Auswertung der aktuellen Verkehrssituation vor Ort.
     Der markierte Gesetzestext ist durch die Legislative anzupassen.
Begründung siehe 3.1.1.1.1 Juristische Verpflichtungen an die Technische Aufsicht (TA).

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.2 Übernahme der Fahraufgabe durch manuelle Steuerung außerhalb des 
festgelegten Betriebsbereichs. 
Erreicht die autonome Fahrt die Grenzen des festgelegten Betriebsbereichs, muß das Kraftfahrzeug durch die 
autonome Funktion in den risikominimalen Zustand versetzt werden. Wird die Fahrt außerhalb der Grenzen 
des festgelegten Betriebsbereichs durch eine fahrzeugführende Person fortgesetzt, ist die fahrzeugführende 
Person mittels eines geeigneten Interaktionskonzepts zur Aktivität aufzufordern. Sofern das Stehenbleiben 
des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion den umlaufenden Verkehr oder Dritte behindern würde, ist die 
Aufforderung durch einen entsprechenden Hinweis zu ergänzen. Die Aufforderung ist in ihrer Intensität 
fortlaufend zu steigern. Die Aufforderung kann beispielsweise durch Signaltöne in zunehmender Lautstärke 
oder durch Vibrationen mit zunehmender Intensität erfolgen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 16 Sicherheit der Funkverbindungen
Die Verbindungen sind so auszuführen, daß der Schutz gegen einen unerlaubten Zugriff auf die Verbindungen 
die Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 umsetzt. Der Aufbau der Verbindung 
und die Datenübertragung sind nach dem Stand der Technik mit der Nutzung offener und etablierter 
Standards zu sichern und zu verschlüsseln (beispielsweise mit TLS 1.3 wie in der Technische Richtlinie TR-
02102-2 Kryptographische Verfahren: Empfehlungen und Schlüssellängen, herausgegeben vom Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik im Januar 2020 und auf der Internetseite des Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik veröffentlicht.
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■ StVG §1f  Pflichten der Beteiligten beim Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion Absatz 1
Der Halter eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ist zur Erhaltung der Verkehrssicherheit und der

■ Umweltverträglichkeit des Kraftfahrzeugs verpflichtet und hat die hierfür erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen. Er hat
1. die regelmäßige Wartung der für die autonome Fahrfunktion erforderlichen Systeme sicherzustellen,
2. Vorkehrungen zu treffen, daß die sonstigen, nicht an die Fahrzeugführung gerichteten Verkehrsvorschriften 
eingehalten werden und
3. zu gewährleisten, daß die Aufgaben der Technischen Aufsicht erfüllt werden.

■ StVG §1g Datenverarbeitung
(1) Der Halter eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ist verpflichtet, folgende Daten beim Betrieb 
des Kraftfahrzeugs zu speichern:
1. Fahrzeugidentifizierungsnummer,
2. Positionsdaten,
3. Anzahl und Zeiten der Nutzung sowie der Aktivierung und der Deaktivierung der autonomen Fahrfunktion,
4. Anzahl und Zeiten der Freigabe von alternativen Fahrmanövern,
5. Systemüberwachungsdaten einschließlich Daten zum Softwarestand,
6. Umwelt- und Wetterbedingungen,
7. Vernetzungsparameter wie beispielsweise Übertragungslatenz und verfügbare Bandbreite,
8. Name der aktivierten und deaktivierten passiven und aktiven Sicherheitssysteme, Daten zum Zustand 
dieser Sicherheitssysteme sowie die Instanz, die das Sicherheitssystem ausgelöst hat,
9. Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung,
10. Geschwindigkeit,
11. Status der lichttechnischen Einrichtungen,
12. Spannungsversorgung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion,
13. von extern an das Kraftfahrzeug gesendete Befehle und Informationen.
Der Halter ist verpflichtet, dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen 
Behörde oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, der Gesellschaft privaten 
Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes auf Verlangen die Daten nach Satz 1 zu 
übermitteln, soweit dies erforderlich ist.
1. bezüglich des Kraftfahrt-Bundesamts für dessen Aufgabenerfüllung nach den Absätzen 4 und 5 und
2. bezüglich der nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörde oder auf Bundesfernstraßen, soweit 
dem Bund die Verwaltung zusteht, der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 
Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes für deren Aufgabenerfüllung nach Absatz 6.
(2) Die Daten gemäß Absatz 1 sind bei den folgenden Anlässen zu speichern:
1. bei Eingriffen durch die Technische Aufsicht,
2. bei Konfliktszenarien, insbesondere bei Unfällen und Fast-Unfall-Szenarien,
3. bei nicht planmäßigem Spurwechsel oder Ausweichen,
4. bei Störungen im Betriebsablauf.
(3) Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat das Fahrzeug so auszustatten, daß 
die Speicherung der Daten gemäß Absatz 1 und 2 dem Halter tatsächlich möglich ist. Der Hersteller muß den 
Halter präzise, klar und in leichter Sprache über die Einstellungsmöglichkeiten zur Privatsphäre und zur 
Verarbeitung der Daten, die beim Betrieb des Kraftfahrzeugs in der autonomen Fahrfunktion verarbeitet 
werden, informieren. Die diesbezügliche Software des Kraftfahrzeugs muß Wahlmöglichkeiten zur Art und 
Weise der Speicherung und der Übermittlung der in der autonomen Fahrfunktion verarbeiteten Daten 
vorsehen und dem Halter entsprechende Einstellungen ermöglichen.
(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, folgende Daten beim Halter zu erheben, zu speichern und zu 
verwenden, soweit dies für die Überwachung des sicheren Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer 
Fahrfunktion erforderlich ist:
1. Daten nach Absatz 1 und
2. Vor- und Nachname der als Technische Aufsicht eingesetzten Person sowie Nachweise über ihre fachliche 
Qualifikation. Setzt der Halter seinerseits Beschäftigte gemäß § 26 des Bundesdatenschutzgesetzes als 
Technische Aufsicht ein, findet § 26 des Bundesdatenschutzgesetzes Anwendung. Das Kraftfahrt-Bundesamt 
hat die Daten unverzüglich zu löschen, sobald sie für die Zwecke nach Satz 1 nicht mehr erforderlich sind, 
spätestens nach Ablauf von drei Jahren nach Einstellung des Betriebs des entsprechenden Kraftfahrzeugs.
(5) Sofern es sich nicht um ein Kraftfahrzeug im Sinne des § 1k handelt, ist das Kraftfahrt-Bundesamt 
berechtigt, die nach Absatz 4 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 1 beim Halter erhobenen nicht 
personenbezogenen Daten für verkehrsbezogene Gemeinwohlzwecke, insbesondere zum Zweck der 
wissenschaftlichen Forschung im Bereich der Digitalisierung, Automatisierung und Vernetzung sowie zum 
Zweck der Unfallforschung im Straßenverkehr, folgenden Stellen zugänglich zu machen:
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1. Hochschulen und Universitäten,
2. außeruniversitäre Forschungseinrichtungen,
3. Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden mit Forschungs-, Entwicklungs-, Verkehrsplanungs- oder 
Stadtplanungsaufgaben.
Die in Satz 1 genannten Stellen dürfen die Daten ausschließlich für die in Satz 1 genannten Zwecke 
verwenden. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. Allgemeine Übermittlungsvorschriften bleiben unberührt.
(6) Die für die Genehmigung von festgelegten Betriebsbereichen nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen 
Behörden oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, die Gesellschaft privaten 
Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes sind berechtigt, folgende Daten beim 
Halter zu erheben, zu speichern und zu verwenden, soweit dies für die Prüfung und Überwachung erforderlich 
ist, ob der festgelegte Betriebsbereich für den Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
geeignet ist, insbesondere für die Überprüfung und Überwachung, ob die Voraussetzungen der jeweiligen 
Genehmigung vorliegen und die damit verbundenen Auflagen eingehalten werden:
1. Daten nach Absatz 1 und
2. Vor- und Nachname der als Technische Aufsicht eingesetzten Person sowie Nachweise über ihre fachliche 
Qualifikation. Die für die Genehmigung von festgelegten Betriebsbereichen nach Bundes- oder Landesrecht 
zuständigen Behörden oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, die 
Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes haben diese Daten 
unverzüglich zu löschen, sobald sie für die Zwecke nach Satz 1 nicht mehr erforderlich sind, spätestens nach 
Ablauf von drei Jahren nach Einstellung des Betriebs des entsprechenden Kraftfahrzeugs.
(7) Unbeschadet der Absätze 1 bis 6 können Dritte vom Halter Auskunft über die gemäß Absatz 1 und 2 
gespeicherten Daten verlangen, soweit diese Daten zur Geltendmachung, Befriedigung oder Abwehr von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit einem in § 7 Absatz 1 geregelten Ereignis erforderlich sind und das 
entsprechende Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion an diesem Ereignis beteiligt war. Die Dritten haben 
die Daten unverzüglich zu löschen, sobald sie zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen nicht mehr 
erforderlich sind, spätestens mit Verjährung der Ansprüche, für deren Geltendmachung, Befriedigung oder 
Abwehr die Daten erhoben wurden. Eine Verwendung dieser Daten durch die Dritten ist nur zu den in Satz 1 
genannten Zwecken zulässig.

■ StVG §1i Erprobung von automatisierten und autonomen Fahrfunktionen
(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung von Entwicklungsstufen für die Entwicklung automatisierter oder 
autonomer Fahrfunktionen dienen, dürfen auf öffentlichen Straßen nur betrieben werden, wenn
1. für das Kraftfahrzeug eine Erprobungsgenehmigung durch das Kraftfahrt-Bundesamt nach Absatz 2 erteilt 
worden ist,
2. das Kraftfahrzeug nach § 1 Absatz 1 zugelassen ist,
3. das Kraftfahrzeug ausschließlich zur Erprobung betrieben wird und
4. das Kraftfahrzeug im Betrieb wie folgt permanent überwacht wird:

▶ a) bei automatisierten Fahrfunktionen erfolgt die Überwachung durch einen in Bezug auf technische 
Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässigen Fahrzeugführer,

▶ b) bei autonomen Fahrfunktionen erfolgt die Überwachung durch eine vor Ort anwesende, in Bezug auf 
technische Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässige Technische Aufsicht.

(2) Eine Erprobungsgenehmigung gemäß Absatz 1 Nummer 1 wird vom Kraftfahrt-Bundesamt auf Antrag des 
Halters erteilt. Das Kraftfahrt-Bundesamt kann die Erprobungsgenehmigung jederzeit mit 
Nebenbestimmungen versehen, die den sicheren Betrieb des Fahrzeugs sicherstellen. Zu 
Nebenbestimmungen, die den Betrieb auf einen bestimmten Betriebsbereich beschränken, ist die nach 
Landesrecht zuständige Behörde des örtlich betroffenen Landes anzuhören. Die Gesellschaft privaten Rechts 
im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes ist anzuhören, soweit der Betriebsbereich 
Bundesautobahnen oder Bundesstraßen in Bundesverwaltung umfasst oder dies vorgesehen ist.
(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt beteiligt das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik zu Fragen der 
Sicherheit in der Informationstechnik bei der Erstellung, Umsetzung und bei der Weiterentwicklung und 
Bewertung technischer Anforderungen.
(4) Bis sechs Monate nach Inkrafttreten der Regelungen in der auf Grundlage von § 1j Absatz 1 Nummer 7 
erlassenen Verordnung gelten die bisherigen straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften zur Erprobung, auch für 
Entwicklungsstufen automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen, unverändert fort, sofern nicht bereits von 
den Regelungen in der auf Grundlage von § 1j Absatz 1 Nummer 7 erlassenen Verordnung Gebrauch 
gemacht wird.

■ StVG §5b Unterhaltung der Verkehrszeichen
(1) Die Kosten der Beschaffung, Anbringung, Entfernung, Unterhaltung und des Betriebs der amtlichen 
Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie der sonstigen vom Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur zugelassenen Verkehrszeichen und -einrichtungen trägt der Träger der Straßenbaulast für 
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diejenige Straße, in deren Verlauf sie angebracht werden oder angebracht worden sind, bei geteilter 
Straßenbaulast der für die durchgehende Fahrbahn zuständige Träger der Straßenbaulast. Ist ein Träger der 
Straßenbaulast nicht vorhanden, so trägt der Eigentümer der Straße die Kosten.
(2) Diese Kosten tragen abweichend vom Absatz 1
a) die Unternehmer der Schienenbahnen für Andreaskreuze, Schranken, Blinklichter mit oder ohne 
Halbschranken;
b) die Unternehmer im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes für Haltestellenzeichen;
d) die Bauunternehmer und die sonstigen Unternehmer von Arbeiten auf und neben der Straße für 
Verkehrszeichen und -einrichtungen, die durch diese Arbeiten erforderlich werden;
e) die Unternehmer von Werkstätten, Tankstellen sowie sonstigen Anlagen und Veranstaltungen für die 
entsprechenden amtlichen oder zugelassenen Hinweiszeichen;

■ StVO §21 Personenbeförderung Absatz 1
In Kraftfahrzeugen dürfen nicht mehr Personen befördert werden, als mit Sicherheitsgurten ausgerüstete 
Sitzplätze vorhanden sind. Abweichend von Satz 1 dürfen in Kraftfahrzeugen, für die Sicherheitsgurte nicht für 
alle Sitzplätze vorgeschrieben sind, so viele Personen befördert werden, wie Sitzplätze vorhanden sind. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht in Kraftomnibussen, bei denen die Beförderung stehender Fahrgäste zugelassen 
ist. Es ist verboten, Personen mitzunehmen
1.) auf Krafträdern ohne besonderen Sitz,
2.) auf Zugmaschinen ohne geeignete Sitzgelegenheit oder
3.) in Wohnanhängern hinter Kraftfahrzeugen.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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 2.2.1.2 Unterstützungsprozesse des Problemlösungsmanagements

 2.2.1.2.1 Problemlösungsmanagement mit der PrOACT-URL Methode

PrOACT-URL ist eine generische Methodik der Entscheidungsfindung, welche aus acht Schritten besteht.

1) PrOACT-URL Problem / Problembeschreibung

2) PrOACT-URL Zielsetzung zur Lösung der Problematik

3) PrOACT-URL Alternativen der Möglichkeiten zur Problemlösung

4) PrOACT-URL Konsequenzen resultierend aus der gewählten Problemlösung

5) PrOACT-URL Optimierter Lösungskompromiß von Aufwand zu Nutzen

6) PrOACT-URL Ungewissheit des Eintretens der Erwartung aus Aufwand und Nutzen

7) PrOACT-URL Risikoakzeptanz, welches Risiko ist tolerierbar aus Sicht des Unternehmens

8) PrOACT-URL Lernen aus der Vergangenheit, gab es vergleichbare Risiken
und wie erfolgreich / zielführend waren die damaligen Entscheidungen, sowie
kann diese Entscheidung zukünftige beeinflussen.

Vorgehensweise:

Alternative Quelle:
https://www.project-management-skills.com/decision-making-model.html.

Anwendung findet diese Methode bisher in der Arzneimittelzulassung, jedoch kann diese Methodik auch für 
technische Produkte oder Systeme und damit für die Risikobilanzierung von automatisierten Fahrfunktionen 
angewendet werden. 

Eine Risikobilanz stellt die Vorteile und die damit verbundenen Nachteile / Risiken im Verhältnis zum Nutzen dar. 
Somit kann diese für die Zulassung im Genehmigungsprozeß durch die Behörde zur Erfüllung der Anforderungen 
aus der AFGBV genutzt werden. 

Im Bereich der autonomen Fahrzeuge ist aus Sicht der ÖPNV-Unternehmen die ethische Vertretbarkeit, 
insbesondere die Verpflichtung zum Schutz der Fahrgäste das wesentliche Ziel, welches zu erreichenden ist. 

Hingegen ist aus der behördlichen Sicht beim Einsatz und der Zulassung von autonomen Fahrzeugen der Gewinn 
an Sicherheit durch die automatisierten Schutzmechanismen im Vergleich zum menschlichen Versagen durch 
Fehler, das wesentliche Ziel, welches durch eine positive Risikobilanz nachzuweisen ist.
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 3 Das System mit seinen Objekten (Items) und Elementen

Die Interaktion zwischen den vollautomatisierten Fahrzeugen und dem Leitsystemen des ÖPNV unter 
Berücksichtigung der Einsatzmöglichkeiten, die das Liniennetz des Öffentlichen Verkehrs (ÖV) sowohl in ländlichen 
Regionen als auch in Ballungsräumen mit der gewünschten / geforderten Flexibilität durch die potentiellen 
Fahrgäste zur flächendeckenden Versorgung der Bevölkerung erfordert, wobei ein diskriminierungsfreien 
Marktzugang für kleine und große ÖPNV-Unternehmen gleichermaßen ermöglicht werden soll, ist wesentlich für 
den Erfolg der Verkehrswende zum Klimaschutz.
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Abbildung 6: Systemübersicht der Items

Bild: ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH
erzeugt mittels Image Creator von Microsoft Designer und PlaygroundAI,
Verkehrszeichen von Publicdomainvectors.org. 
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 3.1 Leitstellen im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)

Das Zusammenspiel der Leitstellen hängt stark von der Größe des ÖPNV-Unternehmens ab, insbesondere ob das 
ÖPNV-Unternehmen als Halter die Aufgaben der Technischen Aufsicht selbst wahrnimmt oder eben nicht.
(Der Unterschied wird beschrieben in den zugehörigen Unterkapiteln von 3.1.1.1 Technische Aufsicht (TA)).

Bei kleinen Unternehmen können verschiedene Rollen und Aufgaben durch einen Mitarbeiter in Personalunion 
ausgeübt werden, wobei der Mitarbeiter durch standardisierte Verfahren und Prozesse mittels zugekaufter 
Software unterstützt werden kann.

Bei großen Unternehmen können identische Rollen von mehreren Mitarbeitern gleichzeitig ausgeübt werden. Die 
rollenspezifischen Aufgaben können automatisiert (softwaregestützt) den einzelnen Mitarbeitern zugewiesen 
werden, wobei eine sinnvolle und effiziente Zuordnung Anwendung finden kann. Die Unterstützung der Mitarbeiter 
kann durch die unternehmensspezifischen, kundenspezifisch angepaßten und optimierten Verfahren und Prozesse 
mittels beauftragter Software bei auditierten Systemlieferanten / Zulieferern erfolgen.

Der Betrieb der Leitstellen kann zur Abdeckung des Bedarfes im Schichtbetrieb erfolgen, wobei insbesondere 
längere Operationszeiten der Verfügbarkeit bei der Technischen Aufsicht der AD-Leitstelle erforderlich sind, weil 
diese sowohl den Regelbetrieb (Fahrbetrieb) als auch die Fahrzeugpflege (Service & Wartung der Instandhaltung, 
sowie ggf. Instandsetzung) beinhaltet. 

Die Leitstellen können räumlich getrennt oder auch vereint strukturiert sein in Räumen, Gebäuden oder auch 
Örtlichkeiten.

Beispiel: VAG Nürnberg 

Hinweis:
Kombinierte Leitstellen, werden auch als Betriebsleitstelle bezeichnet.

Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI gibt es Verantwortlichkeiten (AD-Leitstelle, Betriebshof und ÖV-Leitstelle), sowie 
Zuständigkeiten (AD-Bordsystem, beziehungsweise ÖV-Bordrechner, jeweils mit der zugehörigen Peripherie).
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Abbildung 7: Bild VAG aus Präsentation "Die automatische U-Bahn in Nürnberg" von Andreas May (Betriebsleiter)
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 3.1.1 AD-Leitstellen

Die AD-Leitstelle ist verantwortlich für die Überwachung der autonomen Fahrzeuge im Fahrbetrieb. Dieses gilt 
sowohl für den regulären Fahrbetrieb, als auch den Störbetrieb. 

Zur technischen Überwachung der Elemente gehören

■ die vorgesehene Strecke, dem Fahrweg mit seinen Wegpunkten unter Beachtung der Randbedingung, wozu 
insbesondere die Verkehrsbeschilderung, das aktuelle, dynamische Verkehrsaufkommen und die 
witterungsbedingten Straßenverhältnisse durch das Wetter (Überschwemmung).
Hinweis:
Das autonom fahrende Fahrzeug sendet kontinuierlich seine Positionsdaten, welche automatisiert durch die 
AD-Leitstellensoftware überwacht werden kann. Abweichungen von der geplanten Fahrroute werden als Warnmeldung an 
die Technische Aufsicht gemeldet, wobei das System einen zuständigen Operator zuteilen kann. 

■ die Einhaltung der Vorgaben und deren dynamische Anpassung unter Wahrung der festgelegten Grenzen, 
dazu zählt insbesondere die Anpassung der Geschwindigkeit an die Fahrbahneigenschaften 
(Kopfsteinpflaster, Nässe,…), das Verkehrsaufkommen (Komplexität) und die Sichtverhältnisse (Nebel, 
Dunkelheit).
Hinweis:
Das autonom fahrende Fahrzeug sendet kontinuierlich Sensordaten, welche automatisiert durch die 
AD-Leitstellensoftware überwacht und ausgewertet werden können. Abweichungen innerhalb / außerhalb von festgelegten 
Toleranzen werden als Ereignismeldung dokumentiert oder als priorisierte Warnmeldung (Störung) an die Technische 
Aufsicht gemeldet, wobei das System einen zuständigen Operator zuteilen kann.

■ die Datenaufzeichnung von technischen (nicht personenbezogenen) Ereignissen (Status- und Störmeldung), 
mit deren Parametern (Angaben zum Quellelement, das Bauteil mit jeweils Angabe der Versionen von HW 
und SW, sowie den vorherrschenden Randbedingungen, dazu zählen Betriebszustände, Werte im 
Wertebereich von Fahrzeugfunktionen und Umweltbedingungen), sowie die Verzugszeiten der Übermittlung 
und der Reaktionszeiten von den Systemen oder der Technischen Aufsicht (TA).
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Abbildung 8: AD-Leitstelle

Bild: ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH
erzeugt mittels Image Creator von Microsoft Designer
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Hinweis:
Die Datenaufzeichnung von personenbezogenen oder zur Identifikation von Personen geeigneten Daten, insbesondere 
Audio und Video, muß den Anforderungen der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und den Vorgaben der AFGBV Anlage 1 Teil 3 Digitaler Datenspeicher (Abschnitt 
13) entsprechen. 

Die juristischen Verpflichtungen der AD-Leitstelle sind beschrieben im Kapitel 2.2.1.1 Juristische Verpflichtungen 
für den Betreiber (Fahrzeughalter) und 3.1.1.1.1 Juristische Verpflichtungen an die Technische Aufsicht (TA).
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Das System der AD-Leitstelle kennt jederzeit die Fahrzeugflotte mit ihrem aktuellen Betriebszustand und dem 
Aufenthaltsort.

Betriebszustand Betriebshof Öffenticher Straßenraum

Regelbetrieb – dynamische Fahrt

■ Ausgebildete Mitarbeiter von 
Instandsetzung, Service und 
Wartung dürfen sich unter 
Einhaltung der Unternehmens-
vorgaben im Fahrzeug befinden.

■ Fahrzeug ist in Bewegung, wobei 
auch ein Anhalten, z.B. an 
Testpunkten der erweiterten 
Probefahrt inbegriffen ist.

■ Personen dürfen sich im Fahrzeug 
befinden.

■ Fahrzeug ist in Bewegung, wobei 
auch ein Anhalten, z.B. an Ampeln 
inbegriffen ist.

Regelbetrieb – halten

■ Ausgebildete Mitarbeiter von 
Instandsetzung, Service und 
Wartung dürfen sich unter 
Einhaltung der Unternehmens-
vorgaben im Fahrzeug befinden.

■ Fahrzeug befindet sich im 
Stillstand (v=0km/h) stehend an 
einer Service- & Wartungsstation, 
z.B. Bergung von Fundsachen, 
Innenraumreinigung oder 
Außenwäsche.

■ Personen dürfen sich im Fahrzeug 
befinden.

■ Fahrzeug befindet sich im 
Stillstand (v=0km/h) stehend an 
Haltestelle / Haltepostion
mit/ohne erlaubten 
Fahrgastwechsel.

Regelbetrieb – Parken

■ Es dürfen sich keine Personen im 
Fahrzeug befinden.

■ Fahrzeug befindet sich im 
Stillstand (v=0km/h) stehend auf 
ausgewiesener Parkfläche.

■ Fahrzeug ist außer Betrieb, in der 
Regel abgerüstet, kann jedoch 
geladen werden, sofern die 
Betriebsprozesse dieses 
erlauben.

■ Es dürfen sich keine Personen im 
Fahrzeug befinden.

■ Fahrzeug befindet sich im 
Stillstand (v=0km/h) stehend auf 
ausgewiesener Parkfläche.

■ Fahrzeug ist außer Betrieb, kann  
jedoch geladen werden.

Störbetrieb

■ Fahrzeug wird von zuständigen 
Mitarbeitern vom Betriebshof 
versorgt und je nach Störung 
wieder instandgesetzt. Sofern 
dazu ein ferngesteuerter 
Ortswechsel im manuellen 
Fahrbetrieb durch die Technische 
Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle 
erforderlich und möglich ist, wird 
das Fahrzeug zur Werkstatt 
bewegt, andernfalls geborgen.

■ Personen dürfen sich derzeit noch 
im Fahrzeug befinden, jedoch ist 
das Verlassen an geeigneter 
Stelle vorgesehen, sofern eine 
Rückkehr in den Regelbetrieb 
nicht möglich ist.

■ Fahrzeug befindet sich im 
ferngesteuerten manuellen 
Fahrbetrieb durch die Technische 
Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle 
oder im Minimum Risk Manoeuvre 
(MRM).

■ In Abhängigkeit der Störung 
können weitere Einheiten 
(Bergungs- und Rettungskräfte) 
zum Einsatz kommen.

Tabelle 2: Betriebszustand in Abhängigkeit zum Aufenthaltsort

Neben der Überwachung sind auch die Auffälligkeiten aus der Überwachung und den Ereignismeldungen der 
Fahrzeuge, welche für den autonomen Fahrbetrieb vorgesehen sind, auszuwerten. Hierbei werden insbesondere 
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die Störungsmeldungen analysiert auf mögliche Defekte, welche dann als Instandsetzungsarbeit an das 
Betriebshofmanagement übergeben werden. 

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde die AD-Leitstelle definiert als siehe Dokument „Referenzmodell“ mit dem Dateinamen 
„20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte Aktualisierung 30.03.2023“ oder 
nachfolgend.

 3.1.1.1 Technische Aufsicht (TA)

Die Überwachung der autonomen Fahrzeuge erfolgt computergestützt durch die Operatoren der Technischen 
Aufsicht (TA), welche durch die Systeme der AD-Leitstelle unterstützt werden, wozu insbesondere ein priorisiertes 
(Warn-)Meldungssystem gehört. Außerdem gibt es ein Handbuch des ÖPNV-Unternehmens für die Operatoren, 
welches den Handlungsspielraum und die Verhaltensweise, sowie die empfohlene Vorgehensweise bei 
Ereignissen definiert / vorgibt.
Hinweis:
Das Handbuch kann auch Verfahrensanweisungen (VAs) und / oder Arbeitsvorschriften (AVs) inkludieren.

Die Technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle überwacht den Betrieb der autonomen Fahrzeuge, insbesondere 
den akkuraten Verlauf der dynamischen Fahraufgabe im regulären Fahrbetrieb und auch im Störbetrieb, sowie im 
Notfahr- oder manuellen Fahrbetrieb.

Im autonomen Fahrbetrieb ersetzt die Technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle den Fahrzeugführer und damit 
auch die Zeugenaussage im Ereignisfall, weshalb die Aufzeichnung der Ereignisse von besonderer Bedeutung für 
das ÖPNV-Unternehmen ist. Die Aufzeichnung erfolgt automatisiert gemäß AFGBV §15 Datenspeicherung Absatz 
1 ff und AFGBV Anlage 1 Teil 3 Digitaler Datenspeicher (Abschnitt 13), jeweils unter Wahrung des Datenschutzes, 
jedoch mit Erfassung von Zeiten des Ereignisses (Unfall / Risikominimaler Zustand) mit den Reaktionszeiten der 
Technischen Aufsicht (TA), insbesondere der Zeitspanne vom Ereignis bis zur Herstellung der unverzüglichen 
Kontaktaufnahme mit den Insassen des Kraftfahrzeugs, sowie den Zeiten zum Einleiten der notwendigen 
Maßnahmen zur Verkehrssicherung.

Hinweis:
Im konventionellen Betrieb ist der Fahrzeugführer dafür verantwortlich, daß das Fahrzeug zu einer sicheren Position bewegt 
wird, welche die Leichtigkeit des Verkehrs möglichst nicht behindert, sofern dieses technisch unter Wahrung der Sicherheit aller 
Verkehrsteilnehmer möglich ist. Außerdem fungiert der Fahrzeugführer als Ersthelfer. 

Im autonomen Betrieb wird diese Rolle von der Technischen Aufsicht (TA) ausgeübt.
Hinweis:
Nur die Technische Aufsicht darf (gesetzlich) die Beendigung des risikominimalen Zustands durchführen. Dazu ist 
jedoch vorab eine Untersuchung des auslösenden Ereignisses und deren Dokumentation erforderlich. Wurde der 
risikominimale Zustand durch einen Defekt am Kraftfahrzeug ausgelöst, muß nach Erreichen des risikominimalen 
Zustands die Fahraufgabe durch die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person manuell übernommen 
werden, bis der auslösende Defekt nachhaltig beseitigt worden ist. Sofern der risikominimale Zustand zu einer 
Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs führt, ist das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion 
unverzüglich aus dem Straßenraum zu entfernen. Dazu kann wiederum eine Kommunikation mit den Fahrgästen 
erforderlich sein um die Sicherheit der Insassen sicherzustellen.
Hinweis:
Ebenso kann ein Fahrgast sich in Notfällen an die Technische Aufsicht wenden, dazu stehen dem Fahrgast zwei 
Möglichkeiten zur Verfügung, 
► der gegen versehentliches Auslösen gesicherte Notrufknopf 
    für Notfälle jeder Art inkl. Reiseübelkeit oder medizinischer Probleme, sowie
► der Nothalt, welcher das Minimal Risk Manoeuvres (MRM) auslöst, d.h. das Fahrzeug hält 
    in Abhängigkeit von der Abfahrt zur Auslösung unmittelbar oder an der nächsten geeigneten Stelle.
    Ersteres ist insbesondere zwingend erforderlich bei Trennung von Fahrgast und Fahrgastbegleitung,
    z.B. Tier an Leine oder Trennung von dem mitgeführten Kinderwagen, sowie bei eingeklemmter Gehhilfe (von
    einer verletzten oder altersbedingt eingeschränkten Person), welche bei der automatischen Türschließung vom
    Einklemmschutz nicht erkannt wurde, weil diese dünn ist, weshalb das Fahrzeug losfährt und gegebenenfalls die
    Person mitschleift, da diese die Halteschlaufen der Gehhilfe verwendet. 
Hinweis:
Die Betätigung einer der beiden sicherheitsrelevanten Knöpfe startet jeweils automatisch die Datenaufzeichnung.
Hinweis:
Der am Fahrzeug außen angebrachte Notrufknopf ist zugleich die Türnotöffnung damit im Falle eines Unfalls Helfer 
und Rettungskräfte Zugang zu den Insassen erhalten. 
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Die Technische Aufsicht (TA) ist verantwortlich für

■ die Gewährleistung der Sicherheit der Insassen im Fahrzeug und anderer Verkehrsteilnehmer gleichermaßen.

▶ Einleitung notwendiger Maßnahmen beim Auslösen des Notrufes oder des Nothalts durch einen Fahrgast 
oder einer Person außerhalb des Fahrzeuges im Haltebereich. Dazu zählt insbesondere der unverzügliche 
Aufbau der Kommunikation inklusive der automatischen Datenaufzeichnung, welche die Reaktionszeit t0P 
dokumentiert gemäß AFGBV Anlage 1 Teil 3 Abschnitt 13.1 Zu speichernde Ereignisse.
Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI gibt es die Entscheidung, daß der sicherheitsrelevante Aufbau der 
Notfallkommunikation (Notruf / Nothalt) über das Fahrgast HMI AD aufgebaut wird, danach jedoch die 
Sprachkommunikation über das Fahrgast HMI ÖV fortgesetzt wird, wobei das Fahrgast HMI AD das gesprochene 
weiterhin mit dem Videobild synchron aufzeichnet um die Vorgaben des AFGBV zu erfüllen. Als Konsequenz daraus 
ergibt sich die Randbedingung eines gemeinsamen Arbeitsplatz für ÖV-Leitstelle und AD-Leitstelle um 
unterschiedliche Latenzen zwischen Audio und Video (systematische Verfälschung der Ereignisse durch 
unterschiedliche Latenzzeiten bei getrennter Aufzeichnung) zu vermeiden.

■ die Bewältigung von Betriebsstörungen.

▶ Die Überwachung der autonomen Fahrt, sowie angemessenes Eingreifen auf Basis der Störungsmeldung, 
sofern erforderlich.

▶ Die Überwachung der autonomen Türöffnung und Türschließung, sowie Kommunikation mit Fahrgästen im 
Problemfall und ggf. Einleitung von geeigneten Maßnahmen der Problemlösung.

■ die Freigabe von Fahrmanövern.

■ die Übernahme der Führung des Fahrzeuges im manuellen Fahrbetrieb. 

■ das Versetzen des Fahrzeugs in den risikominimalen Zustand, 
oder das Zurücksetzen des Fahrzeugs aus dem risikominimalen Zustand in den autonomen Betrieb.

■ die Dokumentation der akkuraten Untersuchung der Auslösung und der Notwendigkeit des risikominimalen 
Zustands, sowie des Ergebnisses der Untersuchung.

■ die unverzügliche Entfernung des Kraftfahrzeuges mit autonomer Fahrfunktion aus dem Straßenraum,
sofern der risikominimale Zustand zu einer Gefährdung der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs führt. 

■ die Überwachung der erweiterten Abfahrkontrolle inklusive der Prüfung der 
► Bremsanlage, 
► Lenkanlage, 
► Lichtanlage, 
► Reifen/Räder, 
► Fahrwerk, 
► sicherheitsrelevanten elektronisch geregelten Fahrzeugsysteme,
    sowie die Sensorik zur Erfassung externer und interner Parameter und
► mechanischen Fahrzeugsysteme für die aktive und passive Sicherheit,
welches mit der Probefahrt, die einen umfassenden Umfang von täglich auftretenden, definierten Manövern 
im Regelbetrieb der Fahrgastbeförderung überprüft, welches als Nachweis mit Unterschrift zu dokumentieren 
und gemäß den Aufbewahrungsfristen zu archivieren ist. 

■ die Datenarchivierung der AD-Fahrzeugdaten inklusive der Überwachungsaufzeichnung gemäß den 
Aufbewahrungspflichten durchzuführen. Die Berichte sind zu dokumentieren und vom Halter oder von der für 
die Technische Aufsicht verantwortlichen Person sechs Monate lang aufzubewahren und nach Ablauf dieser 
Frist unverzüglich, bei elektronischer Speicherung automatisiert, zu löschen

■ die Zusammenstellung der Instandsetzungsanforderungen für den Betriebshof
mit Angabe, ob das Fahrzeug ohne eine Instandsetzung bewegt (autonom / ferngesteuert) werden darf.

■ die Verifikation der Beseitigung bekannter Mängel der Fahrsicherheit.

■ Die Überwachung der AD-Bordsysteme inklusive der zugehörigen Peripherie mit Sicherstellung der Aktualität 
der Systeme bezüglich Sicherheitspatches zum Systemschutz. 
Hinweis:
Umsetzung des Security Vulnerability Management (SVM) in der zweiten Instanz (Absicherung), d.h. 
Überwachung als Maßnahme der Qualitätssicherung, daß der Betriebshof die Sicherheitspatches innerhalb 
der in den Geschäftsprozessen vorgegebenen Zeit auch aufgespielt hat. 
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 3.1.1.1.1 Juristische Verpflichtungen an die Technische Aufsicht (TA)

■ AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 1 Punkt 1
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person muß für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
§1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sein. Sie ist geeignet, wenn sie in der Fachrichtung 
Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik, Luft- und Raumfahrttechnik oder Luftfahrzeugtechnik über 
einen Abschluß verfügt als 
► Diplom-Ingenieur, Diplom-Ingenieur (FH), Ingenieur (graduiert),
► Bachelor, Master oder
► staatlich geprüfter Techniker.

■ AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 1 Punkt 2
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person muß für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
§ 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sein. Sie ist geeignet, wenn sie eine entsprechende 
Schulung in Bezug auf das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beim Hersteller dieses Kraftfahrzeugs 
erfolgreich abgeschlossen hat.

■ AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 1 Punkt 3
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person muß für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
§ 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sein. Sie ist geeignet, wenn sie einen gültigen 
Führerschein besitzt, wobei die Klasse der Fahrerlaubnis der des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
entsprechen muß, und

■ AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 1 Punkt 4
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person muß für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
§ 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sein. Sie ist geeignet, wenn sie im Hinblick auf die 
Wahrnehmung der ihr anvertrauten Aufgaben nach § 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes zuverlässig 
ist. Zur Beurteilung der Zuverlässigkeit im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 sind im Rahmen des Verfahrens 
nach den §§ 7 und 8 Absatz 2 jeweils ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde, eine Auskunft aus 
dem Fahrerlaubnisregister sowie eine Auskunft über Eintragungen aus dem Fahreignungsregister vorzulegen. 
Sofern in dem Fahrerlaubnisregister mehr als drei Punkte eingetragen sind, ist die Zuverlässigkeit nicht 
gegeben. § 8 Absatz 3 gilt bezüglich Satz 3 entsprechend.

■ AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 2
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person darf sich mit Zustimmung des Halters zur Erfüllung 
ihrer Pflichten weiterer geeigneter natürlicher Personen bedienen, die über mindestens drei Jahre 
Berufserfahrung im Bereich des Verkehrs- oder Kraftfahrzeugwesens verfügen. Die eingesetzten natürlichen 
Personen müssen wiederkehrend, mindestens jedoch jährlich beim Hersteller in Bezug auf den Umgang mit 
dem Kraftfahrzeug sowie wesentliche Veränderungen am Kraftfahrzeug oder der autonomen Fahrfunktion 
geschult werden. Die Schulung ist mit einer praktischen Prüfung einschließlich der Bewältigung simulierter 
Betriebsstörungen abzuschließen. Der erfolgreiche Abschluß der Schulung von eingesetzten natürlichen 
Personen ist von der Technischen Aufsicht zu dokumentieren. Sollen die eingesetzten natürlichen Personen 
Fahrten im manuellen Fahrbetrieb übernehmen oder Fahrmanöver freigeben, müssen diese Personen eine 
gültige Fahrerlaubnis besitzen. Die Klasse der Fahrerlaubnis muß der des Fahrzeugs mit autonomer 
Fahrfunktion entsprechen.

■ AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 3
Befindet sich das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion im risikominimalen Zustand im Sinne des § 1d 
Absatz 4 des Straßenverkehrsgesetzes, hat die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person eine 
Untersuchung der Auslösung und der Notwendigkeit des risikominimalen Zustands durchzuführen, bevor sie 
dessen Beendigung veranlassen darf. Das Ergebnis der Untersuchung ist zu dokumentieren. Wurde der 
risikominimale Zustand durch einen Defekt am Kraftfahrzeug ausgelöst, muß nach Erreichen des 
risikominimalen Zustands die Fahraufgabe durch die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person 
unter Einhaltung der Anforderungen der Anlage 1 Nummer 4 manuell übernommen werden, bis der 
auslösende Defekt nachhaltig beseitigt worden ist. 
Sofern der risikominimale Zustand zu einer Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs führt, ist 
ungeachtet der Sätze 1 und 3 das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion unverzüglich aus dem 
Straßenraum zu entfernen. In diesen Fällen erfolgt die Untersuchung der Technischen Aufsicht gemäß Satz 1 
im Nachgang des Abtransports auf Grundlage der gespeicherten Fahrdaten.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Anforderungen an Mensch-Maschine-Schnittstellen Abschnitt 14 Interaktion
Ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion, das autonom innerhalb eines festgelegten Betriebsbereichs 
betrieben wird, erfordert nur in Ausnahmesituationen eine Interaktion mit der Technischen Aufsicht. 
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Insbesondere ist die Mensch-Maschine-Schnittstelle unter Berücksichtigung der folgenden zwei 
Ausnahmesituationen zu gestalten.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.1 Die Technische Aufsicht erteilt eine Fahrmanöverfreigabe an das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion. 
Die technische Ausrüstung versetzt das Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand, da die Fortsetzung der 
Fahrt aufgrund einer Verkehrssituation nicht fortgesetzt werden kann. Das Verlassen des risikominimalen 
Zustands erfolgt mit Unterstützung der Technischen Aufsicht. Folgendes ist hierbei zu beachten: 
a) Die autonome Fahrfunktion kann initial der Technischen Aufsicht mögliche Fahrmanöver zur Fortsetzung 
der Fahrt vorschlagen und ausreichend Daten zur Beurteilung der Situation liefern. 
b) Wird durch die Technische Aufsicht ein Fahrmanöver vorgegeben, so muß dieses durch die autonome 
Fahrfunktion validiert werden. Unabhängig von den Buchstaben a und b darf das Fahrmanöver nicht 
ausgeführt werden, wenn daraus eine Gefährdung der am Verkehr Teilnehmenden und unbeteiligter Dritter 
resultieren würde. 
Die sichere Ausführung oder Nichtausführung solcher Fahrmanöver obliegt weiterhin der autonomen 
Fahrfunktion mit systemseitiger Auswertung der aktuellen Verkehrssituation vor Ort.
Hinweis:
Der aktuelle Gesetzestext ist auf den ersten Blick korrekt, aber fatal beim zweiten Blick. Der menschliche Operator muß, 
insbesondere nach dem Überschreiten der Leistungsfähigkeitsgrenze eines Fahrzeugsystems, in der Lage sein das 
Fahrzeug zu steuern, ohne daß dieses durch das vorab bereits versagte System verhindert werden kann. Sonst hätte man 
einen Dead-Lock. 
Dieses gilt insbesondere, wenn ein Defekt vorliegt, welcher gemäß AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht 
(TA) Absatz 3 die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person verpflichtet die Fahraufgabe manuell zu 
übernehmen, bis der auslösende Defekt nachhaltig beseitigt worden ist. In diesem Fall besteht die Möglichkeit, daß das 
defekte System die sichere Ausführung / Nichtausführung eines Fahrmanövers überhaupt nicht mehr beurteilen kann.
Hinweis:
Autonome, automatisierte oder KI-Anwendungen können menschliche Verantwortung nicht ersetzen.
(Ethische Regeln haben Bestand)
Hinweis:
Der menschliche Operator mit der zugehörigen Kompetenz (es kann eine Begrenzung auf erfahrene Operator geben), 
muß in der Lage sein auch gegen einen Gegenstand, z.B. einen Stein auf der Straße bewußt zu fahren, z.B. nach einem 
Steinschlag, wo herabfallende Steine jetzt die Fahrbahn teilweise versperren, um das Fahrzeug aus der Gefahrenzone 
von weiteren herabfallenden Steinen zu bewegen, welche durch die Fahrzeugsicherheitssysteme nicht verhindert werden 
darf.
Hinweis:
Die Handlungen der Technischen Aufsicht (TA) insbesondere die Eingriffe nach einem Ereignis oder einem Minimum Risk 
Manoeuvre (MRM) unterliegen der automatisierten, fälschungssicheren Datenaufzeichnung gemäß  AFGBV Anlage 1 
Teil 3 Abschnitt 13.1 Zu speichernde Ereignisse.

■ Fazit: Der markierte Gesetzestext ist durch die Legislative anzupassen.
Der markierte Text kann durch die folgende Formulierung ersetzt werden.
Im manuellen Fahrbetrieb muß der qualifizierte Mensch (Diplom-Ingenieur (FH/U) in der 
Fachrichtung Mathematik-Informatik-Naturwissenschaft-Technik (MINT) / Meister der 
Kraftfahrzeugmechatronik / Kraftfahrzeugmechanik) die bewußte Übersteuerung von 
Fahrzeugfunktionen inklusive der Sicherheitsfunktionen umsetzen können, damit Gefährdungen 
von Leib und Leben abgewendet oder zumindest das Risiko von Verletzungen minimiert werden 
kann.
Hinweis:
Die Haftung geht hierbei vom den Systemen des Fahrzeugherstellers auf die Technische Aufsicht (TA) über, allerdings 
unterliegt die Handlung hier im direkten / übertragenem Sinne der Notwehr (BGB §227 und StGB §32).
Hinweis:
Der Text „im Übertragenem Sinne“ bedeutet hierbei, daß gemäß der juristischen Definition eine Notwehr, die 
Verteidigung von einem gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff auf sich oder einem anderen darstellt, welcher durch die 
Handlung in Notwehr abgewendet wird. Naturereignisse können kein rechtswidriger Angriff sein, nichts desto trotz 
kann die Notwendigkeit der Verteidigung von Leben und Gesundheit von sich selbst oder anderen Lebewesen auch 
bei Naturgewalten gegebenen beziehungsweise notwendig sein. Dieses entspricht BGB §228 Notstand, hier jedoch 
kann die Gefahr verschuldende Naturgewalt nicht zum Schadensersatz verpflichtet werden beziehungsweise StGB 
§34, jedoch kann hier ein Naturereignis kein Interesse aufweisen.
Begründung:
Sofern ein Steinschlag ein Fahrzeug trifft (ggf. sind Scheiben zerbrochen und Verletzte im Fahrzeug, der 
Weg vor und hinter den Fahrzeug wird durch Steine blockiert), dann muß der qualifizierte und zur 
Übersteuerung berechtigte Operator die autonome Fahrfunktion und auch die Sicherheitsfunktionen des 
Fahrzeugherstellers (OEM) mittels eines bewußt eingeleiteten Fahrmanövers (fahre an der Stelle gegen 
den Stein und schiebe diesen aus dem Weg) durch die Technische Aufsicht (TA) mit der definierten 
Qualifikation umgesetzt werden können. Andernfalls würde ein Gesetz verhindern, daß die Verletzten aus 
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der Gefahrenzone (potentieller folgender Steinschlag) heraus bewegt werden können, wodurch auch die 
Versorgung der Verletzten durch die Rettungskräfte nicht möglich wäre ohne das Leben der Einsatzkräfte 
bewußt, unter Inkaufnahme der vorsätzlichen, potentiellen Tötung der Retter, unverantwortlich grob 
fahrlässig zu gefährden. Außerdem wird das Heranbringen der Einsatzkräfte erschwert, weil auch deren 
Weg (jetzt aus Blickwinkel der Heranfahrenden) ebenfalls durch die identischen Steine blockiert wird, 
welches die potentielle Tötung der Verletzten durch unterlassene Versorgung als Folge der juristisch 
verweigerten Möglichkeit der Fahrzeugbewegung unter Ausschluß der dazu abzuschaltenden 
Sicherheitsfunktionen nicht erlaubt. 
Hinweis: 
Selbstverständlich sind diese Aktionen fälschungssicherer aufzuzeichnen, gemäß  AFGBV Anlage 1 Teil 3 Abschnitt 
13.1 Zu speichernde Ereignisse.
Hinweis:
Die vorgeschlagene Modifikation setzt StVG §1a Absatz 2 Punkt 3 um.
Hinweis:
Inhomogenität zwischen dem Gesetz StVG und der abholenden Verordnung AFGBV. Das Kraftfahrzeug (OEM) muß 
die Funktionalität der Übersteuerung und Deaktivierung aufweisen, jedoch ist die Nutzung durch die Technische 
Aufsicht (TA) von den Fahrzeugsystemen vor der Ausführung zu verifizieren, welches auch zu eine Nichtausführung 
führen kann.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.2 Übernahme der Fahraufgabe durch manuelle Steuerung außerhalb des 
festgelegten Betriebsbereichs.
Erreicht die autonome Fahrt die Grenzen des festgelegten Betriebsbereichs, muß das Kraftfahrzeug durch die 
autonome Funktion in den risikominimalen Zustand versetzt werden. Wird die Fahrt außerhalb der Grenzen 
des festgelegten Betriebsbereichs durch eine fahrzeugführende Person fortgesetzt, ist die fahrzeugführende 
Person mittels eines geeigneten Interaktionskonzepts zur Aktivität aufzufordern. Sofern das Stehenbleiben 
des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion den umlaufenden Verkehr oder Dritte behindern würde, ist die 
Aufforderung durch einen entsprechenden Hinweis zu ergänzen. Die Aufforderung ist in ihrer Intensität 
fortlaufend zu steigern. Die Aufforderung kann beispielsweise durch Signaltöne in zunehmender Lautstärke 
oder durch Vibrationen mit zunehmender Intensität erfolgen.

■ StVG §1a Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion
(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs mittels hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion ist zulässig, wenn die 
Funktion bestimmungsgemäß verwendet wird.
(2) Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die 
über eine technische Ausrüstung verfügen,

1. die zur Bewältigung der Fahraufgabe – einschließlich Längs- und Querführung – das jeweilige 
Kraftfahrzeug nach Aktivierung steuern (Fahrzeugsteuerung) kann,
2. die in der Lage ist, während der hoch- oder vollautomatisierten Fahrzeugsteuerung den an die 
Fahrzeugführung gerichteten Verkehrsvorschriften zu entsprechen,
3. die jederzeit durch den Fahrzeugführer manuell übersteuerbar oder deaktivierbar ist,
4. die die Erforderlichkeit der eigenhändigen Fahrzeugsteuerung durch den Fahrzeugführer erkennen 
kann,
5. die dem Fahrzeugführer das Erfordernis der eigenhändigen Fahrzeugsteuerung mit ausreichender 
Zeitreserve vor der Abgabe der Fahrzeugsteuerung an den Fahrzeugführer optisch, akustisch, taktil oder 
sonst wahrnehmbar anzeigen kann und
6. die auf eine der Systembeschreibung zuwiderlaufende Verwendung hinweist.

Der Hersteller eines solchen Kraftfahrzeugs hat in der Systembeschreibung verbindlich zu erklären, daß das 
Fahrzeug den Voraussetzungen des Satzes 1 entspricht
(3) Die vorstehenden Absätze sind nur auf solche Fahrzeuge anzuwenden, die nach § 1 Absatz 1 zugelassen 
sind, den in Absatz 2 Satz 1 enthaltenen Vorgaben entsprechen und deren hoch- oder vollautomatisierte 
Fahrfunktionen

1. in internationalen, im Geltungsbereich dieses Gesetzes anzuwendenden Vorschriften beschrieben sind 
und diesen entsprechen oder
2. eine Typgenehmigung gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen 
technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1) erteilt 
bekommen haben.

(4) Fahrzeugführer ist auch derjenige, der eine hoch- oder vollautomatisierte Fahrfunktion im Sinne des 
Absatzes 2 aktiviert und zur Fahrzeugsteuerung verwendet, auch wenn er im Rahmen der 
bestimmungsgemäßen Verwendung dieser Funktion das Fahrzeug nicht eigenhändig steuert.
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■ StVG §1b Rechte und Pflichten des Fahrzeugführers bei Nutzung hoch- oder vollautomatisierter 
Fahrfunktionen
(1) Der Fahrzeugführer darf sich während der Fahrzeugführung mittels hoch- oder vollautomatisierter 
Fahrfunktionen gemäß § 1a vom Verkehrsgeschehen und der Fahrzeugsteuerung abwenden; dabei muß er 
derart wahrnehmungsbereit bleiben, daß er seiner Pflicht nach Absatz 2 jederzeit nachkommen kann.
(2) Der Fahrzeugführer ist verpflichtet, die Fahrzeugsteuerung unverzüglich wieder zu übernehmen,
1. wenn das hoch- oder vollautomatisierte System ihn dazu auffordert oder
2. wenn er erkennt oder auf Grund offensichtlicher Umstände erkennen muß, daß die Voraussetzungen für 
eine bestimmungsgemäße Verwendung der hoch- oder vollautomatisierten Fahrfunktionen nicht mehr 
vorliegen.

■ StVG §1d Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen
(1) Ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes ist ein Kraftfahrzeug, das
1. die Fahraufgabe ohne eine fahrzeugführende Person selbstständig in einem festgelegten Betriebsbereich 
erfüllen kann und
2. über eine technische Ausrüstung gemäß § 1e Absatz 2 verfügt.
(2) Ein festgelegter Betriebsbereich im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet den örtlich und räumlich
bestimmten öffentlichen Straßenraum, in dem ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion bei Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß § 1e Absatz 1 betrieben werden darf.
(3) Technische Aufsicht eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes ist 
diejenige natürliche Person, die dieses Kraftfahrzeug während des Betriebs gemäß § 1e Absatz 2 Nummer 8 
deaktivieren und für dieses Kraftfahrzeug gemäß § 1e Absatz 2 Nummer 4 und Absatz 3 Fahrmanöver 
freigeben kann.
(4) Risikominimaler Zustand im Sinne dieses Gesetzes ist ein Zustand, in dem sich das Kraftfahrzeug mit 
autonomer Fahrfunktion auf eigene Veranlassung oder auf Veranlassung der Technischen Aufsicht an einer 
möglichst sicheren Stelle in den Stillstand versetzt und die Warnblinkanlage aktiviert, um unter angemessener 
Beachtung der Verkehrssituation die größtmögliche Sicherheit für die Fahrzeuginsassen, andere 
Verkehrsteilnehmende und Dritte zu gewährleisten.

■ StVG §1e Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion; Widerspruch und Anfechtungsklage
(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs mittels autonomer Fahrfunktion ist zulässig, wenn 
1. das Kraftfahrzeug den technischen Voraussetzungen gemäß Absatz 2 entspricht,
2. für das Kraftfahrzeug eine Betriebserlaubnis nach Absatz 4 erteilt worden ist,
3. das Kraftfahrzeug in einem von der nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörde oder auf
Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, von der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne 
des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes genehmigten, festgelegten Betriebsbereich eingesetzt wird 
und
4. das Kraftfahrzeug zur Teilnahme am öffentlichen Straßenverkehr gemäß § 1 Absatz 1 zugelassen ist.
Ein Betrieb eines Kraftfahrzeugs gemäß § 1h und die Zulassung im Übrigen gemäß § 1 Absatz 1 bleiben 
hiervon unberührt.
(2) Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion müssen über eine technische Ausrüstung verfügen, die in der 
Lage ist,
1. die Fahraufgabe innerhalb des jeweiligen festgelegten Betriebsbereichs selbstständig zu bewältigen, ohne 
daß eine fahrzeugführende Person in die Steuerung eingreift oder die Fahrt des Kraftfahrzeugs permanent 
von der Technischen Aufsicht überwacht wird, 
2. selbstständig den an die Fahrzeugführung gerichteten Verkehrsvorschriften zu entsprechen und die über 
ein System der Unfallvermeidung verfügt, das
a) auf Schadensvermeidung und Schadensreduzierung ausgelegt ist, 
b) bei einer unvermeidbaren alternativen Schädigung unterschiedlicher Rechtsgüter die Bedeutung der 
Rechtsgüter berücksichtigt, wobei der Schutz menschlichen Lebens die höchste Priorität besitzt, und
c) für den Fall einer unvermeidbaren alternativen Gefährdung von Menschenleben keine weitere Gewichtung 
anhand persönlicher Merkmale vorsieht,
3. das Kraftfahrzeug selbstständig in einen risikominimalen Zustand zu versetzen, wenn die Fortsetzung der 
Fahrt nur durch eine Verletzung des Straßenverkehrsrechts möglich wäre,
4. im Fall der Nummer 3 der Technischen Aufsicht selbstständig 
a) mögliche Fahrmanöver zur Fortsetzung der Fahrt vorzuschlagen sowie
b) Daten zur Beurteilung der Situation zu liefern, damit die Technische Aufsicht über eine Freigabe des 
vorgeschlagenen Fahrmanövers entscheiden kann,
5. ein von der Technischen Aufsicht vorgegebenes Fahrmanöver zu überprüfen und dieses nicht auszuführen, 
sondern das Kraftfahrzeug selbstständig in einen risikominimalen Zustand zu versetzen, wenn das 
Fahrmanöver am Verkehr teilnehmende oder unbeteiligte Personen gefährden würde, 
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6. eine Beeinträchtigung ihrer Funktionalität der Technischen Aufsicht unverzüglich anzuzeigen, 
7. ihre Systemgrenzen zu erkennen und beim Erreichen einer Systemgrenze, beim Auftreten einer 
technischen Störung, die die Ausübung der autonomen Fahrfunktion beeinträchtigt, oder beim Erreichen der 
Grenzen des festgelegten Betriebsbereichs das Kraftfahrzeug selbstständig in einen risikominimalen Zustand 
zu versetzen,
8. jederzeit durch die Technische Aufsicht oder durch Fahrzeuginsassen deaktiviert zu werden und im Falle
einer Deaktivierung das Kraftfahrzeug selbstständig in den risikominimalen Zustand zu versetzen,
9. der Technischen Aufsicht das Erfordernis der Freischaltung eines alternativen Fahrmanövers, der 
Deaktivierung mit ausreichender Zeitreserve sowie Signale zum eigenen Funktionsstatus optisch, akustisch 
oder sonst wahrnehmbar anzuzeigen und
10. ausreichend stabile und vor unautorisierten Eingriffen geschützte Funkverbindungen, insbesondere zur 
Technischen Aufsicht, sicherzustellen und das Kraftfahrzeug selbstständig in einen risikominimalen Zustand 
zu versetzen, wenn diese Funkverbindung abbricht oder darauf unerlaubt zugegriffen wird.
(3) Zur Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 2 Nummer 1 bis 4 ist es im Falle sonstiger 
Beeinträchtigungen, die dazu führen, daß die technische Ausrüstung die Fahraufgabe nicht selbstständig 
bewältigen kann, auch ausreichend, wenn
1. die technische Ausrüstung in der Lage ist sicherzustellen, daß alternative Fahrmanöver durch die 
Technische Aufsicht vorgegeben werden können,
2. die alternativen Fahrmanöver gemäß Nummer 1 durch die technische Ausrüstung selbstständig ausgeführt 
werden und
3. die technische Ausrüstung in der Lage ist, die Technische Aufsicht mit ausreichender Zeitreserve optisch, 
akustisch oder sonst wahrnehmbar zur Vorgabe eines Fahrmanövers aufzufordern.
(4) Liegen die technischen Voraussetzungen gemäß Absatz 2 und die Erklärung des Herstellers nach § 1f 
Absatz 3 Nummer 4 vor, erteilt das Kraftfahrt-Bundesamt auf Antrag des Herstellers eine Betriebserlaubnis für 
ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion. Laufende Genehmigungsverfahren, die sachlich unter § 1d bis 
§ 1g fallen und in denen der Antrag auf Erteilung einer Betriebserlaubnis inklusive einer 
Ausnahmegenehmigung bereits gestellt worden ist, bleiben unberührt.
(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Widerruf oder die Rücknahme einer Betriebserlaubnis für 
ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion haben keine aufschiebende Wirkung.
(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Widerruf oder die Rücknahme einer Genehmigung eines 
festgelegten Betriebsbereichs haben keine aufschiebende Wirkung.

■ StVG §1f  Pflichten der Beteiligten beim Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion Absatz 2
Die Technische Aufsicht über ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion ist verpflichtet,
1. ein alternatives Fahrmanöver nach § 1e Absatz 2 Nummer 4 und Absatz 3 zu bewerten und das 
Kraftfahrzeug hierfür freizuschalten, sobald ihr ein solches optisch, akustisch oder sonst wahrnehmbar durch 
das Fahrzeugsystem angezeigt wird, die vom Fahrzeugsystem bereitgestellten Daten ihr eine Beurteilung der 
Situation ermöglichen und die Durchführung des alternativen Fahrmanövers nicht die Verkehrssicherheit 
gefährdet,
2. die autonome Fahrfunktion unverzüglich zu deaktivieren, sobald dies optisch, akustisch oder sonst 
wahrnehmbar durch das Fahrzeugsystem angezeigt wird,
3. Signale der technischen Ausrüstung zum eigenen Funktionsstatus zu bewerten und gegebenenfalls 
erforderliche Maßnahmen zur Verkehrssicherung einzuleiten und
4. unverzüglich Kontakt mit den Insassen des Kraftfahrzeugs herzustellen und die zur Verkehrssicherung 
notwendigen Maßnahmen einzuleiten, wenn das Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand versetzt wird.

■ StVO §3 Geschwindigkeit Absatz 1
Wer ein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, daß das Fahrzeug ständig beherrscht wird. Die 
Geschwindigkeit ist insbesondere den Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wetterverhältnissen sowie den 
persönlichen Fähigkeiten und den Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen. Beträgt die 
Sichtweite durch Nebel, Schneefall oder Regen weniger als 50 m, darf nicht schneller als 50 km/h gefahren 
werden, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten ist. Es darf nur so schnell gefahren werden, daß 
innerhalb der übersehbaren Strecke gehalten werden kann. Auf Fahrbahnen, die so schmal sind, daß dort 
entgegenkommende Fahrzeuge gefährdet werden könnten, muß jedoch so langsam gefahren werden, daß 
mindestens innerhalb der Hälfte der übersehbaren Strecke gehalten werden kann.

■ StVO §3 Geschwindigkeit Absatz 2
Ohne triftigen Grund dürfen Kraftfahrzeuge nicht so langsam fahren, daß sie den Verkehrsfluß behindern.

■ StVO §3 Geschwindigkeit Absatz 2a
Wer ein Fahrzeug führt, muß sich gegenüber Kindern, hilfsbedürftigen und älteren Menschen, insbesondere 
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durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft, so verhalten, daß eine 
Gefährdung dieser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.1.1.1.2 Sofern das ÖPNV-Unternehmen die Aufgabe selbst wahrnimmt 

Das ÖPNV Unternehmen erzielt dadurch eine Unabhängigkeit von den fahrzeugspezifischen AD-Bordsystemen 
der unterschiedlichen Fahrzeughersteller (OEM), sowie von der gewählten Ausstattung (Feature Set) der 
möglichen Varianten, welche für unterschiedliche (Komfort-)Reisen angeboten werden können und ist unabhängig 
von einer ggf. je nach Fahrzeughersteller abhängigen Technischen Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle. Somit kann das 
ÖPNV Unternehmen eigenständig, wie bei den Betriebshöfen, selbst entscheiden, wie viele AD-Leitstellen sie 
betreiben möchte, was ebenfalls frei nach den Zonen der angebotenen Fahrbetriebe kosten- und personaloptimiert 
werden kann. Zudem kann der ÖV-Bordrechner als Bestandteil von dem geschlossenen Regelkreis betrieben 
werden, wodurch der ÖV-Bordrechner die Fähigkeit erhält die Fahrt zu triggern / zu überwachen, wobei 
Abweichungen von den Missionen (AD-Bordsystem) gegenüber der Fahrt (ÖV-Bordrechner) als Inkonsistenzen 
leicht zu erkennen sind und als Störung automatisiert (über den Error-Handler) leicht behoben werden können. 
Hinweis:
Der ÖV-Bordrechner kann im geschlossenen Regelkreis als Redundanzsystem betrieben werden, welches 
potentielle Übermittlungsfehler (Funkloch) leicht erkennt, sobald eine dispositive Maßnahme von der ÖV-Leitstelle versendet 
wurde und die Quittierung vom AD-Bordsystem fehlt ODER die Quittierung vom AD-Bordsystem eintrifft, aber die Mitteilung der 
dispositiven Maßnahme beim ÖV-Bordrechner nicht eingegangen ist. Die redundante Empfangsbestätigung von dispositiven 
Maßnahmen führt zu einer Störungssicherheit bzw. sicheren Störungserkennung, welche eine automatisierte Wiederholung 
einer fehlgeschlagenen Übermittlung auslösen kann. Somit kann der ÖV-Bordrechner Maßnahmen der Störungsbehebung 

automatisiert einleiten.

Das ÖPNV Unternehmen erzielt dadurch eine Eigenständigkeit bzw. Unabhängigkeit von Dritten und hat zu jeder 
Zeit die vollständige Kontrolle wann es Aktualisierungen (Software oder auch Hardware) umsetzt, zudem kann 
auch eine schrittweise Umstellung erfolgen, wodurch eine Erprobung der neuen Komponenten (Software oder 
auch Hardware) betriebswirtschaftlich realisiert werden kann.

Zusätzlich wird das ÖPNV-Unternehmen dadurch unabhängig von den Fahrzeugherstellern (OEM), weil es die 
Kontrolle über die Schnittstellen innehat. Das AD-Tuning-Kit fungiert als Adapter zu den eigenen Systemen der ÖV- 
und AD-Leitstellen Software. 

Dieses ist insbesondere geeignet für mittelständische Unternehmen.

 3.1.1.1.3 Sofern das ÖPNV-Unternehmen die Aufgabe nicht selbst wahrnimmt 

In diesem Fall wird ein externer Serviceanbieter, z.B. der Fahrzeughersteller (OEM) oder ein unabhängiger 
Dienstleister, vom ÖPNV-Unternehmen beauftragt die Aufgaben der Technischen Aufsicht (TA) und die der 
AD-Leitstelle umzusetzen, wobei dem ÖPNV-Unternehmen die Verantwortung für die Auditierung und 
Eignungsprüfung obliegt, welches durch entsprechende Nachweise aufzuzeigen ist.

Des Weiteren resultieren daraus Abhängigkeiten zu den Geschäftsprozessen und der Aufrechterhaltung der 
Betriebsfähigkeit, welche insbesondere die Daseinsvorsorge gefährden kann, weshalb ein ÖPNV-Unternehmen 
diese Aspekte bei seiner Entscheidung zu berücksichtigen hat.

Risiken durch Abhängigkeit von einem externen Anbieter:

■ Inkompatibilität
Softwareaktualisierungen auf der AD-Seite können die Interfaces bzw. den Inhalt und das Format von 
Meldungen verändern, so daß die ÖV-Seite diese nicht mehr verarbeiten kann.
Hinweis (Beispielkonflikt):
Die ÖV-Leitstelle überwacht den Ablauf und die Pünktlichkeit der Fahrt über die logische Ortung, welche anzeigt, daß das 
Fahrzeug die Haltestelle erreicht hat, somit läuft (aus Sicht der ÖV-Leitstelle) die vorgesehene Zeitspanne für den 
Fahrgastwechsel. In der Realität hat der Fahrgastwechsel noch nicht begonnen, weil das autonome Fahrzeug die 
Halteposition in der hochauflösenden Karte noch nicht erreichen könnte, weil dort noch z.B. ein anderes Fahrzeug im Weg 
steht und das autonome Fahrzeug darauf wartet, daß es die letzten Meter umsetzen kann um den Fahrgastwechsel zu 
starten.
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■ Kontinuierliche Qualifikation von spezifisch geschultem Personal
Softwareaktualisierungen im Fahrzeug (AD-Bordsystem) können die fahrzeugspezifischen Pflichten bezüglich 
Service, Wartung und Instandhaltung durch den Fahrzeughalter verändern, wodurch die Prozesse des 
Betriebshofes für jedes nicht baugleiches autonom fahrende Fahrzeug anzupassen ist zu dem Zeitpunkt der 
Softwareaktualisierung, welche jetzt vom Zulieferer (Dienstleister) gesteuert wird, welches insbesondere zu 
Abstimmungsproblemen und Terminkonflikten führen kann, wenn ein Dienstleister mehrere ÖPNV-
Unternehmen, sowie ggf. auch noch Autovermieter, Car-Sharing und Remote-Taxi Anbieter versorgt. 

Dieses ist eine Alternative für kleine Unternehmen, welche den Betrieb oder die notwendige Ausstattung zum 
Betrieb wirtschaftlich nicht rentabel realisieren können. Jedoch sind dann die zuvor genannten Risiken mit den 
daraus folgenden potentiellen Konsequenzen zu akzeptieren. 

 3.1.2 Betriebshof (BH / BHMS)

Der Betriebshof ist das betriebseigene oder vertraglich eingebundene Werksgelände eines Auftragnehmers, wo die 
Tätigkeiten für Service und Wartung, inklusive Instandhaltung und Fahrzeugpflege zur Aufrechterhaltung der 
Betriebstätigkeit umgesetzt werden. Es können mehrere Betriebshöfe gleichzeitig betrieben werden. Die 
Organisation und Verwaltung erfolgt über das Betriebshofmanagementsystem, welches die Maßnahmen und deren 
Umsetzung organisiert, wobei dem geeigneten und geschulten Personal, den BH-Mitarbeitern, ihre jeweiligen 
Aufträge und Tätigkeiten ggf. priorisiert zugewiesen werden können. 

Das Betriebshofmanagement ist verantwortlich für

■ den Fahrzeugzustand insbesondere die technische Fahrzeugsicherheit.

▶ Service und Wartung der Fahrzeuge insbesondere die zeitnahe Umsetzung / Erfüllung der Service- und 
Wartungsvorgaben durch den Fahrzeughersteller (OEM), sowie zeitnahe Umsetzung der betriebseigenen 
Inspektionen, TÜV und AU-Termine, sowie angemessene, der Jahreszeit entsprechende, Bereifung.

▶ die Instandsetzung von Defekten (Reparaturen).

▶ den Nachweis der Sicherheit durch die Umsetzung und Protokollierung der täglichen erweiterten 
Abfahrkontrolle vor Betriebsbeginn gemäß AFGBV §13, insbesondere Abschnitt 7.

▶ die Überwachung der AD-Bordsysteme inklusive der zugehörigen Peripherie mit Sicherstellung der 
Aktualität der Systeme bezüglich Sicherheitspatches zum Systemschutz. 
Hinweis:
Umsetzung des Security Vulnerability Management (SVM) in der ersten Instanz, d.h. Sicherstellung, daß 
die Sicherheitspatches innerhalb der in den Geschäftsprozessen vorgegebenen Zeit auch aufgespielt 
werden.

■ die Einsatzbereitschaft der Fahrzeugflotte insbesondere der 

▶ Reinigung (innen und außen) im Rahmen der Fahrzeugpflege,
das Entfernen von Beschmierungen nach ggf. deren Dokumentation, 
inklusive ordnungsgemäßem Umgang mit Fundsachen gemäß BOKraft §11. 

▶ Sicherstellung des Ladens der Akkuzellen für den Antrieb und ggf. der Fahrzeugbatterie.

▶ Abrüstung inklusive Datenentsorgung und Parken.

▶ Aufrüsten inklusive Betriebsvorbereitung durch Aufspielen der fahrzeugspezifischen Konfiguration für den 
geplanten Einsatz des jeweiligen Fahrzeuges.

▶ Verfügbarkeit von Ersatzfahrzeugen für den Notfall oder als Verstärker für den Bedarfsfall.
Hinweis:
Ersatzfahrzeuge können auch über (Rahmen-)vertraglich akquirierte Drittanbieter sichergestellt werden. 

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde das Betriebshofmanagementsystem (BHMS) als Item definiert siehe Dokument 
„Referenzmodell“ mit dem Dateinamen „20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte 
Aktualisierung 30.03.2023“ oder nachfolgend. Das BHMS ist die Verwaltungssoftware des Betriebshofes. Außerdem wurde in 
dem referenzierten Dokument der BH-Umlauf definiert, welcher eine Sequenz von Fahrtbewegungen auf dem Betriebshof 
mittels Fahraufträgen und Missionen beinhaltet um Tätigkeiten für Service, Wartung und Instandhaltung, sowie Fahrzeugpflege 
umzusetzen. 
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 3.1.2.1 Juristische Verpflichtungen für den Betreiber (Service & Wartung)

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 1
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß unter Zugrundelegung der 
vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen die Fahrzeugsysteme für die 
aktive und passive Sicherheit des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion regelmäßig überprüft werden.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 2
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß täglich vor Betriebsbeginn 
eine erweiterte Abfahrkontrolle nach Absatz 7 durchgeführt wird.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 3
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß unter Zugrundelegung der 
vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen ab dem Tag der Zulassung 
zum Straßenverkehr alle 90 Tage eine Gesamtprüfung nach den Vorgaben des Betriebshandbuchs für das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion durchgeführt wird.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 4
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß die Ergebnisse der 
Gesamtprüfungen nach Nummer 3 einschließlich einer Beschreibung aller festgestellten Mängel und 
durchgeführter Instandsetzungen in einem Bericht dokumentiert und dem Kraftfahrt-Bundesamt sowie der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich übermittelt werden, sofern dies erforderlich ist.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 1
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie eine Meisterprüfung im 
Kraftfahrzeugmechaniker-Handwerk erfolgreich bestanden haben; diesem Abschluß steht der Abschluß als 
Diplom-Ingenieur, Diplom-Ingenieur (FH), Ingenieur (graduiert), Bachelor, Master oder der staatlich geprüfte 
Techniker der Fachrichtung Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik oder Luft- und 
Raumfahrttechnik/Luftfahrzeugtechnik gleich, sofern die betreffende Person nachweislich im 
Kraftfahrzeugbereich tätig ist und eine mindestens dreijährige Tätigkeit nachweisen kann. 

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 2
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie eine Schulung in Bezug auf das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beim Hersteller dieses Kraftfahrzeugs erfolgreich abgeschlossen 
haben.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 3
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie im Hinblick auf die Wahrnehmung der ihnen 
anvertrauten Aufgaben zuverlässig sind; zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit sind im Rahmen des Verfahrens 
nach den §§ 7 und 8 Absatz 2 jeweils ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde sowie, bei Einsatz 
für die Durchführung von Fahrten im manuellen Betrieb, eine Auskunft aus dem Fahrerlaubnisregister 
vorzulegen; § 8 Absatz 3 gilt entsprechend.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 3
Der Halter muß sicherstellen, daß Anweisungen zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wartungsarbeiten, 
der Gesamtprüfungen, weiterer Untersuchungen und Fahrten im manuellen Fahrbetrieb vorliegen und daß 
diese Anweisungen befolgt werden. Die Anweisungen sind zu dokumentieren.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 4
Berichte über die Durchführung von Wartungsarbeiten, von Gesamtprüfungen und von weiteren 
Untersuchungen müssen durch den Halter oder die verantwortliche Person unverzüglich schriftlich oder 
elektronisch erstellt werden. Die Berichte sind zu unterzeichnen. Die Berichte sind zu dokumentieren und vom 
Halter oder von der für die Technische Aufsicht verantwortlichen Person sechs Monate lang aufzubewahren 
und nach Ablauf dieser Frist unverzüglich, bei elektronischer Speicherung automatisiert, zu löschen.
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■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 5
Die Anforderungen zur Dokumentenverwaltung für die Anweisungen nach Absatz 3 und der Berichte nach 
Absatz 4 müssen dem Stand der Technik entsprechen. Das Erfordernis des Stands der Technik wird vermutet, 
wenn die Vorgaben der ISO 9001:2015 Qualitätsmanagementsysteme – Grundlagen und Begriffe erfüllt 
werden. Darüber hinaus muß die Dokumentenverwaltung den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 genügen.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 7
Die erweiterte Abfahrkontrolle im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 beginnt mit einer Probefahrt, um die 
Systeme zu aktivieren. Im Anschluß an die Probefahrt werden folgende Bereiche überprüft:
▶ Bremsanlage, 
▶ Lenkanlage, 
▶ Lichtanlage, 
▶ Reifen/Räder, 
▶ Fahrwerk, 
▶ sicherheitsrelevante elektronisch geregelte Fahrzeugsysteme sowie die Sensorik zur Erfassung externer und interner Parameter und
▶ mechanische Fahrzeugsysteme für die aktive und passive Sicherheit.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 8
Der Halter hat für das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion eine Hauptuntersuchung nach Maßgabe der 
Anlage VIII in Verbindung mit Anlage VIIIa der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu veranlassen. Die 
Frist für die Hauptuntersuchung nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung beträgt sechs Monate 
ab dem Zeitpunkt der Zulassung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Funktionale Anforderungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 7.3 Periodisch technische Fahrzeugüberwachung
Durch eine geeignete funktionelle und konstruktive Gestaltung des Kraftfahrzeugs ist die Durchführbarkeit der 
periodischen technischen Fahrzeugüberwachung sicherzustellen (beispielsweise manueller Fahrbetrieb, 
Zugänglichkeit von Bremsen). Insbesondere die Befahrbarkeit von Bremsprüfständen, Lichteinstellplätzen, 
Hebebühnen oder Gruben und die Durchführung aller vorgeschriebenen Prüfungen müssen möglich sein.

■  AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 8 Sensorik
Zur technischen Umsetzung der autonomen Fahrfunktion muß eine Sensorik verwendet werden, die alle für 
die sichere Erfüllung der Fahraufgabe erforderlichen Gegenstände, Daten oder Personen im Umfeld des 
Kraftfahrzeugs erfaßt und hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten die Vorgaben der 
Verordnung (EU) 2016/679, des Bundesdatenschutzgesetzes und spezialgesetzlicher datenschutzrechtlicher 
Vorschriften beachtet. Zur Erfüllung des in Satz 1 genannten Zwecks und unter Einhaltung der genannten 
Vorgaben kann die Sensorik durch externe Systeme unterstützt werden. Beeinflussen Wetter-, Umwelt- und 
Infrastrukturbedingungen die Leistungsfähigkeit der Sensorik, werden von der technischen Ausrüstung des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion Maßnahmen eingeleitet, um die aus der verminderten 
Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken auszugleichen. Die Sensorik ist in das 
Sicherheitskonzept des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nach Nummer 7.2 und in die permanente 
Systemüberwachung nach Nummer 5 einzubinden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 9 Alterung und Abnutzung des Systems
Das Kraftfahrzeug muß die funktionalen Anforderungen auch bei Alterung und Abnutzung der relevanten 
Systemkomponenten erfüllen. Beeinflussen Alterungserscheinungen die Leistungsfähigkeit, beispielsweise 
der Sensorik, gleicht die technische Ausrüstung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion die aus der 
verminderten Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken durch geeignete Maßnahmen aus

■ StVG §5b Unterhaltung der Verkehrszeichen
(1) Die Kosten der Beschaffung, Anbringung, Entfernung, Unterhaltung und des Betriebs der amtlichen 
Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie der sonstigen vom Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur zugelassenen Verkehrszeichen und -einrichtungen trägt der Träger der Straßenbaulast für 
diejenige Straße, in deren Verlauf sie angebracht werden oder angebracht worden sind, bei geteilter 
Straßenbaulast der für die durchgehende Fahrbahn zuständige Träger der Straßenbaulast. Ist ein Träger der 
Straßenbaulast nicht vorhanden, so trägt der Eigentümer der Straße die Kosten.
(2) Diese Kosten tragen abweichend vom Absatz 1
a) die Unternehmer der Schienenbahnen für Andreaskreuze, Schranken, Blinklichter mit oder ohne 
Halbschranken;
b) die Unternehmer im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes für Haltestellenzeichen;
d) die Bauunternehmer und die sonstigen Unternehmer von Arbeiten auf und neben der Straße für 
Verkehrszeichen und -einrichtungen, die durch diese Arbeiten erforderlich werden;
e) die Unternehmer von Werkstätten, Tankstellen sowie sonstigen Anlagen und Veranstaltungen für die 
entsprechenden amtlichen oder zugelassenen Hinweiszeichen;
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■ BOKraft §11 Fundsachen
Nach Beendigung jeder Fahrt haben Fahrzeugführer oder Schaffner festzustellen, ob Gegenstände 
zurückgeblieben sind. Fundsachen sind unverzüglich an die dafür vorgesehene Einrichtung des Betriebs oder 
an die von der Genehmigungsbehörde benannte Stelle abzuliefern, wenn sie nicht sofort zurückgegeben 
werden können. § 978 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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 3.1.3 ÖV-Leitstelle

Die ÖV-Leitstelle ist verantwortlich für

■ die Fahrbetriebsplanung, dazu zählt auch die Abgrenzung des autonomen und konventionellen Fahrbetriebs, 
insbesondere dürfen autonom fahrende Fahrzeuge nur im genehmigten öffentlichen Straßenraum eingesetzt 
werden. 

▶ Dazu kommt ggf. die dynamische Einsatzplanung (OnDemand) für Fahrzeuge im flexiblen Auftrags- oder 
Abrufbetrieb, sowie Verstärker (Platooning).
Hinweis:
Das zu erwartende (planbare) Fahrgastaufkommen ist von verschiedenen Randbedingungen abhängig, dazu zählen 
Events aber auch das Wetter (bei Regen werden weniger Menschen mit dem Rad fahren).

▶ Dabei ist die Sicherstellung der Versorgung (bedarfsgerechtes Mobilitätsangebot) auf wirtschaftlicher Basis 
zu bewerten, insbesondere ob die dynamische Einsatzplanung marktgerechter ist als der Regelbetrieb mit 
einer Taktung, welche die Bedürfnisse der potentiellen Fahrgäste erfüllen soll damit das Angebot attraktiv 
ist, weshalb eine häufigere Nutzung erwartet werden kann. 

▶ Die erwünschte Einsatzplanung ist mit der Kapazitätsplanung (Fahrzeugflotte) abzugleichen, wobei 
insbesondere Wartungszeiten der Instandsetzung (Fahrzeug nicht einsatzfähig) zu berücksichtigen sind. 
Außerdem sind Reserven (ggf. mittels Unterauftragsvergabe / Zukauf von Leihfahrzeugen) für Ausfälle 
vorzusehen, damit Verbindlichkeiten (vertragliche Vereinbarungen) eingehalten werden.

■ die Marktüberwachung, insbesondere die Erfüllung der Anforderungen des Kraftfahrt-Bundesamtes.

Die Disposition (Zuordnung von Ressourcen zu Aufgaben aus der Planung) kann mittels lernen aus Erfahrungen 
der Vergangenheit optimiert werden, dazu werden statistische Daten analysiert. Dieses kann durch dynamische 
Auswertungen in einer Lebenszyklus Management Software, welche in die ÖV-Leitstellensoftware integriert sein 
kann, erfolgen. Alternativ können sogenannte Cockpit-Charts (CPC) oder auch Dashbords als Übersichten zur 
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Planungsunterstützung angewendet werden, welche mit Pivot-Tabellen in Calc / Excel oder auch mittels händisch 
entwickelter Berechnungsformeln erstellt werden, was insbesondere für kleine ÖV-Unternehmen hilfreich sein 
kann.

Hinweis:
Es können KI-Regelalgorythmen eingesetzt werden, jedoch sind dafür geeignete historische Daten zum Trainieren erforderlich.
Dabei ist das gesamte Angebot, inklusive der Konkurrenzanbieter notwendig um ein umfassendes Bild der damaligen Realität 
nachzubilden. Die Daten (Linienangebot, Taktung, Auslastung, Fahrzeiten) müssen für den normalen Werktag, das 
Wochenende jeweils mit ggf. kategorisierten Ereignissen (Veranstaltungen, Schulferien, Wetter) vorliegen, wobei 
Randbedingungen aus der Infrastruktur (Baustelle, Straßensperre, umgedrehte Einbahnstraßen für An- / Abfahrt) bei den 
Entscheidungsbäumen / Sequenzdiagrammen zu berücksichtigen sind.

Außerdem gehört die Kundenbetreuung insbesondere der Fahrgastservice für Rückfragen zu den Kernaufgaben 
der ÖV-Leitstelle beziehungsweise zum Fahrgastinformationsmanagement.

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde die ÖV-Leitstelle definiert als siehe Dokument „Referenzmodell“ mit dem Dateinamen 
„20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte Aktualisierung 30.03.2023“ oder 
nachfolgend.

 3.1.3.1 Fahrgastinformation (FGI)

Die Fahrgastinformation (FGI) ist ein Element der ÖV-Leitstelle (ITEM), welches zuständig ist für die Versorgung 
der gegenwärtigen und potentiellen Fahrgäste mit den aktuellen Fahrplandaten (Abfahrtzeiten) und den momentan 
zu erwartenden Ankunftszeiten (Pünktlichkeit). 

Die Fahrgastinformation (FGI) hat Einfluß auf den Fahrgastkomfort und die Umsetzung / Erfüllung der 
Fahrgastbedürfnisse, jedoch keinen Einfluß auf die Fahrgastsicherheit. 

Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde die Fahrgastinformation (FGI) definiert als siehe Dokument „Referenzmodell“ mit 
dem Dateinamen „20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte 
Aktualisierung 30.03.2023“ oder nachfolgend.

Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI werden keinerlei Durchsagen oder Textanzeigen der Fahrgastinformation an 
Haltestellen von Eisenbahn und S-Bahn betrachtet.

 3.2 Umweltbedingungen und Infrastruktur

Neben der betriebseigenen Ausstattung (Fahrzeugflotte, Betriebshöfe und Betriebsleitstellen) der ÖPNV-
Unternehmen gibt es öffentliche und kostenpflichtige Elemente, welche beim Betrieb verwendet werden.

Dazu gehören

■ das öffentliche Straßennetz mit der vorgegeben Nutzungsmöglichkeit. 

▶ Busspur

▶ Fahrtrichtungsvorgaben (Einbahnstraße)

▶ Geschwindigkeitsbegrenzungen (Zonen)

▶ Fahrverbote (begrenzt auf Fahrzeugklasse, ggf. mit Ausnahmen für Zugehörigkeitsgruppe)

■ die Verkehrsregelung (Schilder, Ampel, Schranke)

▶ Verkehrsleitsysteme mit Videoüberwachung wird auch bezeichnet als Closed Circuit Television (CCTV)

■ das Wetter und die daraus resultierenden Witterungseinflüsse (Dunkelheit, Nebel, Glätte)

▶ Ausleuchtung durch Straßenlaternen

■ andere Verkehrsteilnehmer

■ Dienstleister (Bergungsdienste, Ladestationen / Tankstellen, sowie das Rettungswesen)

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde die Infrastruktur nicht als Item bewertet und damit ist es auch im Dokument „Referenzmodell“ 
mit dem Dateinamen „20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte Aktualisierung 
30.03.2023“ oder nachfolgend, nicht als Bestandteil vom Referenzmodell aufgeführt / abgebildet.
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 3.2.1 Juristische Verpflichtungen an das Equipment und die Infrastruktur

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 15 Sicherheit in der Informationstechnologie
Die vom Hersteller zu erfüllenden Anforderungen bezüglich der Sicherheit im Bereich der 
Informationstechnologie sind den Anforderungen der jeweils geltenden Fassung der UN-Regelung Nr. 155 – 
Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen hinsichtlich der Cybersicherheit und des 
Cybersicherheitsmanagementsystems (ABl. L 83 vom 9.3.2021, S. 30) mit Maßgabe des Folgenden zu 
entnehmen: Die Anforderungen der Nummern 1, 3, 4, 5.3.1 bis 5.3.5 entfallen. Das Sicherheitskonzept muß 
den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen und eine 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 beinhalten.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 16 Sicherheit der Funkverbindung
Die Verbindungen sind so auszuführen, daß der Schutz gegen einen unerlaubten Zugriff auf die Verbindungen 
die Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 umsetzt. Der Aufbau der Verbindung 
und die Datenübertragung sind nach dem Stand der Technik mit der Nutzung offener und etablierter 
Standards zu sichern und zu verschlüsseln (beispielsweise mit TLS 1.3 wie in der Technische Richtlinie TR-
02102-2 Kryptographische Verfahren: Empfehlungen und Schlüssellängen, herausgegeben vom Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik im Januar 2020 und auf der Internetseite des Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI).

■ StVG §5b Unterhaltung der Verkehrszeichen
(1) Die Kosten der Beschaffung, Anbringung, Entfernung, Unterhaltung und des Betriebs der amtlichen 
Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie der sonstigen vom Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur zugelassenen Verkehrszeichen und -einrichtungen trägt der Träger der Straßenbaulast für 
diejenige Straße, in deren Verlauf sie angebracht werden oder angebracht worden sind, bei geteilter 
Straßenbaulast der für die durchgehende Fahrbahn zuständige Träger der Straßenbaulast. Ist ein Träger der 
Straßenbaulast nicht vorhanden, so trägt der Eigentümer der Straße die Kosten.
(2) Diese Kosten tragen abweichend vom Absatz 1
a) die Unternehmer der Schienenbahnen für Andreaskreuze, Schranken, Blinklichter mit oder ohne 
Halbschranken;
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b) die Unternehmer im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes für Haltestellenzeichen;
c) die Gemeinden in der Ortsdurchfahrt für Parkuhren und andere Vorrichtungen oder Einrichtungen zur 
Überwachung der Parkzeit, Straßenschilder, Geländer, Wegweiser zu innerörtlichen Zielen und 
Verkehrszeichen für Laternen, die nicht die ganze Nacht brennen;
d) die Bauunternehmer und die sonstigen Unternehmer von Arbeiten auf und neben der Straße für 
Verkehrszeichen und -einrichtungen, die durch diese Arbeiten erforderlich werden;
e) die Unternehmer von Werkstätten, Tankstellen sowie sonstigen Anlagen und Veranstaltungen für die 
entsprechenden amtlichen oder zugelassenen Hinweiszeichen; 
f) die Träger der Straßenbaulast der Straßen, von denen der Verkehr umgeleitet werden soll, für Wegweiser 
für Bedarfsumleitungen.
(3) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates bei der Einführung neuer amtlicher Verkehrszeichen und -einrichtungen zu 
bestimmen, daß abweichend von Absatz 1 die Kosten entsprechend den Regelungen des Absatzes 2 ein 
anderer zu tragen hat.

■ StVG §6 Verordnungsermächtigungen
(1) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, soweit es zur Abwehr von 
Gefahren für die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen erforderlich ist, 
Rechtsverordnungen mit Zustimmung des Bundesrates über Folgendes zu erlassen:
5. die Anforderungen an
a) Bau, Einrichtung, Ausrüstung, Beschaffenheit, Prüfung und Betrieb von Fahrzeugen,
b) die in oder auf Fahrzeugen einzubauenden oder zu verwendenden Fahrzeugteile, insbesondere Anlagen, 
Bauteile, Instrumente, Geräte und sonstige Ausrüstungsgegenstände, einschließlich deren Prüfung,
6. die Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr, insbesondere über 
a) die Voraussetzungen für die Zulassung, die Vorgaben für das Inbetriebsetzen zulassungspflichtiger und 
zulassungsfreier Fahrzeuge, die regelmäßige Untersuchung der Fahrzeuge sowie über die Verantwortung, die 
Pflichten und die Rechte der Halter,
b) Ausnahmen von der Pflicht zur Zulassung sowie Ausnahmen von einzelnen Anforderungen nach Buchstabe a,
7. die Einrichtung einer zentralen Stelle zur Erarbeitung und Evaluierung von verbindlichen Prüfvorgaben bei 
regelmäßigen Fahrzeuguntersuchungen.
16. die Einrichtung von Sonderfahrspuren für Linienomnibusse und Taxen,

■ StVG §8a Entgeltliche Personenbeförderung, Verbot des Haftungsausschlusses
Im Fall einer entgeltlichen, geschäftsmäßigen Personenbeförderung darf die Verpflichtung des Halters, wegen 
Tötung oder Verletzung beförderter Personen Schadensersatz nach § 7 zu leisten, weder ausgeschlossen 
noch beschränkt werden. Die Geschäftsmäßigkeit einer Personenbeförderung wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß die Beförderung von einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts betrieben 
wird.

■ StVO §1 Grundregeln
(1) Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksicht. 
(2) Wer am Verkehr teilnimmt hat sich so zu verhalten, daß kein Anderer geschädigt, gefährdet oder mehr, als 
nach den Umständen unvermeidbar, behindert oder belästigt wird.

■ StVO §2 Straßenbenutzung durch Fahrzeuge
(1) Fahrzeuge müssen die Fahrbahnen benutzen, von zwei Fahrbahnen die rechte. Seitenstreifen sind nicht 
Bestandteil der Fahrbahn.
(2) Es ist möglichst weit rechts zu fahren, nicht nur bei Gegenverkehr, beim Überholtwerden, an Kuppen, in 
Kurven oder bei Unübersichtlichkeit.
(3) Fahrzeuge, die in der Längsrichtung einer Schienenbahn verkehren, müssen diese, soweit möglich, 
durchfahren lassen.
(3a) Der Führer eines Kraftfahrzeuges darf dies bei Glatteis, Schneeglätte, Schneematsch, Eisglätte oder 
Reifglätte nur fahren, wenn alle Räder mit Reifen ausgerüstet sind, die unbeschadet der allgemeinen 
Anforderungen an die Bereifung den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung genügen. Satz 1 gilt nicht für Nutzfahrzeuge der Land- und Forstwirtschaft, einspurige 
Kraftfahrzeuge, Stapler im Sinne des § 2 Nummer 18 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, motorisierte 
Krankenfahrstühle im Sinne des § 2 Nummer 13 der Fahrzeug- Zulassungsverordnung,Einsatzfahrzeuge der 
in § 35 Absatz 1 genannten Organisationen, soweit für diese Fahrzeuge bauartbedingt keine Reifen verfügbar 
sind, die den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügen und 
Spezialfahrzeuge, für die bauartbedingt keine Reifen der Kategorien C1, C2 oder C3 verfügbar sind 
Kraftfahrzeuge der Klassen M2, M3, N2, N3 dürfen bei solchen Wetterbedingungen auch gefahren werden, 
wenn mindestens die Räder der permanent angetriebenen Achsen und der vorderen Lenkachsen mit Reifen 
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ausgerüstet sind, die unbeschadet der allgemeinen Anforderungen an die Bereifung den Anforderungen des § 
36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügen. Soweit ein Kraftfahrzeug während einer der 
in Satz 1 bezeichneten Witterungslagen ohne eine den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügende Bereifung geführt werden darf, hat der Führer des 
Kraftfahrzeuges über seine allgemeinen Verpflichtungen hinaus vor Antritt jeder Fahrt zu prüfen, ob es 
erforderlich ist, die Fahrt durchzuführen, da das Ziel mit anderen Verkehrsmitteln nicht erreichbar ist, während 
der Fahrt einen Abstand in Metern zu einem vorausfahrenden Fahrzeug von mindestens der Hälfte des auf 
dem Geschwindigkeitsmesser in km/h angezeigten Zahlenwertes der gefahrenen Geschwindigkeit 
einzuhalten, nicht schneller als 50 km/h zu fahren, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten ist.
Wer ein kennzeichnungspflichtiges Fahrzeug mit gefährlichen Gütern führt, muß bei einer Sichtweite unter 
50m, bei Schneeglätte oder Glatteis jede Gefährdung Anderer ausschließen und wenn nötig den nächsten 
geeigneten Platz zum Parken aufsuchen.
(4) Mit Fahrrädern darf nebeneinander gefahren werden, wenn dadurch der Verkehr nicht behindert wird; 
anderenfalls muß einzeln hintereinander gefahren werden. Eine Pflicht, Radwege in der jeweiligen 
Fahrtrichtung zu benutzen, besteht nur, wenn dies durch Zeichen 237, 240 oder 241 angeordnet ist. Rechte 
Radwege ohne die Zeichen 237, 240 oder 241 dürfen benutzt werden. Linke Radwege ohne die Zeichen 237, 
240 oder 241 dürfen nur benutzt werden, wenn dies durch das allein stehende Zusatzzeichen „Radverkehr 
frei“ angezeigt ist. Wer mit dem Rad fährt, darf ferner rechte Seitenstreifen benutzen, wenn keine Radwege 
vorhanden sind und zu Fuß Gehende nicht behindert werden. Außerhalb geschlossener Ortschaften darf man 
mit Mofas und E-Bikes Radwege benutzen.
(5) Kinder bis zum vollendeten achten Lebensjahr müssen, Kinder bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr 
dürfen mit Fahrrädern Gehwege benutzen. Ist ein baulich von der Fahrbahn getrennter Radweg vorhanden, 
so dürfen abweichend von Satz 1 Kinder bis zum vollendeten achten Lebensjahr auch diesen Radweg 
benutzen. Soweit ein Kind bis zum vollendeten achten Lebensjahr von einer geeigneten Aufsichtsperson 
begleitet wird, darf diese Aufsichtsperson für die Dauer der Begleitung den Gehweg ebenfalls mit dem 
Fahrrad benutzen; eine Aufsichtsperson ist insbesondere geeignet, wenn diese mindestens 16 Jahre alt ist. 
Auf zu Fuß Gehende ist besondere Rücksicht zu nehmen. Der Fußgängerverkehr darf weder gefährdet noch 
behindert werden. Soweit erforderlich, muß die Geschwindigkeit an den Fußgängerverkehr angepaßt werden. 
Wird vor dem Überqueren einer Fahrbahn ein Gehweg benutzt, müssen die Kinder und die diese begleitende 
Aufsichtsperson absteigen.
Hinweis:
Hieraus kann die Verpflichtung für das Verkehrszeichen 274-50 auf befahrbarem Betriebsgelände abgeleitet werden. 

■ StVO §3 Geschwindigkeit
(1) Wer ein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, daß das Fahrzeug ständig beherrscht wird. Die 
Geschwindigkeit ist insbesondere den Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wetterverhältnissen sowie den 
persönlichen Fähigkeiten und den Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen. Beträgt die 
Sichtweite durch Nebel, Schneefall oder Regen weniger als 50m, darf nicht schneller als 50 km/h gefahren 
werden, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten ist. Es darf nur so schnell gefahren werden, daß 
innerhalb der übersehbaren Strecke gehalten werden kann. Auf Fahrbahnen, die so schmal sind, daß dort 
entgegenkommende Fahrzeuge gefährdet werden könnten, muß jedoch so langsam gefahren werden, daß 
mindestens innerhalb der Hälfte der übersehbaren Strecke gehalten werden kann.
(2) Ohne triftigen Grund dürfen Kraftfahrzeuge nicht so langsam fahren, daß sie den Verkehrsfluss behindern.
(2a) Wer ein Fahrzeug führt, muß sich gegenüber Kindern, hilfsbedürftigen und älteren Menschen, 
insbesondere durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft, so verhalten, daß 
eine Gefährdung dieser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist.
(3) Die zulässige Höchstgeschwindigkeit beträgt auch unter günstigsten Umständen
1. innerhalb geschlossener Ortschaften für alle Kraftfahrzeuge 50 km/h,
2. außerhalb geschlossener Ortschaften ... 

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.2.2 Systemkomponenten (Elemente) der Infrastruktur

Die Verkehrsregelung wird mittels Verkehrszeichen durch die Infrastruktur des (öffentlichen) Straßennetzes 
vorgegeben. Die Nutzungsmöglichkeiten des Straßennetzes werden durch Verkehrszeichen gemäß StVO §39 
geregelt. Verkehrszeichen werden dem Zweck nach Gruppiert:

■ Gefahrenzeichen gemäß StVO §40 
Gefahrenzeichen mahnen zu erhöhter Aufmerksamkeit, insbesondere zur Verringerung der Geschwindigkeit 
(StVO §3 Absatz 1) im Hinblick auf eine Gefahrsituation.Gefahrenzeichen können durch Zusatzzeichen 
(Gefahr in Entfernung oder Länge der Gefahrenstrecke) ergänzt werden.
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Hinweis:
Wer ein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, daß das Fahrzeug ständig beherrscht wird. Die 
Geschwindigkeit ist insbesondere den Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wetterverhältnissen sowie den 
persönlichen Fähigkeiten und den Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen. Auf zu Fuß 
Gehende ist besondere Rücksicht zu nehmen. Der Fußgängerverkehr darf weder gefährdet noch behindert 
werden. Soweit erforderlich, muß die Geschwindigkeit an den Fußgängerverkehr angepaßt werden.

■ Richtzeichen gemäß StVO §42
Richtzeichen dienen der Verkehrssteuerung zum Zwecke der Leichtigkeit (Flüssigkeit) des Verkehrs oder zur 
Erhöhung / Verbesserung der Sicherheit der Verkehrsteilnehmer oder Anwohner. Hierbei können ebenfalls 
Gebote und Verbote zum Einsatz kommen.
Hinweis:
Zu den Richtzeichen gehören Verkehrszeichen der Versorgung, 
z.B. das Zeichen 365-65 Ladestation für Elektrofahrzeuge der StVO, 
sowie das Zeichen 361-50 Tankstelle, 361-52 Tankstelle mit Benzin bleifrei, 365-51 LPG neben 365-85 CNG (Erdgas),
ebenso wie die Zeichen 355-10 bzw.355-11 Fußgängerunterführung bzw. -überführung ebenso wie 358 Erste Hilfe.

■ Verkehrseinrichtungen StVO §43
Verkehrseinrichtungen sind Schranken, Sperrpfosten, Absperrgeräte sowie Leiteinrichtungen, (Leitpfosten, 
Leitschwellen und Leitborde). Leitschwellen und Leitborde haben die Funktion einer vorübergehend gültigen 
Markierung. Verkehrseinrichtungen sind außerdem Absperrgeländer, Parkuhren, Parkscheinautomaten, 
Blinklicht- und Lichtzeichenanlagen sowie Verkehrsbeeinflussungsanlagen.
Hinweis:
Elektronische Verkehrsbeeinflussungsanlagen / Leitsysteme erfassen das Verkehrsaufkommen mittels Kameras, welche 
ggf. KI-gestützt die optimale Geschwindigkeit für den Verkehrsfluß auf Basis des Verkehrsaufkommens optimieren sollen, 
weshalb dazu echtzeitfähige CCTV-Systeme zum Einsatz kommen.
Hinweis:
Verkehrseinrichtungen (Schranken, Sperrpfosten, Lichtsignalanlagen / Lichtzeichenanlagen) können abhängig vom 
Streckennetz durch den örtlichen Träger der Straßenbaulast eine Bevorzugung des ÖPNV-Verkehrs mittels  
Lichtsignalanlagen (LSA) Beeinflussung vorsehen.

■ Vorschriftzeichen gemäß StVO §41
Vorschriftzeichen sind Anordnungen welche der Verkehrsteilnehmer zu befolgen hat, dazu zählen auch die 
Gebote und die Verbote. 

Die öffentliche Infrastruktur wird durch den Träger der Baulast unterhalten, bei Autobahnen ist dieses das 
Fernstraßen-Bundesamt. Daneben gibt es die Baulastträger der Straßenverkehrsbehörde, welche z.B. für die 
Beschaffung, Anbringung, Unterhaltung und Entfernung der Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen zuständig 
sind.

Die Infrastruktur ermöglicht die Teilhabe durch private Besitzer, welche die Möglichkeit der Versorgung anbieten 
dürfen, z.B. Tankstellenbetreiber, welche auch Ladeinfrastruktur (Ladestationen mit den zugehörigen 
Schaltanlagen, den Transformatoren und den Verbindungskabeln zum Fahrzeug) anbieten können. Hierbei sind die 
zugehörigen Sicherheitsvorschriften zu beachten, welche z.B. in der VDV-Schrift-260 DC-Ladeinfrastruktur für 
Elektrobusse (01/2022) beschrieben sind. Darin sind auch die beiden Optionen für Pantographen (Bottom-up und 
Top-down) beschrieben, sowie die Besonderheiten bei Ladesteckern, welche je nach Stromstärke ungekühlt oder 
auch, beim Hochleistungsladen ≙ High Power Charging (HPC), flüssig gekühlt sein können.
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Das ÖPNV-Unternehmen unterscheidet zwischen Depotladung und Unterwegsladung.

Zur Infrastruktur gehören auch Haltebucht / Haltestelle beziehungsweise die Halteposition. Letzteres ist bei 
autonomen Fahrzeugen von besonderer Bedeutung, weil die exakte Position für den behindertengerechten / 
barrierefreien Zugang erforderlich ist. Die im ÖPNV-Unternehmen übliche logische Ortung der Fahrzeuge (über 
GPS) bezüglich des zurückgelegten Weges ist hierbei bewußt (aus Sicherheitsgründen zur Vermeidung von Dual-
Use im militärischen / terroristischen Umfeld) zu ungenau, weshalb bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb 
ohne Fahrzeugführer (FoF) eine kartographische hochauflösende Karte zwingend erforderlich ist.

Des Weiteren erfordert der autonome Fahrbetrieb auch eine kontinuierliche Betriebsüberwachung / das Monitoring 
mittels der Kommunikationsinfrastruktur. Die Anforderungen werden verbindlich vorgegeben in

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 15 Sicherheit in der Informationstechnologie

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 16 Sicherheit der Funkverbindung

beide beschrieben im Kapitel 3.2.1 Juristische Verpflichtungen an das Equipment und die Infrastruktur.

Hinweis:
Weitere Informationen zur Kommunikationsinfrastruktur können der VDV-Schrift-4017 - Einsatz von Sprachübertragung mit 
nicht-betriebseigener Funk-Infrastruktur (09/2016) entnommen werden.
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 3.2.3 Versorgung durch das öffentliche Rettungswesen

Das öffentliche Rettungswesen stellt die folgenden Zivilstreitkräfte bereit:

■ Polizeistreitkräfte (110)
Zuständig für Kriminalität (Meldung Taschendiebstahl, Bedrohung, Raub) und die Aufrechterhaltung der 
Ordnung.

■ Rettungsdienst / Feuerwehr (112)
Zuständig für die medizinische Betreuung im Notfall beziehungsweise bei Feuer.

▶ ärztliche Bereitschaftsdienst (116117)
Zuständig für medizinische Betreuung, ausgenommen Notfälle.
Die Aufgabe des ärztlichen Bereitschaftsdienstes ist die medizinische Hilfeleistung außerhalb der 
Sprechstundenzeiten bei Erkrankungen, mit welchen Erkrankte normalerweise die Arztpraxis aufsuchen 
würden, aber die Behandlung nicht bis zum nächsten Tag aufgeschoben werden sollte.
(Entspricht der Notdienstversorgung der Bevölkerung, bekannt bei Apotheken).

■ Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW),
Zuständig für technische Hilfe im Zivilschutz (Unfälle) inklusive Katastrophenschutz (Naturkatastrophen) 

Hinweis:
Die Option auf Versorgung durch Erste Hilfe wird durch das Verkehrszeichen 358     angezeigt. 

 3.3 Fahrzeug

Das autonome Fahrzeug mit den optionalen Erweiterungen durch ein 

■ AD-Tuning-Kit
Zuständig für die Fähigkeiten der Überwachung des Fahrzeuges durch die Technische Aufsicht (TA).
Fungiert als Interface zu Leitständen für ÖPNV-Unternehmen oder Dienstleistungsunternehmen mittels 
Remote-Fahrer. 

■ ÖV-Tuning Kit
Zuständig für die öffentliche Kommunikation zu aktuellen und potentiellen Fahrgästen über Linienanzeiger 
(außen und innen), sowie Verteilung von Fahrgastinformationen inklusive Durchsagen an Haltestellen. 

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde das Fahrzeug mit seinen Elementen definiert als siehe Dokument „Referenzmodell“ mit dem 
Dateinamen „20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte Aktualisierung 30.03.2023“ 
oder nachfolgend.
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 3.3.1 Fahrzeug (OEM) 

Die Fahrzeugfunktion Verkehrszeichenerkennung (VZE) ist dafür zuständig die vorgegebene Verkehrsregelung 
mittels Verkehrszeichen zu erkennen und die dynamische Fahraufgabe automatisiert zu steuern, so daß die 
Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben gewährleistet ist. Hierbei sind insbesondere auch die dynamischen 
Vorgaben aus der elektronischen Fahrflußsteuerung mittels elektronischer Leitsysteme (CCTV-Systeme) zu 
erfassen, weshalb eine kontinuierliche Abtastung dieser Anzeigen erforderlich ist.
Hinweis:
Elektronische Leitsysteme erfassen das Verkehrsaufkommen mittels Kameras, welche ggf. KI-gestützt die optimale 
Geschwindigkeit für den Verkehrsfluß auf Basis des Verkehrsaufkommens optimieren sollen, weshalb dazu 
echtzeitfähige CCTV-Systeme zum Einsatz kommen. 

Zur Umsetzung der dynamischen Fahraufgabe (definiert in AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1) ist die 
automatisierte sichere Erkennung aller vorgegebenen Verkehrsregeln mittels Verkehrszeichen erforderlich. Das 
Zusammenspiel der einzelnen Verkehrszeichen kann, mittels KI, zu einer resultierenden Umsetzung aus 
Verkehrszeichen und Außenwahrnehmung der Umwelt durch die Sensorik des autonomen Fahrzeuges kombiniert 
werden.

Die entscheidende Thematik ist das Zusammenspiel, die Interoperation, von der gewählten (erworbenen) 
Fahrzeugausstattung, dem sogenannten implementierten Feature Set, mit der Anwendung im Geschäftsmodell.

Prämisse: 
Das Fahrzeug (OEM) ist ausgestattet mit Bedienelementen für die persönliche Fahrt (Fahrspaß) und mit einem 
Autonomous Driving System (ADS) für die autonome, vom Fahrzeugführer unabhängige, Fahrt. 

■ Die Verwendung der Originalausstattung des Fahrzeugherstellers (OEM) ist unter der Randbedingung, daß 
die Technische Aufsicht durch den Fahrzeughersteller (OEM) selbst oder einen vom Fahrzeughersteller 
(OEM) beauftragten Dienstleister erfolgt, geeignet für

▶ Carsharing
Das Fahrzeug wird autonom zum Kunden bewegt, hierbei ist die exakte Zielposition nicht relevant, ein 
paar Meter Abweichung (durch die bewußte GPS-Ungenauigkeit) sind für den klassischen Anwender 
(Kunden) akzeptabel.

▶ Private Automobilbesitzer
Der private Automobilbesitzer hat die Option das Fahrzeug selbst zu lenken oder sein Ziel autonom zu 
erreichen. Relevant ist die Parkposition bei der Heim-Adresse, wo die Ungenauigkeit vom dem GPS durch 
eine einmalige Einrichtung (automatisierte Speicherung der Sensorinformationen) als Personalisierung im 
Fahrzeug gespeichert werden kann.
Hinweis:
Diese Zusatzinformation für die Heimadresse fungiert wie eine hochauflösende Karte um den eigenen festen 
Abstellplatz (Außenstellplatz / Garage) sicher und exakt wiederzufinden. Eine Speicherung für jede Zieladresse wäre 
zu aufwendig. Selbstverständlich steht es dem Fahrzeughersteller frei eine definierte Anzahl von personalisierten 
Stellplätzen anzubieten. 

■ Die Verwendung der Originalausstattung des Fahrzeugherstellers (OEM) mit einem AD-Tuning-Kit 
ist geeignet für

▶ Taxiunternehmen beziehungsweise Remote-Fahrer Dienstleistungsanbieter.
Das Fahrzeug kann autonom zum Kunden bewegt werden, wobei nur in der kurzen Zeitspanne vom 
Abholpunkt und beim Zielpunkt ein Remote-Fahrer die exakte Zielposition für den barrierefreien Zugang 
(z.B. für Gehbehinderte Menschen) erfordert, sofern keine hochauflösende Karte verwendet wird. 
Hinweis:
Bei diesem Dienstleistungsgeschäft kommt es darauf an, den Fahrgast möglichst schnell, bevor ein anderer Anbieter / 
Konkurrent die Gelegenheit nutzen kann, abzuholen.

■ Die Verwendung der Originalausstattung des Fahrzeugherstellers (OEM) mit einem ÖV-Tuning-Kit 
ist (bedingt / eingeschränkt) geeignet für 

▶ kleine ÖPNV-Unternehmen, welche sich keine eigene Technische Aufsicht leisten können oder wollen für 
den Geschäftsbetrieb von On-Demand-Linien.
Hinweis:
On-Demand-Linien entsprechen einer Taxi-Fahrdienstleistung, jedoch wird der Fahrgast nicht exklusiv bedient, 
sondern er teilt sich die Fahrt mit anderen und nimmt dabei auch Umwege in Kauf.
Hinweis: 
Die Technische Aufsicht erfolgt hierbei durch den Fahrzeughersteller (OEM) selbst oder einen vom Fahrzeughersteller 
(OEM) beauftragten Dienstleister gegen Vergütung.
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■ Die Verwendung der Originalausstattung des Fahrzeugherstellers (OEM) mit einem AD-Tuning-Kit und einem 
ÖV-Tuning Kit ist geeignet für

▶ ÖPNV-Unternehmen
Hinweis:
Das ÖPNV-Unternehmen kann unabhängig seinen Geschäftsbetrieb umsetzen. Somit können Fahrzeuge von 
unterschiedlichen Herstellern Anwendung finden.

Neben den Fahrfunktionen sind für ÖPNV-Unternehmen die Ausstattung des Fahrgastinnenraums, der angebotene 
Komfort, ein Aspekt zur potentiellen Fahrgastgewinnung.

Besonderheiten bei der Ausstattung des Fahrgastinnenraums: 

■ Sitzgelegenheit mit/ohne Gurt

■ Rollstuhlstellfläche mit Sicherungsmöglichkeit
Hinweis:
Ein Rollstuhl folgt der Massenträgheit, welches durch die Räder erleichtert wird. Damit sich die Person nicht während der 
Fahrt krampfhaft festhalten muß, kann die gekennzeichnete Rollstuhlfläche mit Bändern ausgestattet sein, wo der 
Rollstuhlfahrer seinen Rollstuhl gegen wegrollen sichern kann.

■ Gepäcksicherung für Koffer und Taschen, sowie Kinderwagen, Rollator oder Fahrradsicherung

■ Ständer für Regenschirme und Gehkrücken / Spazierstöcke

Besonderheiten bei der Ausstattung des Fahrzeuges:

■ Türsensorik mit Bildauswertung (innen und außen) für das automatische Ausfahren von Rampen für Rollstuhl 
und Kinderwagen oder das Anfahren von spezifischen Haltepositionen mit Zufahrthöhe in der 
hochauflösenden Karte.

 3.3.1.1 Das Fahrzeug (OEM) mit Interaktion zum AD-Tuning-Kit und ggf. ÖV-Tuning-Kit

Die Interaktion vom Fahrzeug (OEM) zum AD-Tuning-Kit und ggf. auch zum ÖV-Tuning-Kit ist eine komplexe 
Angelegenheit, welche im wesentlichen von der gewählten (erworbenen) Fahrzeugausstattung abhängt.

Die obige Abbildung stellt das Fahrzeug (OEM) in blau mit möglichen Fahrzeugfunktionen dar, wobei die Präsenz 
der einzelnen Funktionen im Fahrzeug vom Erwerb der gewählten Funktionen selbst abhängt. 

Hinweis:
Fahrerassistenzsysteme: Antiblockiersystem (ABS), Adaptiver Fernlichtassistent (AFL), Berganfahrhilfe (BAF), Elektronische 
Stabilitäts-Programm (ESP). 
Systeme in Farbe blau (hell/dunkel) = Fahrzeughersteller (OEM), grün = AD-Tuning-Kit.
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Für das ÖPNV-Unternehmen stellt sich die entscheidende Frage, was für Fahrzeuge mit welcher Ausstattung 
erworben werden sollen.

■ Konventionelle Fahrzeuge ohne autonome Fahrfunktion. 
Hier erfolgt die Umrüstung eigenständig mittels eines AD-Tuning-Kit und ÖV-Tuning-Kit, je nach 
Anwendungsbedarf. Der Vorteil hierbei ist die vollständige Kontrolle des ÖPNV-Unternehmens bei der 
Integration der Fahrzeuge in die bestehenden Betriebsprozesse.

■ Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Hier ist der Vorteil das ein ADS mit den entsprechenden Sensoren bereits funktionsfähig integriert ist, jedoch 
ist das GPS-System lediglich für die logische Ortung hinreichend, aber nicht ausreichend für den 
barrierefreien Betrieb, weshalb die Haltestellen häufig per manuellem Remote-Fahrbetrieb durch die 
Technische Aufsicht (TA) zu erfolgen hat. Gleichzeitig bedeutet dies, daß das ADS-System vom 
Fahrzeughersteller (OEM) ist und somit nicht an die jeweilige spezifische Leitstellensoftware jedes ÖPNV-
Unternehmen angepaßt sein wird, weshalb bei Änderungen (Update/Upgrade) im ADS bzw. in der 
zugehörigen Betriebsstelle der Technischen Aufsicht (TA), welche in diesem Fall wahrscheinlich von 
Fahrzeughersteller betrieben wird, auch jedes mal eine Anpassung der Integration bei der ÖV-Leitstelle 
notwendig werden könnte, was wiederum in Wartungskosten resultiert. Das ÖPNV-Unternehmen geht in 
diesem Fall eine Abhängigkeit ein, welche zu überprüfen ist im Hinblick auf die Verantwortbarkeit hinsichtlich 
kritischer Infrastruktur und Daseinsvorsorge. 

▶ Ohne AD-Tuning-Kit
erhält das ÖPNV-Unternehmen eine Abhängigkeit zum Fahrzeughersteller (OEM), wodurch eine 
Störungsempfindlichkeit der Daseinsvorsorge entsteht durch Update/Upgrade-Wartungszeiten, welche in 
der Nicht-Einsetzbarkeit von Fahrzeugen resultieren kann. Außerdem muß der Fahrzeughersteller sein 
System (Betriebsgeheimnis) nicht für andere Anbieter öffnen, weshalb die Überwachung von Fahrzeugen 
mit einen ADS vom Fahrzeughersteller (OEM) auch durch dessen Technische Aufsicht (TA) überwacht 
werden wird, welche zu einem Konflikt mit StVG §1i Punkt 4b führen kann, wenn die Betriebszentrale der 
Technischen Aufsicht (TA) nicht ortsanwesend ist. Außerdem muß das ÖPNV-Unternehmen hier mit  
Betriebskosten für die Überwachung rechnen, welche durch das Fehlen der hochauflösenden 
kartographischen Karte des spezifischen Versorgungsbereiches zu manuellem Ansteuern der exakten 
Halteposition für den barrierefreien Zugang führt, welches die Betriebskosten entsprechend erhöht. 

▶ Mit AD-Tuning-Kit
erhält das ÖPNV-Unternehmen eine Unabhängigkeit zum Fahrzeughersteller (OEM), kann seine 
Wartungszeiten selbst steuern und kontrollieren und auch eine eigenständige Technische Aufsicht (TA) 
betreiben, welche optimiert in die Geschäftsprozesse eingebunden werden kann. Nachteil hier bei ist, dass 
man für eine ADS bezahlt hat, diese aber nicht genutzt wird. Somit ist dieser Ansatz durch den Aspekt 
Kosteneffizienz nicht akzeptabel und damit, sofern es keine anderen zwingenden Gründe gibt, nicht zur 
Realisierung geeignet.
Hinweis:
in obiger Abbildung als Dunkelblau dargestellt, wo das LiDAR Anwendung findet, aber das ADS nutzlos ist. 

▶ Ohne ÖV-Tuning-Kit
erhält das ÖPNV-Unternehmen Zugang zum Carsharing und Remote-Fahrer / OnDemand Markt als 
Dienstleistungsanbieter. 

▶ Mit ÖV-Tuning-Kit
Klassischen Anwendungsfall bei ÖPNV-Unternehmen.

Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI wird von einem sicheren und die gesetzlichen Vorgaben erfüllenden Fahrzeug 
(OEM) ausgegangen. Der Einfluß von Fahrerassistenzsystemen und dem Ausstattungsgrad der Fahrzeuge ist nicht Bestandteil 
der Betrachtung im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI. Die Berücksichtigung von zeitlichen Anforderungen (Latenzzeiten) an die 
funktionalen Sicherheitsanforderungen auf dem Fahrzeuglevel des unveränderten Originalsystems des Fahrzeugherstellers 
(OEM) gehören ebenfalls nicht zum Umfang des Projektes.

Hinweis:
Zur Sicherstellung des diskriminierungsfreien Marktzugangs für alle Fahrzeughersteller (OEM) sind standardisierte 
Schnittstellen erforderlich, welche unabhängig von den einzelnen Herstellern selbst sind, welches umgesetzt werden kann 
durch die Anwendung von mathematischen und physikalischen Parametern, sowie den Systemgrenzen (Toleranzen) um die 
Kompatibilität der unterschiedlichen Systeme zu gewährleisten. 
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI ist dieses die Steuerungsschnittstelle UM0.19.8 Control (S19.A = CAN), welche 
unabhängig von den spezifischen Eigenschaften des Fahrzeuges (z.B. Fahr- und Bremspedalwinkel- bzw. Lenkwinkelwerten) 
des Fahrzeuges spezifiziert ist. Diese Schnittstelle operiert mit den dynamischen Umweltbedingungen (Bogenverlauf der 
Straßen und der Geschwindigkeitsanpassung). 
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Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI sind die Dokumentationspflichten des Herstellers gemäß AFGBV Anlage 3 durch 
den Fahrzeughersteller (OEM) eigenständig umzusetzen, wozu insbesondere die Bereitstellung der Reparatur- und 
Wartungsinformationen für das Kraftfahrzeug vom Fahrzeughersteller (OEM) dem Halter eigenständig in gepflegter Form, 
insbesondere im Bereich Cybersecurity und Sicherheitspatches, beizustellen ist.

Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI werden keine Sicherheitsmaßnahmen des Herstellungsprozesses (SiMH) betrachtet.

 3.3.1.2 Juristische Verpflichtungen für den Fahrzeughersteller (OEM)

■ AFGBV §12 Anforderungen an den Hersteller Absatz 1
Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat Reparatur- und Wartungsinformationen 
für das Kraftfahrzeug nach Anlage 3 Nummer 2.3 und 2.6 dieser Verordnung zu erstellen.

■ AFGBV §12 Anforderungen an den Hersteller Absatz 1 Punkt 2
Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat
ein Sicherheitskonzept zur funktionalen Sicherheit nach Anlage I Nummer 7.2 zu erstellen, und dabei.
a) auf Basis dieses Sicherheitskonzeptes eine Gefährdungsanalyse nach Anlage I Ziffer 7.2.1 durchzuführen,
b) das Sicherheitskonzept nach Anlage III Ziffer 3 zu dokumentieren,
c) die Sicherheit der autonomen Fahrfunktion entsprechend dieses Sicherheitskonzepts zu überprüfen und die 
Sicherheit gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt nach den Anforderungen nach Anlage I Ziffer 10 
nachzuweisen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 15 Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie
Sicherheit in der Informationstechnologie
Die vom Hersteller zu erfüllenden Anforderungen bezüglich der Sicherheit im Bereich der 
Informationstechnologie sind den Anforderungen der jeweils geltenden Fassung der UN-Regelung Nr. 155 – 
Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen hinsichtlich der Cybersicherheit und des 
Cybersicherheitsmanagementsystems (ABl. L 83 vom 9.3.2021, S. 30) mit Maßgabe des Folgenden zu 
entnehmen: Die Anforderungen der Nummern 1, 3, 4, 5.3.1 bis 5.3.5 entfallen. Das Sicherheitskonzept muß 
den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen und eine 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 beinhalten.

■ StVG §1a Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion
(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs mittels hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion ist zulässig, wenn die 
Funktion bestimmungsgemäß verwendet wird.
(2) Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die 
über eine technische Ausrüstung verfügen,

1. die zur Bewältigung der Fahraufgabe – einschließlich Längs- und Querführung – das jeweilige 
Kraftfahrzeug nach Aktivierung steuern (Fahrzeugsteuerung) kann,

2. die in der Lage ist, während der hoch- oder vollautomatisierten Fahrzeugsteuerung den an die 
Fahrzeugführung gerichteten Verkehrsvorschriften zu entsprechen,

3. die jederzeit durch den Fahrzeugführer manuell übersteuerbar oder deaktivierbar ist,
4. die die Erforderlichkeit der eigenhändigen Fahrzeugsteuerung durch den Fahrzeugführer erkennen 

kann,
5. die dem Fahrzeugführer das Erfordernis der eigenhändigen Fahrzeugsteuerung mit ausreichender 

Zeitreserve vor der Abgabe der Fahrzeugsteuerung an den Fahrzeugführer optisch, akustisch, taktil 
oder sonst wahrnehmbar anzeigen kann und

6. die auf eine der Systembeschreibung zuwiderlaufende Verwendung hinweist.
Der Hersteller eines solchen Kraftfahrzeugs hat in der Systembeschreibung verbindlich zu erklären, daß das 
Fahrzeug den Voraussetzungen des Satzes 1 entspricht
(3) Die vorstehenden Absätze sind nur auf solche Fahrzeuge anzuwenden, die nach § 1 Absatz 1 zugelassen 
sind, den in Absatz 2 Satz 1 enthaltenen Vorgaben entsprechen und deren hoch- oder vollautomatisierte 
Fahrfunktionen

1. in internationalen, im Geltungsbereich dieses Gesetzes anzuwendenden Vorschriften beschrieben 
sind und diesen entsprechen oder

2. eine Typgenehmigung gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen 
technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1) 
erteilt bekommen haben.

(4) Fahrzeugführer ist auch derjenige, der eine hoch- oder vollautomatisierte Fahrfunktion im Sinne des 
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Absatzes 2 aktiviert und zur Fahrzeugsteuerung verwendet, auch wenn er im Rahmen der 
bestimmungsgemäßen Verwendung dieser Funktion das Fahrzeug nicht eigenhändig steuert.

■ StVG §1f  Pflichten der Beteiligten beim Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion Absatz 3
Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat 
1. über den gesamten Entwicklungs- und Betriebszeitraum des Kraftfahrzeugs gegenüber dem Kraftfahrt-
Bundesamt und der zuständigen Behörde nachzuweisen, daß die elektronische und elektrische Architektur 
des Kraftfahrzeugs und die mit dem Kraftfahrzeug in Verbindung stehende elektronische und elektrische 
Architektur vor Angriffen gesichert ist,
2. eine Risikobeurteilung für das Kraftfahrzeug vorzunehmen und gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt und 
der zuständigen Behörde nachzuweisen, wie die Risikobeurteilung durchgeführt wurde und daß kritische 
Elemente des Kraftfahrzeugs gegen Gefahren, die im Rahmen der Risikobeurteilung festgestellt wurden, 
geschützt werden,
3. eine für das autonome Fahren ausreichend sichere Funkverbindung nachzuweisen,
4. für jedes Kraftfahrzeug eine Systembeschreibung vorzunehmen, ein Betriebshandbuch zu erstellen
und gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt und im Betriebshandbuch verbindlich zu erklären, daß das 
Kraftfahrzeug die Voraussetzungen nach § 1e Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3, erfüllt,
5. für das Kraftfahrzeug eine Schulung für die am Betrieb beteiligten Personen anzubieten, in der die 
technische Funktionsweise insbesondere im Hinblick auf die Fahrfunktionen und die Aufgabenwahrnehmung 
der Technischen Aufsicht vermittelt werden, und 
6. sobald er Manipulationen am Kraftfahrzeug oder an dessen elektronischer oder elektrischer Architektur 
oder an der mit dem Kraftfahrzeug in Verbindung stehenden elektronischen oder elektrischen Architektur 
erkennt, insbesondere bei einem unerlaubten Zugriff auf die Funkverbindungen des Kraftfahrzeugs, diese 
unverzüglich dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörde oder 
auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne 
des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes mitzuteilen und erforderliche Maßnahmen einzuleiten.

■ StVG §1g Datenverarbeitung Absatz 3
Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat das Fahrzeug so auszustatten, daß die 
Speicherung der Daten gemäß Absatz 1 und 2 dem Halter tatsächlich möglich ist. Der Hersteller muß den 
Halter präzise, klar und in leichter Sprache über die Einstellungsmöglichkeiten zur Privatsphäre und zur 
Verarbeitung der Daten, die beim Betrieb des Kraftfahrzeugs in der autonomen Fahrfunktion verarbeitet 
werden, informieren. Die diesbezügliche Software des Kraftfahrzeugs muß Wahlmöglichkeiten zur Art und 
Weise der Speicherung und der Übermittlung der in der autonomen Fahrfunktion verarbeiteten Daten 
vorsehen und dem Halter entsprechende Einstellungen ermöglichen.

■ StVZO §41 Bremsen und Unterlegkeile Absatz 4
Bei Kraftfahrzeugen – ausgenommen Krafträder – muß mit der einen Bremse (Betriebsbremse) eine mittlere 
Vollverzögerung von mindestens 5,0 m/s² erreicht werden; bei Kraftfahrzeugen mit einer durch die Bauart 
bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 25 km/h genügt jedoch eine mittlere Vollverzögerung 
von 3,5 m/s².

■ StVZO §58 Geschwindigkeitsschilder am Fahrzeug
(1) Ein Geschwindigkeitsschild gibt die zulässige Höchstgeschwindigkeit des betreffenden Fahrzeugs in 
Kilometer je Stunde an.
(2) Das Schild muß kreisrund mit einem Durchmesser von 200 mm sein und einen schwarzen Rand haben. 
Die Ziffern sind auf weißem Grund in schwarzer fetter Engschrift entsprechend Anlage V Seite 4 in einer 
Schriftgröße von 120 mm auszuführen.
(2a) Geschwindigkeitsschilder dürfen retroreflektierend sein. Retroreflektierende Geschwindigkeitsschilder 
müssen dem Normblatt DIN 74069, Ausgabe Mai 1989, entsprechen, sowie auf der Vorderseite das DIN-Prüf- 
und Überwachungszeichen mit der zugehörigen Registernummer tragen.
(3) Mit Geschwindigkeitsschildern müssen gekennzeichnet sein mehrspurige Kraftfahrzeuge mit einer durch 
die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 60 km/h, Anhänger mit einer durch die 
Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von weniger als 100 km/h, Anhänger mit einer eigenen mittleren 
Bremsverzögerung von weniger als 2,5 m/s².
(4) Absatz 3 gilt nicht für die in § 36 Absatz 10 Satz 6 zweiter Halbsatz bezeichneten Gleiskettenfahrzeuge, 
land- oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen mit einer durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit 
von nicht mehr als 32 km/h, land- oder forstwirtschaftliche Arbeitsgeräte, die hinter Kraftfahrzeugen mitgeführt 
werden. Die Vorschrift des § 36 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.
(5) Die Geschwindigkeitsschilder müssen an beiden Längsseiten und an der Rückseite des Fahrzeugs 
angebracht werden. An land- oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen und ihren Anhängern genügt ein 
Geschwindigkeitsschild an der Fahrzeugrückseite; wird es wegen der Art des Fahrzeugs oder seiner 
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Verwendung zeitweise verdeckt oder abgenommen, so muß ein Geschwindigkeitsschild an der rechten 
Längsseite vorhanden sein.

■ StVZO Anlage X (zu § 35e Absatz 4, §§ 35f, 35i)
Fahrgasttüren, Notausstiege, Gänge und Anordnung von Fahrgastsitzen in Kraftomnibussen
liefert Anforderungen und Informationen mit Tabellen und Zeichnungen, Details siehe im Gesetz selbst. 

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.3.2 AD-Tuning-Kit

Das AD-Tuning-Kit kann als Interface zum jeweiligen Fahrzeughersteller (OEM) verwendet werden, d.h. es kann 
als Interface zwischen der AD- und auch der ÖV-Leitstelle fungieren, wodurch sich das ÖPNV-Unternehmen seine 
Unabhängigkeit sichert und damit gleichzeitig auch die Möglichkeit schafft Fahrzeuge unterschiedlicher Hersteller 
in den eigenen Flottenverband aufzunehmen. Die unterschiedlichen Systeme der jeweiligen andersartigen in der 
Bauart abweichenden Fahrzeuge können hierbei eigenständig kontrolliert und optimiert in die Geschäftsprozesse 
integriert werden, zu dem Zeitpunkt, welcher möglichst reibungslos den Betrieb aufrechterhält. 

Zur dynamischen Fahraufgabe gehört das autonome, selbständige Bewältigen von Aufgaben, z.B.

■ der Auswahl eines geeigneten Fahrpfades zum vorgegebenen Ziel.

■ das Anpassen der Geschwindigkeit an die Straßenführung mit Berücksichtigung von Wetterabhängigkeiten 
(Nebel, Nässe / Schneeglätte, Fahrbahnverschmutzung, Splitt), sowie das Einhalten von vorgegebenen 
Geschwindigkeitsbegrenzungen durch Beschilderung (Altenheim, Baustellenbereich, Fußgängerzone, Schule) 
oder Vorgaben aus dem Fahrplan für Bereiche der Infrastruktur (Kopfsteinpflaster, unbefestigte Straße / 
Feldweg oder schlaglochreiche Straße).

■ das angemessene (Begrenzung von Maßnahmen auf den als sicher definierten Wertebereich) Reagieren auf 
Ereignisse / Störungen (Kollisionsvermeidung auf / durch andere Verkehrsteilnehmer, Pünktlichkeit, 
Verbindungsabbruch).

■ das angemessene Reagieren auf die Interaktion, inklusive möglichem Fehlverhalten, von anderen 
Verkehrsteilnehmern zur Wahrung der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer, wozu auch unbeteiligte Dritte 
zählen.

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde das AD-Bordsystem definiert als siehe Dokument „Referenzmodell“ mit dem Dateinamen 
„20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte Aktualisierung 30.03.2023“ oder 
nachfolgend.

 3.3.2.1 Juristische Verpflichtungen an das AD-Tuning-Kit

■ Siehe Anforderungen an Halter und Hersteller, beide sind zu erfüllen.
Die Anforderungen hängen von der Funktion und deren Sicherheitsrelevanz im Geschäftsbetrieb, sowie des 
gewählten Betriebszustandes ab. 

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.3.2.2 Light Detection and Ranging (LiDAR) Sensoren zur Wahrnehmung der Umwelt

LiDAR ist eine Fernerkundungstechnologie, welche mittels Laserstrahlen (in Echtzeit) präzise Entfernungen und 
Bewegungen in der Umgebung messen kann, d.h. man kann damit hochpräzise, dynamische 3D-Modelle oder 
detaillierte topografische Karten erstellen.

Allerdings werden die „Augen des Fahrzeuges“ durch Verschmutzung der LiDAR-Sensoren, welches bereits bei 
Regen auftritt, insbesondere durch ruhende Tropfen (entstehen bei 30km/h, welche sich bei 80km/h lösen), gemäß 
Simulationsergebnissen (exemplarisch) für das autonom fahrende Shuttle HEAT (Hamburg Electric Autonomous 
Transportation) durch die IAV, beeinträchigt.

Hinweis:
LiDAR verwendet reflektiertes Licht um Entfernungen zu messen, wobei auch die Bewegung von Objekten über das Delta 
erfaßt werden kann. Der LiDAR-Sonsor kann mit Punktwolken arbeiten, welche die Umgebung abtasten. Die Steuerung erfolgt 
mechanisch (Abnutzung) / elektromagnetisch (benötigt Temperaturkalibrierung).
Probleme werden von Regen, Schnee oder auch Nebel (winzige Wassertröpfchen) erzeugt, weil diese das Licht teilweise 
reflektieren, beugen und streuen können, weshalb nur ein Teil- (schwacher) Strahl zum Sensor den Weg zurück findet. 
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Außerdem können hierbei Laserstrahlen von anderen Fahrzeugen empfangen werden, welche nicht zur eigenen Datenwolke 
gehören, sofern man diese erkennt.
Der LiDAR-Sensor funktioniert systematisch ähnlich zu einem Radar-Sensor (verwendet Mikrowellen) bzw. Sonar (verwendet 
Schallwellen des sogenannten Ultraschalls).

Der rote rechteckige Quader, eine sogenannte „bounding box“  Hüllbox symbolisiert ein Fahrzeug, welches ≙
vorausfährt, zu welchem der Abstand in Abhängigkeit zur Geschwindigkeit einzuhalten ist.

Der grüne Quader symbolisiert ein weiteres Fahrzeug, welches sich jedoch nicht im aktuellen Fahrpfad befindet. 
Aufgrund dessen, daß sich kein Fahrzeug vor dem grünen Fahrzeug befindet und der Position des roten, 
vorausfahrenden Fahrzeuges, ist ein (unerwarteter Fahrbahnwechsel) des grünen Fahrzeuges unwahrscheinlich. 

 3.3.2.3 Hochauflösende Karte

Die hochauflösende Karte ist erforderlich um die bewußte Ungenauigkeit vom Global Positioning System (GPS) 
auszugleichen, damit kranken und behinderten Menschen der Zugang zum ÖPNV ermöglicht wird. Insbesondere 
für den Zugang mit dem Rollstuhl ist es essentiell, daß das autonome Fahrzeug (ADO) an der korrekten 
Halteposition steht, wo zwischen dem Zugang zum Fahrzeug und dem Bürgersteig der Haltepostion kein 
Höhenunterschied und kein schwer zu überwindender Spalt besteht. 

 3.3.2.4 KI-Unterstützung bei Vorhersagen zum erwarteten Verhalten

Im autonomen Fahrbetrieb ersetzt das AD-Tuning-Kit den Fahrzeugführer. Das AD-Tuning-Kit muß in der Lage 
sein, die dynamische Fahraufgabe insbesondere die geeignete Wahl von dem Fahrpfad mit einer 
situationsabhängigen, angemessenen Geschwindigkeit selbstständig und stetig anpassend umzusetzen, wobei die 
Fahraufgabe in allen Situationen und in jedem Betriebsbereich für alle Verkehrsteilnehmer sicherheitsgerecht und 
verkehrsregelkonform zu erfüllen ist. 

In Ausnahmesituationen kann eine Interaktion von der Technischen Aufsicht (TA) erfolgen, welche die 
Fahrzeugbewegung der autonomen Fahrzeuge überwacht. 

Als Konsequenz ist für die Nutzung von autonomen Fahrzeugen in ÖPNV ein Vertrauen der Fahrgäste in das 
akkurate Verhalten der KI erforderlich, siehe 4.1.1.3 Akzeptanz der KI in der Öffentlichkeit.

Der prinzipielle Entwicklungsprozeß ist beschrieben im Kapitel 2.1.3.1 Lebenszykluskurve einer KI-Funktion.
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 3.3.2.4.1 Vorhersagen für die dynamische Fahraufgabe

Das autonom fahrende Fahrzeug muß die steigende Herausforderung der Dynamik durch die Anzahl anderer 
Verkehrsteilnehmer und die steigende Komplexität der Möglichkeiten bewältigen können. 
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Abbildung 15: Vorhersagen für die dynamische Fahraufgabe mit KI-Unterstützung

Die vier Bilder zeigen die Sicht eines autonom fahrenden Fahrzeuges (ADO) auf einen anderen 
Verkehrsteilnehmer mit KI-gestützter Wahrscheinlichkeitsvorhersage, welche sich über die Zeit aktualisiert, 
wodurch sich die Wahrscheinlichkeiten verändern, bis hin zur Eindeutigkeit.

Die Komplexität hängt von den Möglichkeiten ab, welche wiederum ortsabhängig sein kann.

■ Autobahn → kein Gegenverkehr (Geisterfahrer ausgenommen), keine Kreuzungen,
jedoch Einfädeln bei höher Geschwindigkeit, was hohe Zeiten der vorausschauenden Vorhersage erfordert.
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■ Landstraße → Gegenverkehr und Kreuzungen, 
außerdem ist mit entgegenkommenden Fahrzeugen (Übervollmanöver) zu rechnen, welche stark 
unterschiedliche Geschwindigkeiten (landwirtschaftlicher Verkehr) haben können, sowie Verschmutzungen 
der Straße.

■ Stadt → häufiger Gegenverkehr, auch kreuzend, und das von unterschiedlichen Verkehrsteilnehmern, wie 
Fußgängern, Radfahrern, PKWs, LKWs, oder Bussen. Dazu kommt ggf. eine mehrspurige Fahrbahnführung 
mit unterschiedlichen Fahrtfortsetzungsmöglichkeiten (z.B. nur Gerade aus und Links), Kreisverkehr und eine 
deutliche höhere Anzahl von Verkehrszeichen, welche mittels Verkehrszeichenerkennung (VZE) erfaßt und 
beachtet werden müssen.

Als Konsequenz daraus muß eine hohe Anzahl von spezifischen Einzelvorhersagen verschiedener Funktionen zu 
einer generischen komplexen Gesamtvorhersage akkumuliert werden, wobei ähnliches Verhalten z.B. 
Spurwechselmanöver versus Abbiegemanöver in Kreuzungen zu unterscheiden ist. 

Dieses hat Einfluß auf die Architektur der KI.

■ Die funktionsgebundene KI ist komprimiert / kompakt und unabhängig, damit schnell, dafür jedoch alleine 
nicht ausreichend vorhersagekräftig. 

■ Die funktionsübergreifende KI ist knifflig / komplex und abhängig von anderen Funktionen, weshalb diese auf 
die zuletzt eintreffende Vorhersagezulieferung angewiesen und damit langsam ist. Dafür ist diese ausreichend 
vorhersagekräftig, erfordert jedoch eine hohe Rechenleistung um auch die potentiellen Wechselwirkungen in 
der finalen Vorhersageberechnung einzubinden / zu berücksichtigen.

Die hohe Rechenleistung hat insbesondere beim letzten Fall, der komplexen KI, einen relevanten Einfluß, weil die 
KI auch historische Daten der Statistik mit auswerten muß um lernen zu können bzw. trainiert zu werden.

Des Weiteren gibt es neben der Funktion selbst die Randbedingungen, welche die Funktion beeinflussen.

Zu den Randbedingungen gehören insbesondere

■ das Wetter

▶ Sonnenschein, (hell versus ggf. Sonnenblendung)

▶ Bewölkt, 

▶ Sonnenschein mit Bewölkt abwechselnd (Stroboeffekt bei schneller Fahrt)

▶ Nebel,

▶ Regen,

▶ Starkregen (Nässe),

▶ Schneefall (ggf. mit Hagel),

▶ Schnee- und Eisglätte bzw. Laubglätte im Herbst,

▶ Lichtverhältnisse Taghell versus Dunkelheit (Nacht) bzw. Morgen- / Abenddämmerung.

■ die Strecke

▶ Stadtverkehr (inklusive Gemeinde, Dorf, Flecken)

▶ Überlandverkehr (Landstraße, ggf. Kraftfahrstraße)

▶ Autobahn

■ Streckenbereich

▶ Berge (Tal und Hügel)

▶ Ebene

▶ Wald

 3.3.2.4.2 Vorhersagen für die Aufnahme von Fahrgästen mittels Fahrgasterkennung

Dieses ist beschrieben im KI-UC-51 Erkennung von Fahrgästen an der Haltestelle 
im Dokument Deliverable_MS3-5_KI_v1.3.pdf vom für AP5 verantwortlichen Projektpartner.
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 3.3.2.5 Systemüberwachung der autonomen Fahrfunktion (AD-Bordsystem)

Die autonomen Fahrfunktionen müssen kontinuierlich überwacht werden. Im Falle von Abweichungen ist eine 
hinreichende Robustheit der technischen Ausrüstung zur Umgebungswahrnehmung gegen die Störung von 
Sensordaten und ungünstige Umweltbedingungen vorzuhalten. Dieses kann durch sichere Ersatzwerte umgesetzt 
werden. Außerdem sind Werte in einem definierten Wertebereich (Toleranzen) stabil zu halten um den sicheren 
Zustand zu gewährleisten, sowie für den Fall des Verlassens des sicheren Betriebszustandes geeignete 
Notfalloperationen zu implementieren.
Hinweis:
Unsichere Ereignisse können durch geeignete Gegenmaßnahmen vermieden werden. Dazu zählt insbesondere der 
Qualitätsaspekt „Robustheit“, welcher vorgibt, daß Werte sich in einem Wertebereich (ggf. mit Toleranzbereich) befinden 
müssen. Sollte der Wertebereich und / oder das erwartete Zeitverhalten der Aktualisierung nicht eingehalten werden, dann sind 
sichere Ersatzwerte (Amplitudenersatzwert oder Zeitersatzwert) zur Stabilisierung und Aufrechterhaltung der funktionalen und 
technischen Sicherheit anzuwenden. Zum Bauteilschutz und um abrupte Bewegungen zu vermeiden sind 
Dämpfungsmaßnahmen bei Wertebereichsüberschreitung und Unterstützungsleistung bei Wertebereichsunterschreitung zu 
implementieren.
Hinweis:
Der Amplituden-Ersatzwert findet Anwendung, wenn zwei aufeinanderfolgende Werte eine starke Volatilität / Größensprung 
aufweisen. Der Zeit-Ersatzwert findet Anwendung, wenn Sensordaten nicht in der erwarteten Zeit eingehen. Der definierte 
Wertebereich von Signalen kann durch Dämpfungs- und Unterstützungsleistung stabilisiert werden.
Hinweis:
Anforderungen an die Testfälle werden vorgegeben in der AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für 
Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion Abschnitt 10 Prüfung und Testfälle.

■ Die Systemüberwachung des AD-Bordsystems leitet stabilisierende Maßnahmen der Fehlerkorrektur, 
Stabilisierung, Robustheit ein und überprüft ob die Maßnahmen hinreichend wirksam sind.

▶ Sofern die Maßnahmen hinreichend sind, erfolgt ein Ereigniseintrag.
Hinweis:
hinreichend bedeutet, daß die Maßnahmen die Störung kompensieren können.

▶ Sofern die Maßnahmen unzureichend sind, erfolgt (über 8) eine priorisierte Warnmeldung (z.B. Meldung: 
Lenkung ist schwergängig, Unterstützungsleistung ist häufig aktiv) an die AD-Leitstelle.
Hinweis: 
unzureichend bedeutet, daß die Maßnahmen die Störung nur teilweise, jedoch ausreichend, kompensieren können 
(Warnlampe Gelb). 
Hinweis:
Abhängig von der Art der Störung kann das AD-Bordsystem durch das Aktivieren des Warnblinkers die Umgebung 
warnen. Folglich kann ein Eingriff der Technischen Aufsicht (TA) der AD Leitstelle notwendig werden, um den 
Warnblinker wieder zu deaktivieren oder das Fahrzeug manuell zu übernehmen.

▶ Sofern die Maßnahmen ungenügend sind, wird das Minimum Risk Manoeuvre (MRM) ausgeführt und das 
AD-Bordsystem meldet (über 8) die Systemstörung an die AD-Leitstelle plus (über 14) an den 
ÖV-Bordrechner.
Hinweis: 
ungenügend bedeutet, daß die Maßnahmen die Störung nicht ausreichend kompensieren können  Warnlampe Rot.≙
Hinweis:
Bei einem Minimum Risk Manoeuvre (MRM) ist unabhängig von der Kategorie (A bis E) der Warnblinker zu aktivieren 
und die technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle ist verpflichtet unverzüglich Kontakt mit den Insassen des 
Kraftfahrzeugs herzustellen.

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde das AD-Bordsystem definiert als siehe Dokument „Referenzmodell“ mit dem Dateinamen 
„20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte Aktualisierung 30.03.2023“ oder 
nachfolgend.

 3.3.3 ÖV-Tuning-Kit

Das ÖV-Tuning-Kit hat keinen Einfluß auf die Fahrgast- oder Fahrzeugsicherheit, sehr wohl jedoch auf den Komfort 
der Fahrgäste.

Es ist zuständig für die Kommunikation mit den bestehenden und potentiellen Fahrgästen über die 
Fahrgastinformation (App) und die Linienanzeiger (außen), sowie über den Fahrtfortschritt Linienanzeiger (innen) 
mit Perlenschnur der Haltestellen. Die Ermittlung des Fortschritts erfolgt mittels logischer Ortung über GPS.

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde der ÖV-Bordrechner definiert als siehe Dokument „Referenzmodell“ mit dem Dateinamen 
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„20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell_Deliverable.docx / pdf, Version 1, Letzte Aktualisierung 30.03.2023“ oder 
nachfolgend.

 3.3.3.1 Juristische Verpflichtungen an das ÖV-Tuning-Kit

■ Siehe Anforderungen an Halter

 3.4 Systemgrenzen versus Projektgrenze

Das Referenzmodell gemäß 20230330_Deliverable_MS2_Referenzmodell.docx ist fokussiert auf den selbst 
kontrollierten Eigenanteil der ÖPNV-Unternehmen, d.h. die Leitstellen mit der unternehmensspezifischen Software 
und dem darin abgebildeten Streckennetz, sowie den eingesetzten Fahrzeugen, mit dem ÖV-Bordrechner zur 
allgemeinen Kundenkommunikation im Regelbetrieb der Fahrgastbeförderung plus dem AD-Bordsystem, welches 
als konfigurierbares Adaptionselement die Anpassung (Kompatibilität) zwischen den originalen Systemen des 
Fahrzeugherstellers (OEM) und den spezifischen Systemen des ÖPNV-Unternehmens fungiert. 

Für den Zulassungsprozeß sind jedoch die Besonderheiten der Infrastruktur (nicht im Besitz oder im Einflußbereich 
des ÖPNV-Unternehmens) mit der kartographischen Karte des spezifischen Versorgungsbereiches für die 
Genehmigung des Betriebes erforderlich, welche pro nicht baugleichem Fahrzeug für jede spezifische Zone des 
Betriebes unter Beachtung der Infrastruktur zu beantragen ist.

Darüber hinaus gibt es Betriebskonzepte / Betriebsprozesse und Verfahren welche im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI 
nicht betrachtet werden, da diese unternehmensspezifisch sind. Dazu gehören die 

■ Betrieblichen Verfahrensanweisungen (VA) und Arbeitsvorschriften (AV)
Hinweis:
Die potentiellen Gefahren werden auf Basis der Betriebsprozesse ermittelt und bewertet, sowie durch daraus 
resultierende Arbeitsvorschriften des ÖPNV-Unternehmens auf ein verbleibendes, vom Unternehmen getragenes, 
akzeptables Risiko reduziert.

▶ Arbeitssicherheit inklusive Schutzkleidung
Hinweis: 
Qualifizierung für Arbeiten an Fahrzeugen mit Hochvoltsystemen.

▶ Brandschutzkonzepte

▶ IT-Sicherheit
Hinweis 
Hierzu gehören Regelungen der Art, keine unbekannten Anhänge zu öffnen etc.

▶ Unfall- / Notfall sowie Rettungs- (Leben) und Bergungskonzepte (Material)
Hinweis: 
Hierzu gehören auch redundante Netzwerkkonzepte, z.B. Mobilfunknetz unterschiedlicher Anbieter. 
Die Fähigkeit vom Normalbetrieb mit 5G in den Notfallbetrieb mit 2G (reduzierte Datenrate) wechseln zu können.

▶ Wartungs- und Instandhaltungskonzepte, dazu zählt neben dem Fahrzeugservice inklusive der 
Fahrzeugpflege auch die Gefahrenabwehr durch technische Angriffe bzw. das Schließen von bekannten 
Sicherheitslücken durch Updates der Systemsicherheit (Cybersecurity). 
Hinweis:
Security Vulnerability Management (SVM). 

▶ Zugriffsbegrenzungen durch Sicherheitszonen und 
Rechtekonzepte welche den Zugriff einschränkt auf Mitarbeiter, welche zur Erfüllung der Aufgabe (Rolle) 
das Zugriffsrecht (lesend versus schreibend / modifizierend) benötigen, sowie systembedingte 
Dokumentation der Nachverfolgbarkeit von Zugriffen und Änderungen. 

■ Organisatorische Prozesse

▶ Ausbildung von Mitarbeitern

▶ Kapazitätsplanung (Ressourcen) → Fahrzeug- und Personaleinsatz

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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 4 Validierungskonzept inklusive Strategie
Unter Validierung ist die Bewertung der Gebrauchsfähigkeit zu verstehen. Das Validierungskonzept beschreibt 
mögliche Methoden / Vorgehensweisen mit Bewertungsmaßstäben / Metriken, welche unter dem Gesichtspunkt 
der Zweckmäßigkeit, bezüglich der sinnvollen Erfüllung von Mobilitätsbedürfnissen, bewertet und mittels der 
Strategie angewendet werden. 

Hinweis: 
Dieses Kapitel ist die Umsetzung der Mitwirkung der ESE am AP5 „Definition einer Validierungsstrategie aus Sicht der 
Systemsicherheit“, wobei als Metrik die Methodik aus AP6 (ESE) „Usability Engineering der betrieblichen Prozesse im Sinne 
von Safety und Security mit mindestens je 3 Vertreter:innen der ca. 10 Zielgruppen innerhalb des Leitstellenpersonals und der 
Fahrgäste gemäß https://www.vdv.de/ip-kom-oev-pf-artikel-personas-nahverkehr.pdfx Anwendung findet. 
Die Zusammenfassung der Ergebnisse, unter Berücksichtigung der begleitenden Tests im Feld, bildet im Rahmen dieser 
Gebrauchsfähigkeitsbewertungsanalyse den Sicherheitsvalidierungsbericht, welcher die Mitwirkung der ESE am Arbeitspakt 
vom für AP5 verantwortlichen Projektpartner abschließt.
Hinweis:
Der Link „https://www.vdv.de/ip-kom-oev-pf-artikel-personas-nahverkehr.pdfx“ führt auf 
das ip-kom-oev-pf-artikel-personas-nahverkehr.pdf, welches auf dem Deckblatt den Dokumentennamen 
„IP-KOM-OeV_PF_Artikel_Personas_Nahverkehr_2011.docx“ ausweist.

 4.1 Marktbedarfsanalyse (MBA)

Die Marktbedarfsanalyse (MBA) analysiert die Anforderungen aus Sicht von Zielgruppen.

Dazu zählen insbesondere die Zielgruppen

■ Potentielle Fahrgäste (Nutzer) und deren Anforderungen → Fahrgastbedürfnisse

■ Potentielle Anbieter / Versorger (Provider) und deren Anforderungen → Geschäftsmodelle

■ Potentielle Zulieferer → Welche Lösungen sind im Markt verfügbar und auch sinnvoll nutzbar.

Hinweis:
Es gibt auch eine Marktbedarfsanalyse über den Wettbewerbsvorteil gemessen im Vergleich mit anderen Anbietern, welche 
mittels Wettbewerbsanalyse (WBA) validiert wird und anschließend als Metrik (Vergleichsmaßstab) zur eigenen 
Marktbedarfsanalyse (MBA) angewendet werden kann. 

 4.1.1 Marktbedarfsanalyse (MBA) – Fahrgastbedürfnisse

Die Erfüllung von Mobilitätsbedürfnissen kann im ÖPNV durch die Attraktivität von Beförderungsangeboten 
bemessen werden. Diese gliedern sich in: 

 Fahrgastbedürfnisse

 Beförderungsangebot
räumlicher Bereich der Beförderungsmöglichkeit, d.h. sind Start- und Zielpunkt im Bereich vorhanden?

 Erreichbarkeit 
Wie weit weg ist die Start- und Endhaltestelle
und wie ist sie zu erreichen, zu Fuß, Parkmöglichkeiten, …?

 Anbindung
Ist der zeitliche Bedarf gegeben, d.h. passen die Abfahrt- und Ankunftszeit zum Kundenbedarf?
Gilt das auch für die Rückfahrt?

 Angebotsqualität
Wartebereich mit Sitzmöglichkeit, Sitzplatz plus Stauraum im Fahrzeug, Ausstattung / Ambiente, … ?

 Fahrplanqualität
Ist es eine Direktverbindung und passen, sofern man Umsteigen muß, die Anschlußverbindungen?

 Reiseservice
Muß der Fahrgast sich die Verbindungsmöglichkeiten selber ermitteln
oder erhält man alternative Angebote zu dem Start-, Zielpunkt und der Reisezeit mittels Anfrage?

 Versorgungsservice
Gibt es während der Fahrt Toiletten, Restaurant, …?
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 Zuverlässigkeit
Ist es sicher, daß die Reise / Fahrt umgesetzt werden kann oder gibt es schon wieder Streik?
Ist mit einem Defekt am Fahrzeug oder Ausfall der Fahrt oder der Anschlussverbindungen zu rechnen?

 Fahrzeugsicherheit
Fühlt sich der Fahrgast sicher aufgehoben während der Fahrt, insbesondere wenn (bei automatisierter / 
autonomer Fahrt) kein menschlicher Ansprechpartner Vorort ist? 

 Bedrohung / Geborgenheit
Ist die Datensicherheit / Überwachung angemessen und akzeptiert?
Ist der Umgang mit persönlichen Daten, die Seriosität des Unternehmens gegeben? 
Dazu zählt auch, daß gewährleistet ist, daß keine Spionagesoftware, wozu auch Cookies gehören, 
eingesetzt werden.

 ÖPNV-Unternehmensbedürfnisse

 Wirtschaftlichkeit

 Wartbarkeit

 Ideologische Bedürfnisse

 CO2-Fußabdruck

 Lärmerzeugung / -minderung
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 4.1.1.1 Mobilitätsbedürfnisse von Fahrgästen (VDV)

Das Forschungsprojekt IP-KOM-ÖV hat die Anforderungen an standardisierte Fahrgastinformationen mit Hilfe von 
Personas (Zielgruppen) analysiert.
Hinweis:
Der Link „https://www.vdv.de/ip-kom-oev-pf-artikel-personas-nahverkehr.pdfx“ führt auf 
das ip-kom-oev-pf-artikel-personas-nahverkehr.pdf, welches auf dem Deckblatt den Dokumentennamen 
„IP-KOM-OeV_PF_Artikel_Personas_Nahverkehr_2011.docx“ ausweist.

Das Forschungsprojekt IP-KOM-ÖV hatte das Ziel eine bessere Kundenorientierung der Verkehrsunternehmen 
(ÖPNV) durch ein klares Verständnis für die Fahrgäste und deren Belange zu schaffen, damit dieser wichtige 
Erfolgsfaktor die Akzeptanz von öffentlichen Verkehrsmitteln gegenüber dem Individualverkehr stärkt.

Es wurden die folgenden Zielgruppen identifiziert:

■ Alltagsnutzer → Hauptanforderung: Abhängigkeit vom ÖPNV (kein eigenes Auto).
Frequenz der Nutzung: täglich
Zielgruppe: Monats- / Jahresticket (Abonnement)

▶ Berufspendler → Hauptanforderung: Pünktlichkeit.
Frequenz der Nutzung: werkstägliche Nutzung morgens und abends zu den Stoßzeiten

▶ Schulpendler
Nutzung mehrfach täglich, 
(Schulbeginn, -ende, ggf. bei Ortswechsel für Sportunterricht, ggf. zwischendurch bei der Freistunde) 
an Schultagen, sowie an Wochenenden und in den Ferien. → Teilhabe am Spaß haben.

▶ Student („Power User“)
ÖPNV wird genutzt für den Weg zur Vorlesung, das Einkaufen, das mobile Leben.

▶ Alltagsnutzer der Familienbetreuung
ÖPNV wird genutzt um ein Ereignis umzusetzen / zu ermöglichen.
(Die Kinder zur Schule / Sport zu bringen, Einkaufen, Arzt, Frisör, …).

■ Gelegenheitsnutzer
Zielgruppe: Einzelfahrtticket ggf. mit Hin- und Rückfahrt

▶ Ad-hoc Nutzer / der ungeübte Laie („Motto: Mit dem Auto bin ich schneller und flexibler!“)
→ Unkomplizierte Nutzung, hoher Komfort, und einfache Wegfindung stehen dabei im Mittelpunkt

▶ Rentner → Hauptanforderung: Sitzplatz 
+ Fahrgastinformation in verständlicher (deutscher) Sprache mit lesbarer Schriftgröße
+ Möglichkeit der persönlichen Betreuung durch Ansprechpartner (Fahrpersonal).
Frequenz der Nutzung: bei Bedarf, sofern handhabbar, andernfalls Ablehnung verursacht durch 
Befremdung bzw. Überforderung durch moderne Technik → Wahrnehmung: 
Der Fahrgast hat die App zu nutzen und keine Fragen zu stellen! → Ablehnung durch Unfreundlichkeit und 
Vermittlung des Gefühls von nicht-willkommen sein.
Konsequenz: keine Nutzung der ÖPNV stattdessen erhalten Kinder/Enkel, ggf. Bekannte Fahrdienst.

▶ Tourist → Hauptanforderung: streßfrei, Erholung.
Frequenz der Nutzung: on demand (Urlaub).

Unabhängig von den Zielgruppen ist im ÖPNV stets ein behindertengerechten / barrierefreien Zugang 
bereitzustellen / zu offerieren um den diskriminierungsfreien Zugang zu gewährleisten und damit die Erfüllung der 
Daseinsvorsorge nachzuweisen. 

Außerdem ist eine Toleranz bei Fehlbedienung durch die Fahrgäste im Interesse der ÖPNV-Unternehmen und 
auch der Fahrgäste selbst. Fehlbedienungen gehören zu den Störungen, welche über Fehlerbehandlungsroutinen, 
sogenannte „Error-Handler“, automatisiert behoben oder zumindest abzumildern sind. 

Hinweis: 
Nothalt und Notruf führen in Abhängigkeit zur Abfahrtszeit zu einem Minimum Risk Manoeuvre (MRM), welches unmittelbar 
nach dem Anfahren zum sofortigen Halt, beziehungsweise zum Halt an der nächstmöglichen geeigneten Stelle.
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 4.1.1.2 Fahrgastbedürfnisse ermittelt vom Konsortialpartner (TUIL)

Dieses Kapitel wurde beigestellt vom Projektpartner Technische Universität Ilmenau (TUIL), 
Fachgebiete Nutzerzentrierte Analyse von Multimediadaten und Medienproduktion.

Im Rahmen des Forschungsprojektes Öffentlicher Verkehr: Standards für die Leitsystemanbindung von 
automatisierten Fahrzeugen mittels Künstlicher Intelligenz (ÖV-LeitmotiF-KI) wurde eine umfangreiche 
Nutzerstudie durchgeführt. Ziel der Nutzerstudie war es, die Nutzungswahrscheinlichkeit von Serviceangeboten 
sowie Notrufeinrichtungen zu erfassen. Nachfolgend werden die wichtigsten Ergebnisse der Nutzerstudie 
zusammengefasst.

Insgesamt haben 132 Personen an der Nutzerstudie teilgenommen. Wie in der folgenden Abbildung ersichtlich, 
gaben gut ein Drittel der Befragten an, den öffentlichen Personenverkehr zu gegenüber anderen Verkehrsmitteln zu 
präferieren. 32 Personen gaben an auf den eigenen Pkw und neun Personen auf das eigene Fahrrad 
zurückzugreifen. Rund 41 Prozent der Befragten hatten zum Zeitpunkt der Befragung keinerlei Erfahrungen mit 
automatisierten Fahrzeugen im öffentlichen Personenverkehr gemacht.

 

Innerhalb der Nutzerstudie konnte die hohe Relevanz von Notrufeinrichtung (Taster oder Buttons) und 
Notfallinstruktionen für Nutzerinnen und Nutzer nachgewiesen werden. 86 Prozent der Studienteilnehmenden 
gaben an, das SOS-Rufeinrichtungen wichtig bzw. sehr wichtig sind. Ferner wurden Notfallinstruktionen 
(Verhaltensweisen bei Notfällen) von 73 Prozent der Studienteilnehmer und -teilnehmerinnen als wichtig bzw. sehr 
wichtig deklariert.
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Innerhalb der Studie wurde außerdem erfasst, welche Kommunikationswege die Nutzerinnen und Nutzer 
bevorzugen. 80 Prozent der Befragten bewerten Audioverbindungen zum Betriebspersonal als wichtig bzw. sehr 
wichtig. Eine Videoverbindung zum Betriebspersonal wird von 50 Prozent der Befragten als wichtig bzw. sehr 
wichtig empfunden.

Insgesamt konnte ermittelt werden, dass Service- und Notfalleinrichtungen auf eine Weise konzipiert werden 
sollten, dass jeder Nutzer bzw. jede Nutzerin, unabhängig von ihren Systemkenntnissen oder technischen 
Erfahrungen, problemlos verstanden und genutzt werden können.  Ferner müssen Service- und 
Notrufeinrichtungen Anforderungen jeder Nutzergruppe erfüllen. Beispielhaft sei auf die Erreichbarkeit von Service- 
und Notrufeinrichtungen für Kinder oder Nutzerinnen und Nutzer mit Mobilitätseinschränkungen verwiesen. 

Das Service- bzw. Notrufsystem sollte außerdem bei Aktivierung dem Nutzer bzw. der Nutzerin eine geeignete 
visuelle und/oder akustische Rückmeldung geben. Auf diese Weise werden Nutzerinnen und Nutzer über den 
ordnungsgemäßen Betrieb informiert oder auf Systemfehler hingewiesen. Zudem sollten die Systeme derart 
aufgebaut werden, dass lange Wartezeiten oder Latenzzeiten (Verzögerungen im Verlauf der Kommunikation) 
vermieden werden. Ferner muss vor allem die Notrufeinrichtung jederzeit und überall fehlerfrei funktionieren. 

Letztlich wäre im Sinne der Konsistenz eine annähernd ähnliche Gestaltung sowie ein ähnlicher Funktionsumfang 
von Notruf- und Serviceeinrichtungen über unterschiedliche Verkehrsmittel, an Haltestellen und Bahnhöfen 
wünschenswert.

 4.1.1.3 Akzeptanz der KI in der Öffentlichkeit

Die Fahrgastinteressen können aus den statistischen Daten der Marktbedarfsanalyse (MBA) über die abgefragten 
Fahrgastbedürfnisse ermittelt werden. Die Auswertung dieser statistischen Werte kann die KI automatisiert 
umsetzen, dabei ist die öffentliche Meinung bezüglich der Akzeptanz zu berücksichtigen. Andernfalls könnte die 
Öffentlichkeit die veröffentlichte Analyse ablehnen → „Nicht meine Meinung“ oder „Ich wurde nicht berücksichtigt“.

Folglich ist es notwendig eine Vertrauensbasis / Akzeptanz von KI-Methoden in der Öffentlichkeit zu etablieren.
Momentan gibt es in den Nachrichten / der Presse viele Mitteilungen über Mißbrauchsmöglichkeiten der KI durch 
den Menschen, jedoch wenig Informationen darüber, daß KI eigentlich nur die Anwendung von mathematischen 
Verfahren ist.

Hinweis:
Jedes Steuergerät (ECU / SECU) arbeitet mit regelungstechnischen Algorithmen. Einige davon beinhalten Maßnahmen 
beziehungsweise Gegenmaßnahmen, welche über die Zeit auftretende Alterserscheinungen von verbauten Teilen behandeln, 
um den Regelungsprozeß im optimalen Bereich zu halten. Die (autonome) Handlungsfähigkeit wird hierbei durch vom 
Menschen vorgegebene Wertebereichsgrenzen (Toleranzen) bestimmt um den sicheren Betrieb zu gewährleisten. 
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Die regelungstechnischen Algorithmen der Steuergeräte sind systematisch, mathematisch und regelungstechnisch 
spezifizierte Berechnungsverfahren, welche dem Verhalten einer heutigen KI entsprechen. Der Fachbegriff „KI“ war 
zu der damaligen Zeit noch nicht existent.

Eine öffentliche Wahrnehmung der KI zur Thematik Akzeptanz und Vertrauen: 

Abbildung 18: Öffentliche Wahrnehmung der KI zur Thematik Akzeptanz und Vertrauen (Zeitstempel 2021)

Quelle: TÜV-Verband e.V.: Sicherheit und Künstliche Intelligenz. Erwartungen, Hoffnungen, Risiken. Berlin (2021) 
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 4.1.2 Marktbedarfsanalyse (MBA) – Versorger (Anforderungen an Geschäftsmodelle)

Die Erfüllung der marktspezifischen Mobilitätsbedürfnisse, sowie der Versorgungsauftrag durch die Kommune, das 
Bundesland und/oder den Bund, werden durch Unternehmen des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 
realisiert.

Die Unternehmensziele bilden hierbei die

■ Marktposition
Behauptung und sofern möglich Ausbau der Marktposition insbesondere gegenüber den Wettbewerbern, 
wozu auch andere Nutzungsmöglichkeiten z.B. Individualverkehr (Auto, Motorrad, Fahrrad, …) zählen. 

■ Kostendeckung der Betriebskosten
Absicherung der laufenden Kosten (Personal, Betriebsstoffe, Wartung / Unterhalt und Erneuerung) durch 
dauerhafte vorhandene, abgesicherte Grundsicherung.
Umsetzbarkeit über Abonnements möglich.

■ Versorgung der Bevölkerung (Daseinsvorsorge)
Erfüllung von kommunalen Auflagen, möglichst gewinnbringend, jedoch, sofern nicht möglich, über eine 
Mischkalkulation abgedeckt.
Hinweis:
Daseinsvorsorge bedeutet, die Bevölkerung mit Dienstleistungen und Gütern des täglichen Bedarfs zu versorgen.
Quelle: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung.
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/themen/gesellschaft/daseinsvorsorge/daseinsvorsorge.html 
BBSR-Daseinsvorsorge.pdf.

■ Wirtschaftlichkeit
Erfolgreiche Umsetzung der marktwirtschaftlichen Gewinnerzielung.
Umsetzbarkeit über Abonnements und auch Einzeltickets möglich.

Um die Unternehmensziele zu erreichen ist es zwingend notwendig, daß 

■ eine Betriebserlaubnis durch den Fahrzeughersteller (OEM) nach AFGBV §2 vorliegt, 
sowie die Veränderungen durch den Umbau (AD-Tuning-Kit + ÖV-Tuning-Kit) für den Einsatz im ÖPNV 
abgenommen und der jeweils vorgesehene Einsatz (Regelbetrieb) für die entsprechenden Zonen zugelassen 
sind. 

■ die Unterstützung für das Kraftfahrt-Bundesamt bei der Durchführung der Marktüberwachungstätigkeiten gemäß 
AFGBV §5 erfolgt.
Hinweis:
Statistische Auswertung bzgl. Gefährdung der Gesundheit, der Sicherheit, der Umwelt oder andere im öffentlichen Interesse 
schützenswerter Güter, sowie der informationstechnischen Sicherheit. 

■ Betriebsbereiche definiert sind, welche die dynamische Fahraufgabe selbstständig bewältigen können, wobei die 
Straßeninfrastruktur entlang der maßgeblichen Streckenführung, die technischen Anforderungen gemäß 
AFGBV §9 erfüllen muß. Jedes Fahrzeug muß für seine vorgesehene Streckenführung im Streckennetz eine 
behördliche Genehmigung erhalten, welche für jedes nicht-baugleiche Fahrzeug vorzuweisen ist.

■ der Nachweis erbracht wird, daß die autonome Fahrfunktion des Kraftfahrzeugs jederzeit deaktivierbar ist und 
die Umsetzung von Fahrmanövern in diesem Betriebsbereich gewährleistet ist.

■ die Anforderungen des AFGBV hinsichtlich der Technischen Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle erfüllt sind.
Hinweis:
Hierbei sind Überlegungen bzgl. der Einbindung in die strategischen Geschäftsprozesse erforderlich, welche jedes ÖPNV-
Unternehmen auf Basis ihrer Struktur eigenständig zu treffen hat.

■ das Betriebshofmanagementsystem (BHMS) die Pflichten bezüglich Service, Wartung und Instandhaltung 
inklusive der täglichen erweiterten Abfahrkontrolle unter Zugrundelegung der vom Hersteller zur Verfügung 
gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen erfüllt.
Hinweis:
Als Folge daraus kann resultieren, daß es sinnvoll sein kann mehrere Betriebshöfe zu betreiben, welche einerseits abhängig 
vom Streckennetz (Versorgung) und andererseits abhängig von den jeweiligen Werkstätten der einzelnen im Flottenbestand 
eingesetzten Fahrzeughersteller (OEM) sind. 
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Die Geschäftsprozesse können hinsichtlich der Einbindung der Technischen Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle 
optimiert werden.

■ Die Kommunikation der autonomen Fahrfunktion (AD-Bordsystem) zum ÖPNV-Unternehmen kann auf Basis des 
ÖV-LeitmotiF-KI erstellten Referenzmodels auf zweierlei Weise erfolgen, wobei insbesondere die Anforderungen 
aus dem AFGBV §13 Absatz 2 entscheidende Auswirkungen ausüben, welche bei den eigenen Interessen von 
dem jeweiligen ÖPNV-Unternehmen selbständig zu bewerten sind.

 Das AD-Bordsystem sendet (über 8) Daten an die AD-Leitstelle, welche diese (über 3) an die ÖV-Leitstelle 
weiterleitet, sofern diese für die Disposition relevant sind.
Hinweis:
Dieser Fall kann insbesondere dann auftreten, wenn als Technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle ein vorhandener 
Serviceanbieter, z.B. durch den Fahrzeughersteller (OEM), vom ÖPNV-Unternehmen beauftragt wird.  

▶ Das ÖPNV Unternehmen erhält dadurch eine resultierende Abhängigkeit zum Dienstleistungsanbieter,
vergleichbar mit einem gewählten Internetserviceprovider (ISP).

▶ Damit ergibt sich auch eine Abhängigkeit zu den Interfaces, d.h. von den Arten der Meldungen und dem 
damit jeweils zugewiesenen Datenformat, sowie der innen liegenden Struktur der Meldungen selbst. 
Das entsprechende Datenformat muß von der ÖV-Leitstelle verarbeitet werden können, woraus 
notwendige Anpassungen in der unternehmensspezifischen, geschäftsprozeßoptimierten Software der 
ÖV-Leitstelle resultieren kann, was den Pflege- und Wartungsaufwand erhöht und in häufigeren Down-
Zeiten resultieren kann.

▶ Diese Abhängigkeit entsteht auch für das AD-Bordsystem und die AD-Leitstelle, welche beide teilweise 
unabhängig und teilweise abhängig voneinander notwendige Anpassungen umzusetzen haben, sobald 
der Fahrzeughersteller (OEM) seine Schnittstelle nicht kundenspezifisch abgestimmt modifiziert.
Hinweis:
Das AD-Bordsystem fungiert als Adaptionslayer zwischen einer externen Technischen Aufsicht (TA) der 
AD-Leitstelle und den implementierten Systemen der Fahrzeuge des ÖPNV-Unternehmens. 

▶ Das ÖPNV Unternehmen erhält dadurch ggf. auch eine Abhängigkeit zur Technischen Aufsicht (TA) der 
AD-Leitstelle, sofern dort vom Fahrzeughersteller spezifisch geschultes Personal eingesetzt wird. Die 
Anforderungen aus AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 2 sind zu erfüllen.

▶ Das ÖPNV Unternehmen erhält dadurch eine resultierende Abhängigkeit zu den Betriebshöfen und dem 
Betriebshofmanagementsystem (BHMS), welches für die Pflichten bezüglich Service, Wartung und 
Instandhaltung fahrzeugspezifisch ausgerüstet sein muß, insbesondere bzgl. der Pflichten der täglichen 
erweiterten Abfahrkontrolle.
Hinweis: 
Sofern ein Betriebshof nicht auf die fahrzeugunabhängige Reinigung begrenzt ist, ist neben der logistischen 
Versorgungslage für das jeweilige Einsatzgebiet auch die herstellerspezifische Fahrzeuginstandhaltung und Wartung 
nach den spezifischen Vorgaben der jeweiligen Fahrzeughersteller relevant, wozu herstellerspezifisches 
Meßequipment und das fahrzeugspezifische (Modell bzw. Modellserie) Werkzeug auf jedem dafür vorgesehenen 
Betriebshof vorgehalten werden muß. 
Hinweis:
Sofern Betriebshöfe sowohl Service, als auch Wartung und Instandhaltung nach Herstellervorgaben umsetzen, kann 
dieses abhängig von der Lage des Betriebshofes zur logistischen Versorgungszone zu längeren Fahrwegen führen, 
welches wiederum den Geschäftsbetrieb der möglichen Streckenlänge verkürzen oder zu notwendigen 
Betriebspausen für Ladezeiten führen kann.

▶ Der ÖV-Bordrechner ist kein Bestandteil vom Regelkreis, somit ist dieser offen statt geschlossen.
Damit gibt es kein Triggern / Monitoren der Fahrt durch den ÖV-Bordrechner, weshalb es keinen Einklang 
mit den Missionen auf dem AD-Bordsystem gibt, welches zu Inkonsistenzen in den Meldungen an die 
ÖV-Leitstelle führen kann.
Hinweis: 
Sofern die Aktualisierung von dispositiven Maßnahmen durch einen Übertragungsfehler nicht korrekt / vollständig 
zugestellt wurde, kann dieser Fehler nicht mehr erkannt werden, weil die Redundanz fehlt, z.B. Dispositive 
Maßnahme, Änderung der Fahrt bzgl. zwei Stationen (Mission). Das AD-Bordsystem prüft die Mission und bestätigt 
diese. Der ÖV-Bordrechner empfängt eine Fahrtänderung und bestätigt diese, da die Meldung über 14 fehlt, kann der 
ÖV-Bordrechner nicht erkennen, daß nur eine Mission bestätigt wurde, weshalb das Fahrzeug abweichend zum 
geplanten Fahrplan agiert. Die Abweichung ist nicht sicherheitsrelevant, weil „lediglich“ die Fahrgäste nicht so abgeholt 
oder zum Ziel befördert werden, wie es der Fahrplan ausweist. Als Folge ist mit Beschwerden und mit dem typischen 
Imageschaden der Unzuverlässigkeit zu rechnen, was die Akzeptanz der Nutzung von ÖPNV reduzieren kann.

Hinweis: 
Dieses ist die vom Konsortium per Mehrheit ausgewählte Lösung.
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 Das AD-Bordsystem sendet (über 14) alle potentiell relevanten Daten für die Disposition an den 
ÖV-Bordrechner, welcher gemäß den eigenen konfigurierbaren Vorgaben des ÖPNV-Unternehmens die 
selbständig selektiv auswählbaren Informationen (über 7) an die ÖV-Leitstelle weiterleitet.

▶ Das ÖPNV Unternehmen erzielt dadurch eine Unabhängigkeit von den fahrzeugspezifischen 
AD-Bordsystemen der unterschiedlichen Fahrzeughersteller (OEM), sowie von der gewählten Ausstattung 
(Feature Set) der möglichen Varianten, welche für unterschiedliche (Komfort-)Reisen angeboten werden 
können.
Hinweis:
Die vom ÖPNV-Unternehmen zugekauften autonomen Fahrzeuge werden unterschiedliche Ausstattungen aufweisen, 
insbesondere weil die Fahrzeugflotte nach und nach erneuert werden wird, wodurch selbst bei (nach der Bezeichnung) 
baugleichen Fahrzeugen sich Unterschiede in den verbauten (Ersatz-)Teilen und der innen liegenden Software der 
Steuergeräte (SECU) ergeben. Damit werden sich auch (leicht) unterschiedliche Ereignismeldungen des 
Fahrzeuginterfaces ergeben, welche das AD-Bordsystem zumindest an die AD-Leitstelle, sowie sofern für die 
Disposition oder die logistische Ortung relevant, an den ÖV-Bordrechner übermittelt. Da sich sowohl das 
AD-Bordsystem als auch der ÖV-Bordrechner im Fahrzeug des ÖPNV-Unternehmens befindet, hat dieses auch die 
vollständige Kontrolle über die Modifikationen und ggf. die kundenspezifischen Anpassungen (ggf. per 
Wartungsrahmenverträge), wodurch Updates / Upgrades für die spezifischen Geschäftsprozesse vertraglich / 
behinderungsfrei eingespielt werden können.

▶ Das ÖPNV Unternehmen erzielt dadurch eine Unabhängigkeit von einer ggf. je nach Fahrzeughersteller 
abhängigen Technischen Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle. Somit kann das ÖPNV Unternehmen 
eigenständig, wie bei den Betriebshöfen, entscheiden, wie viele AD-Leitstellen es betreiben möchte, was 
ebenfalls frei nach den Zonen der angebotenen Fahrbetriebe kosten- und personaloptimiert werden kann. 
Hinweis:
Die AFGBV §14 definiert Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle, welche der Halter zu 
gewährleisten hat. Dazu gehört der Nachweis der Eignung mittels Ausbildungsgrad oder herstellerspezifischer 
Schulung, sowie Fahrerlaubnis und Zuverlässigkeit der eingesetzten Person, welche durch den Halter zu 
gewährleisten sind. Hinzu kommen die Anforderungen nach AFGBV §13 Absatz 2, wobei insbesondere die technische 
Qualifikation des eingesetzten Personals, welches die Aufgaben nach AFGBV §13 Absatz 1 betreffend Service und 
Wartung, sowie die tägliche erweiterte (autonome) Abfahrkontrolle umsetzt.

▶ Das ÖPNV Unternehmen erzielt dadurch eine Unabhängigkeit von ggf. notwendigen Betriebshöfen, 
welche neben der logistischen Versorgungslage (Einsatzgebiet) auch Pflichten bezüglich Service, Wartung 
und Instandhaltung zu erfüllen haben (welche nicht auf die fahrzeugunabhängige Reinigung begrenzt 
sind). 
Hinweis:
Die AFGBV §13 Absatz 2 definiert Anforderungen an die technische Qualifikation des eingesetzten Personals, welches 
die Aufgaben nach AFGBV §13 Absatz 1 (Service und Wartung, sowie tägliche erweiterte Abfahrkontrolle) umsetzt. 

▶ Der ÖV-Bordrechner ist Bestandteil von dem geschlossenen Regelkreis.
Somit kann der ÖV-Bordrechner die Fahrt triggern / überwachen, wobei Abweichungen zu den Missionen 
(AD-Bordsystem) als Inkonsistenzen leicht zu erkennen sind. Außerdem werden potentielle 
Übermittlungsfehler (Funkloch) leicht erkannt, sobald eine dispositive Maßnahme von der ÖV-Leitstelle 
versendet wird und die Quittierung vom AD-Bordsytem beim ÖV-Bordrechner nicht eingeht ODER die 
Quittierung vom AD-Bordsytem eintrifft, aber die dispositive Maßnahme von der ÖV-Leitstelle vom 
ÖV-Bordrechner nicht empfangen wurde. Dadurch kann der ÖV-Bordrechner eine Wiederholung einer 
fehlgeschlagenen Übermittlung auslösen. 
Hinweis: 
Der ÖV-Bordrechner kann somit eigenständig Maßnahmen der Störungsbehebung einleiten.

Hinweis:
Die Kommunikation beinhaltet alle relevanten Meldungen (mit Priorisierungen), ausgenommen der Ereigniseinträge, die im 
Ereignisspeicher im Fahrzeug abgelegt werden, welche mit der Datenentsorgung (UC-09) archiviert werden.

Hinweis:
Die Anzahl unterschiedlicher Fahrzeuge von unterschiedlichen Herstellern erhöht den Bedarf von notwendigem Equipment für 
Service, Wartung und Instandhaltung, wobei gleichzeitig die Nutzungszeit des fahrzeugspezifischen Equipments durch die 
Verteilung der typischen Tätigkeiten durch die Anzahl der Fahrzeugmodelle / Hersteller sinkt, welches sich in höheren 
Instandhaltungskosten widerspiegelt.

 4.1.3 Marktbedarfsanalyse (MBA) – Zulieferer (Angebote aus dem Weltmarkt)

Der Weltmarkt ist geprägt von Angeboten unterschiedlichster Kategorien und Unternehmen, welche gemeinsam 
haben, daß sie ihre Produkte oder Dienstleistungen zum Erwerb anbieten. 
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Der Kreativität und der Innovation sind dabei keinerlei Grenzen gesetzt. Es kann frei kombiniert werden, jedoch 
müssen die einzelnen, ausgewählten Komponenten zu einem Ganzen (System) zusammengefügt werden und 
dabei als ein Ganzes agieren können. Somit sind die sich gegenseitig ergebenden Wechselwirkungen der Items 
und Elemente zu analysieren und durch geeignete Maßnahmen so zu verbinden, daß eine sichere Funktionalität 
sichergestellt ist. Das Verbinden erfolgt mittels Interface / Schnittstellen.

Damit ergibt sich ein n-dimensionaler Kreislauf (Spirale) von 

■ vorhandenen technischen Möglichkeiten plus den daraus resultierenden Anwendungsmöglichkeiten

■ Zielen, welche erreicht werden sollen plus den dafür erforderlichen Mitteln (Rohstoffe / Technik).

Fazit:

■ Ziele erfordern Möglichkeiten (Technik), welche Mittel zur Umsetzung von Zwecken bereitstellen.

■ Technik bietet Möglichkeiten zum Erreichen von Zielen. 

Die Kunst ist, das Notwendige möglichst effizient und kostengünstig zu verbinden, wobei ein nicht kopierbarer 
(patentgeschützter) Mehrwert entsteht, welcher das eigene Produkt / Unternehmen deutlich vom Markt abhebt, so 
daß möglichst viele potentielle Nutzer sich für dieses Produkt entscheiden.

 4.1.4 Marktbedarfsanalyse (MBA) – Öffentliche Verwaltung (Interessenvertreter Volk)

Das öffentliche Interesse der Anwender / Bevölkerung (Käufer) ist den Unternehmensinteressen (Verkäufer) genau 
entgegen gerichtet. 

■ Verkäufer → Gewinnmaximierung, 
jedoch ist eine Kostendeckung zwingend erforderlich (Bottom).

■ Käufer → Kostenminimierung, 
aber die moralische Zielsetzung ist ein angemessener fairer Preis (Bottom).

Das Ziel der öffentlichen Verwaltung wird gebildet aus dem Auftrag der Interessenvertretung der Bevölkerung, 
wobei die unterschiedlichen Fahrgastbedürfnisse gegenüber dem Marktangebot abzugleichen sind um 
Rahmenbedingungen zu schaffen, welche eine möglichst große Schnittmenge beinhalten.

 4.2 Erfüllung der Mobilitätsbedürfnisse 

 4.2.1 Erfüllung der Fahrgastbedürfnisse (Zweck → Anforderung an Technik) 

■ Mobilität (allgemein) resultiert aus der Abhängigkeit zum ÖPNV, weil kein eigenes Fahrzeug verfügbar oder 
nicht möglich, z.B. 

▶ altersbedingt zu jung für den Führerschein.

▶ altersbedingt zu unsicher für die Teilnahme, z.B. Angstgefühl der Überforderung allgemein, ggf. auch 
gesundheitlich z.B. schlechtes Sehen bei Nacht. 

▶ gesundheitlich, z.B. Medikamenteneinfluß oder Behinderung.
→ Verfügbarkeit, auch für Menschen mit Einschränkungen (technische Randbedingungen).

■ Pünktlichkeit 
→ Zuverlässigkeit und Sicherheit.

■ Verfügbarkeit 
→ Flexibilität, kurzfristig am Tag und auch Nachts.
→ Bereich (Räumlichkeit / Zone) der Nutzungsmöglichkeit. 

■ Unkomplizierte Nutzungsmöglichkeit mit
→ optisch gut lesbaren Texten und Beschriftungen,

bei schlechten Sichtbedingungen (Nachts / Nebel) beleuchtet.
→ einfacher und intuitiver Bedienung (Menüführung mit Navigationsunterstützung zur Anwendung). 
→ kurzen Wegen zur Zielerfüllung, d.h leicht auffindbare Informationen, ggf. Suchfunktion.
→ verständlicher Sprache, d.h. einfacher, klarer Satzbau möglichst ohne Fremdwörter.
→ alternativer Formulierung, ggf. auch in anderen Sprachen für ausländische Gäste.
→ Unterstützung zur Reiseroutenführung.
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(Eingabe Start und Zielpunkt liefert automatisiert mögliche Routen (Vorschläge) mit Abfahr- und Ankunft-, 
sowie Reisezeiten mit Angabe zu notwendigen Umsteigeanforderungen (Gepäck ist umzuladen). 

→ optionalen einfach buchbaren Zusatzangeboten zum gewünschten Reisekomfort,
wie z.B. Sitzplatz, Tischplatz, Abteil zum Arbeiten, WLAN, Strom, Lampe (vernünftige Lichtquelle) 

→ flexiblen Zahlungsmodularitäten (Bargeld, EC-Karte, Kreditkarte).
→ Gültigkeit des Tickets

- für nur eine ganz bestimmte Fahrt zu einem bestimmten Zeitpunkt (danach verfallen).
- für eine beliebige Fahrt mit einem bestimmten Anbieter (Reiseunternehmen).
- für eine beliebige Fahrt mit verschiedenen Anbietern (Flugticket gilt auch für Anreise mit Bahn).

→ verfügbarem Ansprechpartner (persönlich Vorort / virtuelle aber individuelle Videoberatung) bei Rückfragen.
→ streßfreier und erholsamer Reise, d.h. Erfüllung des Bedürfnisses

- Streben nach Gesundheit.
- Streben nach Sicherheit (keine Angst vor Ereignissen, wie z.B. einem Unfall oder Fahrzeugausfall).
- Streben nach Sicherheit (keine Angst vor Datenabgriff, sowie ausspionieren oder Überwachung)
- Streben nach Zuverlässigkeit (Pünktlichkeit).

 4.2.2 Abdeckung (Erfüllung) der Fahrgastbedürfnisse mittels attraktiver Angebote 

Der Versorger (Dienstleistungsanbieter) kann seine Marktposition beeinflussen durch die

■ Attraktivität seines Angebotes mittels

▶ Angebot mit zielgruppengerechtem Komfort.

▶ Verhältnis von Preis zu Leistung.

■ Kostenbedarfsreduktion (Kostendeckung) durch Effizienz mittels

▶ Senkung der Personalkosten durch Automatisierung (im Bereich ohne direkten Kundenkontakt).

▶ Senkung der Betriebskosten (Verbrauch von Rohstoffen), 
ggf. durch effizientere Antriebe oder Antriebsarten. 

▶ Verminderung der Kosten für Service, Instandhaltung und Wartung
durch den Einsatz von qualitativ hochwertigen, langlebigen Ersatzteilen mit passendem Break Even.

▶ zeitgemäßer Erneuerung der Betriebsstoffe (Fahrzeugflotte) nach dem Stand der Technik 
(Modernisierung).

■ Überwachung der Wirtschaftlichkeit der Angebote (Fahrrouten) auf Kostendeckung.

▶ Statistische Auswertung der Fahrgastzahlen (Nutzung) im Vergleich zu den aufgewendeten Kosten versus 
den realen Erlösen durch den Ticket-Verkauf, wobei die Nutzung (Marge) von Abonnements und 
Einzeltickets berücksichtigt wird. 
Hinweis:
Die KI gestützte Analyse (Erkennung von Häufigkeiten / Wiederholungen oder Ähnlichkeiten, ggf. Regelmäßigkeiten, 
oder sogar daraus extrahierbare Zusammenhänge im Sinne von ggf. aus Wechselwirkungen resultierenden 
Gesetzmäßigkeiten) und eine darauf basierende Optimierung ist möglich.

▶ Ermittlung der Versorgungsnotwendigkeit auf Basis der statistischen Nutzung. 

 4.2.3 Abdeckung der Fahrgastbedürfnisse mittels moderner, zeitgemäßer Technik

Potentielle Zulieferer aktualisieren kontinuierlich ihre Angebote auf dem Weltmarkt, welche dann zum Zeitpunkt der 
Erneuerung als zeitgerechte Erneuerung nach dem neuen, aktuellen Stand der Technik umgesetzt werden können, 
was wiederum die Attraktivität für den Fahrgast (Erfüllung des Bedürfnisses nach Modernität) angemessen 
realisiert.

 4.2.4 Abdeckung der Fahrgastbedürfnisse mittels politischer Ideologie

Öffentliche Verwaltungen / Behörden werden stets durch politische Interessen / Ideologien beeinflußt.

Solange diese für den individuellen Menschen verständlich und erstrebenswert sind, werden diese Menschen 
bevorzugt ein Angebot annehmen, welches ihrer eigenen Überzeugung entspricht.

Somit können politische Ideale die Attraktivität eines Angebotes steigern. 
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 4.3 Betriebsplanung für den Bedarfsverkehr

Quelle: 
Schnieder, Lars: Betriebsplanung im öffentlichen Personennahverkehr – Ziele, Konzepte, Methoden. 2. Auflage. Springer Verlag (Berlin) 2018. 

Legende:
■ Individualverkehr
■ Linienverkehr

öffentlich © ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH 2024 Seite 80/84

Abbildung 19: Flexibilität der Nutzungsoptionen

Zunehmende Flexibilität



ÖV-LeitmotiF-KI-AP6-TechnischesSicherheitskonzept(TSK)-v1.0.odt 10.09.2024 12:06:08
Michael Oettelt freigegeben

Szenario
Zuständigkeit

BHMS ÖV-Leitstelle AD-Leitstelle

Regelbetrieb n/a
V

(Fahrplanung)

V
(autonome 

Fahrt)

Ereignisfall 
(Disposition)

n/a
V

(Fahrplanung)
n/a

Unfall n/a
V

(Fahrgast-
information)

V
(Unfall-

management)

Notfall n/a
V

(Fahrgast-
information)

V
(Notfall-

management)

Verschmutzung
V

(Reinigung & 
Instandsetzung)

V
(Fahrzeug-
austausch)

n/a

Fundsachen V I n/a

Fehlverhalten n/a
I

(Teilnahme 
möglich)

V
(Ereignis-

management)
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Quelle: Kohl, W.; Schnieder, L.; Karnahl, K.: Mobilitätsdienste zur Eingliederung individuell abrufbarer 
Personentransportsysteme in den ÖPNV. 17. AAET, Braunschweig, 10.-11. Februar 2016, S. 140 - 149.
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Abbildung 20: Zusammenspiel von Leitstellen und Fahrzeug im ÖPNV
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 4.4 Service, Wartung und Instandhaltung

Quelle: 20231128_Antrittsvorlesung_Schnieder.pptx

Quelle: Schnieder, L.; Bock, U.: Predictive Maintenance von Schienenfahrzeugflotten. in: Verband Deutscher 
Eisenbahningenieure e.V. (Hrsg.), Eisenbahningenieurkompendium 2022
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 4.5 Validierung von KI-gestützten Methoden

Abbildung 22: Nutzung der Effizienz künstlicher Intelligenz

Anhand des Implementierungsstandes des Projektes sind notwendige Maßnahmen zur Sicherstellung der 
Trainingsdaten vorzuhalten, welche passend zum Referenzmodell abzugleichen sind, welches aufgrund des 
Betriebsgeheimnisses dem Produkthersteller eigenverantwortlich obliegt.

 4.6 Validierung im Feldtest (für den AP5 verantwortlichen Projektpartner)

Der für AP5 verantwortliche Projektpartner hat für den Feldtest die folgenden Szenarien ausgewählt: 
Quelle: AP5_Szenarienkatalog.pptx Stand 27.02.2024 um 18:05 von Stefan Orf.

■ Szenario 01 = KI-gestützte Remote Operation

■ Szenario 02 = Regelfahrt mit Regelhalt und Fahrgastwechsel

■ Szenario 03 = Dispositive Maßnahme – Neue Fahrt hinzufügen

■ Szenario 04 = Umleitung erzeugen und fahren

■ Szenario 05 = Nothalt

Der für AP5 verantwortliche Projektpartner hat eine hohe Expertise im Umgang mit dem EVA-Shuttle durch 
Erfahrungen aus früheren Projekten von  automatisierten und elektrifizierten Kleinbussen, wobei auch eine 
Flottenerprobung auf dem Testfeld Autonomes Fahren Baden-Württemberg (TAF-BW) umgesetzt wurde. Dieses 
Testfeld wird kontinuierlich angepaßt an die Bedarfe der Wissenschaft und Wirtschaft zur Erprobung und 
Absicherung automatisierter und autonomer Fahrfunktionen, sowie an die dafür notwendigen Systemkomponenten.
Außerdem ist der für AP5 verantwortliche Projektpartner Teilnehmer der VDA Leitinitiative autonomes und 
vernetztes Fahren inklusive KI.

Hinweis:
Die Ergebnisse aus dem Feldtest werden erst nach dem Ausscheiden der ESE vorliegen, weshalb in diesem TSK nur die 
theoretische Vorgehensweise beschrieben ist.

Hinweis:
Im Projekt ÖV-LeitmotiF-KI wurde am 04.06.2014 von der Mehrheit der Konsortialpartner beschlossen, daß
der Test von Nothalt und Notfall-Kommunikation nicht im Feldtest-Fahrzeug sondern im MockUp durchgeführt und 
im Video dokumentiert wird mit der Begründung:
• Im Fahrzeug (FZI-Shuttle) ist Hardware für Sprechverbindung nicht verfügbar.
• Funktionalität in der AD-Leistelle wird im Projekt nicht implementiert.
• FG-Notfallmanagement wird nicht implementiert.
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